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398 Musteraufnahmeantrag Freiwillige
Feuerwehr

Der AK Recht des Verbandes der Feuerwehren NRW
(VdF)hat einen Musteraufnahmeantrag fiir ehrenamtliche
Feuerwehrangehorige erarbeitet, der als PDF-Dokument
zur Verfiigung steht. Dieser Musteraufnahmeantrag be-
riicksichtigt die Regelungen der VOFF NRW sowie aktuelle,
insbesondere datenschutzbezogene Entwicklungen. Die-
sen Musteraufnahmeantrag FF konnen StGB NRW-
Mitgliedskommunen im Internet-Angebot des Verbandes
(Mitgliederbereich) unter Fachinfo und Service, Fachge-
biete, Recht, Personal, Organisation, Feuer-
wehr/Rettungswesen abrufen.

Der obere Rand aller Seiten wurde bewusst freigehalten,
um optional Ausdrucke auf mit kommunalem oder Feu-
erwehr-Logo versehenem Papier zu ermoglichen. Weitere
Informationen erhalten Interessierte vom Verband der
Feuerwehren in NRW e. V. - VdF NRW, WindhukstraRe 80,
42277 Wuppertal, Tel.: (02 02) 31 77 12-0.

Az.:15.1.10 Mitt. StGB NRW September 2018

399 Sieger im Wettbewerb ,,Europa bei uns
zuhause*

NRW-Europaminister Stephan Holthoff-Pfortner hat die
Sieger im Wettbewerb ,Europa bei uns zuhause“ be-
kanntgegeben. 34 Projekte der Stadtepartnerschaftsarbeit
und der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit mit den
Niederlanden und Belgien erhalten jeweils Pramien von
bis zu 5.000 Euro.

Mit dem Wettbewerb , Europa bei uns zuhause“ pramiert
die Landesregierung Projekte von bestehenden oder sich
anbahnenden europdischen Stadtepartnerschaften in
Nordrhein-Westfalen und Projekte der grenziiberschrei-
tenden Zusammenarbeit mit Partnern in den Niederlan-
den und Belgien. Neben Kommunen und Stadtepartner-
schaftsvereinen konnten sich in diesem Wettbewerbsjahr
zivilgesellschaftliche Organisationen wie etwa Sportver-
eine, Kulturorganisationen oder freiwillige Feuerwehren
bewerben.

Umgesetzt werden sollen die pramierten Projekte zwi-
schen August 2018 und Juli 2019. Sie verfolgen das Ziel,
neue Projekt- und Stadte-partnerschaften zu entwickeln,
schon bestehende Partnerschaften neu auszurichten und
sie inhaltlich zu erweitern. Die ausgewahlten Projekttra-
ger setzen sich zum Beispiel dafir ein, Nachwuchs fiir die
oft ehrenamtlich getragene Partnerschaftsarbeit zu ge-
winnen und dafiir zu begeistern, sich mit der Bedeutung
Europas und der Europdischen Union fiir das Leben vor
Ort auseinanderzusetzen. Die Pramien erhalten die Pro-
jekttrager als nachtragliche Kostenerstattung.

2016 hatte das Land 16 Projekte der Stadte- und Projekt-
partnerschaftsarbeit pramiert. 2017 waren es 21 Projekte.
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Termine des StGB NRW

10.09.2018 Prasidiumssitzung, Dlsseldorf

13.09.2018 Ausschuss fiir Finanzen und Kom-
munalwirtschaft, Wesel

04.10.2018 Ausschuss fir Gleichstellung, Dis-

seldorf

Fortbildung des StGB NRW

20.09.2018 Tagung ,Integration vor Ort - Hand-
lungspotenziale bei Wohnraumver-
sorgung und Arbeitsmarkt*, Diissel-
dorf

11.10.2018 Seminar ,Sicherstellung der arztli-

chen Versorgung in Kommunen®,
Disseldorf

Auch 2019 soll der Wettbewerb ,,Europa bei uns zuhause*
wieder ausgeschrieben werden. Weitere Informationen
und die in den Wettbewerbsjahren 2016 und 2017 pra-
mierten Projekte sind im Internet unter www.mbei.nrw
abrufbar.

Az.: 10.0.9-003 Mitt. StGB NRW September 2018

400 Stellungnahme zu Anderung
des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes

Der Stadte- und Gemeindebund NRW hat im Rahmen der
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande
zu dem Referentenentwurf zur Anderung des Abschie-
bungshaftvollzugsgesetzes Stellung genommen. Die Neu-
fassung bringt hauptsichlich Anderungen fir den inter-
nen Betrieb der Untersuchungseinrichtung fiir Ausreise-
pflichtige in NRW in Biiren.

Zu begriiRen ist, dass mit der Anderung das Land das
Problem der mangelnden Haftplatze angehen will. Die
Haftplatze sollen auf 175 Platze aufgestockt werden. In
der Stellungnahme haben wir darliber hinaus angeregt,
auch die Errichtung einer zweiten Abschiebungshaftein-
richtung in den westlichen Landesteilen zu prifen; die
Uberfiihrung aus Kommunen in den Regierungsbezirken
Dusseldorf und Kéln nach Biiren ist oftmals mit einer
erheblichen zeitlichen Belastung der kommunalen Mitar-
beiter in den Auslanderbehdrden verbunden.

Die Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Spitzenverbiande kann von StGB  NRW-
Mitgliedskommunen im Mitgliederbereich des StGB NRW-
Internetangebots unter Fachinfo/Service > Fachgebiete >
Recht, Personal, Organisation > Asyl-, Aussiedler- und
Auslanderrecht abgerufen werden.

Az.:16.1.11-002/004 Mitt. StGB NRW September 2018

401  NRW-weiter Warntag am 6. September 2018

Mit dem Runderlass ,,Warnung und Information der Be-
volkerung in Brand- und Katastrophenschutz - Warner-
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https://www.kommunen.nrw/mitgliederbereich/fachinfoservice/fachgebiete/rechtpersonal-organisation/kategorie/feuerwehrrettungswesen.html
https://www.kommunen.nrw/mitgliederbereich/fachinfoservice/fachgebiete/rechtpersonal-organisation/kategorie/feuerwehrrettungswesen.html
http://www.mbei.nrw/
http://www.kommunen-in-nrw.de/mitgliederbereich/fachinfoservice/fachgebiete/rechtpersonal-organisation/kategorie/asyl-aussiedler-und-auslaenderrecht.html
http://www.kommunen-in-nrw.de/mitgliederbereich/fachinfoservice/fachgebiete/rechtpersonal-organisation/kategorie/asyl-aussiedler-und-auslaenderrecht.html

lass -“ (MBI.NRW. 2018 Seite 351) wird in Nordrhein-
Westfalen erstmalig ein landesweiter Warntag festgelegt,
der jahrlich am ersten Donnerstag im September stattfin-
den wird. Das Ministerium des Innern hat den StGB NRW
jetzt dariiber informiert, dass Premiere des landesweiten
Warntages am 6. September 2018 ist.

Ziel des landesweiten Warntages ist es, die Bevolkerung
fir das Themenfeld Warnung zu sensibilisieren. Haufig
wissen die Burgerinnen und Birger nicht mehr, was
Warnsignale bedeuten oder wie man sich im Ereignisfall
richtig verhalt. Der landesweite Warntag soll dabei helfen,
das Thema Warnung wieder mehr ins Bewusstsein zu
ricken und im Sinne von ,Mein Schutz ist auch meine
Verantwortung® die Selbsthilfefahigkeit der Bevolkerung
zu starken. Themenschwerpunkt des ersten landesweiten
Warntages werden die Bedeutung der Sirenensignale
sowie grundlegende Informationen zu Warnanldssen,
Warnmitteln und Verhaltenshinweisen sein.

Damit bei Gefahrenlagen richtig reagiert werden kann,
sollen den Burgerinnen und Biirgern Handlungsoptionen
aufgezeigt werden. Auf diese Weise wird zugleich die
Arbeit der Einsatzkrafte erleichtert. Fiir die kommenden
Jahre ist beabsichtigt, den landesweiten Warntag jeweils
unter einen anderen Themenschwerpunkt zu stellen.
Wegen der vorgesehenen begleitenden Offentlichkeitsar-
beit nimmt das Ministerium unmittelbar Kontakt mit den
Kommunen auf, um vorbereitete Informationen weiter-
zugeben.

Az.: 15.2.12-005 Mitt. StGB NRW September 2018

402 Gremientitigkeit von
Hauptverwaltungsbeamten und -beamtinnen

Das NRW-Ministerium fiir Heimat, Kommunales, Bau und
Gleichstellung hat sich im Hinblick auf die Mitgliedschaft
von Hauptverwaltungsbeamten im international Business
Council der innogy SE geduBert. Dabei hat es klargestellt,
dass auch fiir diese Tatigkeit die Vorgaben des Bundes-
verwaltungsgerichts (Urteil vom 31. Marz 2011, 2 C
12/09) malgeblich sind. Dabei weist es auf die Umstédnde
des jeweiligen Falls hin. Das Schreiben des Ministeriums
vom 19.07.2018 kénnen die StGB NRW-
Mitgliedskommunen im verbandlichen Internet (Mitglie-
derbereich) unter Rubrik Fachinfo und Service/Fach-
gebiete/Recht, Personal, Organisation/Beamtenrecht
abrufen.

Az.: 14.0.19-002 Mitt. StGB NRW September 2018

403 Verwendung eines Muster-
Katastrophenschutzplans NRW

In einem Schreiben vom 23.04.2018 hat das Innenministe-
rium des Landes Nordrhein-Westfalen den Katastrophen-
schutzbehorden folgende Empfehlung zur Verwendung
eines Muster-Katastrophenschutzplanes gegeben: ,Der
Arbeitskreis Zivil- und Katastrophenschutz der Arbeitsge-
meinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in Nord-
rhein-Westfalen und des Verbandes der Feuerwehren in
Nordrhein-Westfalen hat Empfehlungen zu Inhalten und

M
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Gliederung eines Katastrophenschutzplans gemaR § 4
BHKG erarbeitet.

Diese Auflistung halte ich fiir geeignet, den Kreisen und
kreisfreien Stadten als Muster zu dienen. Sie enthalt ins-
besondere eine Gliederung der Regelungsbereiche, die -
unbeschadet der o6rtlichen bzw. regionalen Auspragung
der einzelnen Regelungsbereiche - zu einer gleichformi-
gen Strukturierung der Katastrophenschutzplane im Land
beitragen kann.

Gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenverbanden
empfehle ich, sich bei der Erstellung lhrer Katastrophen-
schutzpldne an Aufbau und Struktur des Muster-
Katastrophenschutzplans zu orientieren.

Die Inhalte der Empfehlung geben den Stand zu einem
bestimmten Zeitpunkt (Herbst 2017) wieder. Sie unterlie-
gen dem dynamischen Prozess der Weiterentwicklung des
Katastrophenschutzes in Nordrhein-Westfalen. Die konti-
nuierlichen Fortentwicklungen in den einzelnen Bereichen
sind daher auch weiterhin zu beriicksichtigen.

Beispielhaft verweise ich auf die in der Aktualisierung
befindlichen Erlasse zur Warnung und Information der
Bevolkerung, zu Meldungen an die Aufsichtsbehorden
Uber aulBergewdhnliche Ereignisse sowie zum Krisenma-
nagement durch Krisenstabe im Lande Nordrhein-
Westfalen bei GroReinsatzlagen, Krisen und Katastrophen
im Bereich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr hin, die
im Frithjahr veroffentlicht werden.”

Az.:15.2.12-008 Mitt. StGB NRW September 2018

404 Vorbildliche Initiativen der Zuwanderer-
Integration pramiert

Beim Bundeswettbewerb ,,Zusammenleben Hand in Hand
- Kommunen gestalten“ wurden im Rahmen einer feierli-
chen Preisverleihung im Bundesministerium des Innern,
fur Bau und Heimat in Berlin 21 Stadte, Gemeinden und
Landkreise fir ihre vorbildlichen Aktivitaten zur Integrati-
on von Zuwanderern und der Forderung des Zusammen-
lebens vor Ort ausgezeichnet. Der erstmals ausgelobte
Wettbewerb soll zur Nachahmung guter Praxis anregen
und die in der kommunalen Integrationsarbeit Tatigen in
ihrer Arbeit ermutigen und starken.

Der Deutsche Stadte- und Gemeindebund hat gemeinsam
mit den anderen kommunalen Spitzenverbanden auf
Bundesebene den Wettbewerb unterstiitzt. Die beeindru-
ckenden Beitrage insbesondere auch der kreisangehori-
gen Stadte und Gemeinden belegen, dass Integration
tatsachlich vor Ort stattfindet. Ein Fazit des Wettbewerbs
ist, dass die Gestaltungsspielrdume der Kommunen ge-
starkt werden miussen, die Kommunen fir die Integrati-
onsarbeit, die eine Daueraufgabe darstellen wird, aber
ausreichende Finanzmittel brauchen.

Mehr als 140 Beitrage wurden bei dem vom Deutschen
Institut fur Urbanistik (Difu) inhaltlich und organisato-
risch betreuten und von den kommunalen Spitzenverban-
den und dem Bundesverband Deutscher Stiftungen unter-
stiitzten Wettbewerb eingereicht. Diese hohe Zahl der
Wettbewerbsbeitrage und die insgesamt tUberzeugenden
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Aktivitaten der Arbeit vor Ort zur Integration und Forde-
rung des Zusammenlebens kénnen anderen Kommunen
einen Anreiz zur Nachahmung geben. Die Wettbewerbs-
beitrage zeigen eine beeindruckende Bandbreite an Kon-
zepten, Projekten und MaRBnahmen, mit der Kommunen
sich innovativ und kreativ fiir gutes Zusammenleben und
eine nachhaltige Integration engagieren. Dabei arbeiten
viele verschiedene Partner zusammen. Partizipation und
ehrenamtliches Engagement sind fester Bestandteil nahe-
zu aller Beitrage.

Eine unabhdngige Jury aus Wissenschaft und Praxis er-
mittelte aus den Wettbewerbsbeitragen die 21 Preistra-
ger. In der Kategorie ,Hervorragende strategische Aktivi-
taten” wurden 17 Kommunen ausgezeichnet: vier kreis-
freie Stadte, zehn kreisangehdrige Kommunen und drei
Landkreise. Die ausgezeichneten Kommunen erhielten ein
Preisgeld von je 25.000 Euro. In der Kategorie ,Bemer-
kenswerte Einzelprojekte“ wurden vier Kommunen pra-
miert, sie erhielten ein Preisgeld von jeweils 10.000 Euro.

Die Preistrager in der Kategorie ,Hervorragende strategi-
sche Aktivitaten“:

e kreisfreie Stddte: Dortmund, Landeshauptstadt Miin-
chen, Osnabriick, Landeshauptstadt Schwerin

e kreisangehdrige Kommunen: Alheim, Diemelstadt,
Dilmen, Samtgemeinde EIm-Asse, Everswinkel,
Henstedt-Ulzburg, Neuss, Osterholz-Scharmbeck, Lan-
deshauptstadt Saarbriicken, Schwabisch Gmiind

e Landkreise: Miinchen, Oberspreewald-Lausitz, Osnab-
rick

In der Kategorie ,Bemerkenswerte Einzelprojekte“: Bur-
genlandkreis, Geestland, Hanau, Minden

Die Wettbewerbsergebnisse sind im Internet abrufbar
unter www.kommunalwettbewerb-zusammenleben.de .

Az.:16.1.1-012 Mitt. StGB NRW September 2018

405 Konferenz ,Digitalisierung der Kommunen
in NRW“

Das Ministeriums fiir Wirtschaft, Innovation, Digitalisie-
rung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen (MWI-
DE) hat zur Konferenz ,Digitalisierung der Kommunen in
NRW* am 08. Oktober 2018 von 11:00h bis 14:30h in das
Hotel Maritim in Diisseldorf eingeladen. Eine Einladung
mit Konferenzablauf wird in den kommenden Wochen
verschickt.

Hintergrund der Veranstaltung ist, dass das Land Nord-
rhein-Westfalen die digitale Transformation in den Kom-
munen landesweit voranbringen will. Um wesentliche
Elemente dafiir zu entwickeln, haben sich fiinf vom MWI-
DE ausgewahlte Modellregionen auf den Weg gemacht.
Dabei ist die schnelle Ubertragbarkeit von Erkenntnissen
und Anwendungen auf moglichst viele weitere Kommu-
nen im Land laut Aussage des MWIDE vorrangiges Ziel des
Landes. Bei der Konferenz mochte sich Minister Professor
Dr. Pinkwart mit den Programmbeteiligten und allen an-
deren Kommunen {ber die Ubertragbarkeit der Erkennt-
nisse aus den Modellregionen austauschen.

Az.:17.0.5.3.2-002

M
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Mitt. StGB NRW September 2018

406 Falsche Angaben bei so genannter
Kommunaldatenbank Deutschland

Der Stadte- und Gemeindebund NRW wurde vom Deut-
schen Stadte- und Gemeindebund dariber informiert,
dass derzeit Schreiben eines ,Bundesverbandes Kommu-
naldatenbank® kursieren, die fiir eine Mitgliedschaft
kommunaler Gebietskorperschaften in einer sog. ,Kom-
munaldatenbank Deutschland“ werben. In den Schreiben
wird ,kostenfreier Zugang zu einer Infrastrukturdaten-
bank gegen Zahlung eines ,Jahresbeitrages“ in Hohe von
64 Euro angeboten. Diese Datenbank werde monatlich u.
a. durch das Statistische Bundesamt aktualisiert, mit des-
sen Hilfe die Datenbasis laut der Homepage
www.kommunaldatenbank.de auch aufgebaut worden
sei.

Der Prasident des Statistischen Bundesamtes hat dem
Deutschen Stadte- und Gemeindebund schriftlich mitge-
teilt, dass diese Angaben nicht zutreffend sind und dis-
tanziert sich von den Inhalten des Schreibens. Weder
stiinde seine Behorde in Kontakt mit dem Urheber dieser
Schreiben, noch wirke diese an der angepriesenen ,Da-
tenbank” mit.

Ebenso hat der DStGB in eigener Sache mitgeteilt, dass in
den angesprochenen Werbeschreiben Bezug auf ,neue
Anforderungen und Impulse eines 'deutschen Stadte- und
Gemeindetags' ,, genommen wird. Es existiert kein kom-
munaler Spitzenverband mit dieser Bezeichnung. Auf-
grund der Ahnlichkeit der Bezeichnungen wird darauf
hingewiesen, dass der Deutsche Stadte- und Gemeinde-
bund keinerlei Kontakte zu den Urhebern dieser Schreiben
hatte und keinerlei Aktivitaten entfaltet hat, die Zahlun-
gen fiir eine Mitgliedschaft in einem ,Bundesverband
Kommunaldatenbank“ nahelegen wiirden.

Az.: 18.2.2-001/001 Mitt. StGB NRW September 2018

407 Aufnahmesystem zur Steuerung
asylsuchender Fliichtlinge

Mit Schnellbrief 112/2018 vom 25.04.2018 hatte der StGB
NRW seine Mitgliedskommunen {iber die von der NRW-
Landesregierung beschlossene Umstellung des Aufnah-
mesystems zur Steuerung von asylsuchenden Fliichtlin-
gen informiert. In Umsetzung der ersten Stufe zum
01.07.2018 hat das Land einen entsprechenden Erlass
verkiindet. Dieser ist im fir StGB NRW-Mitglieds-
kommunen im Internet (Mitgliederbereich) unter Rubrik
Fachinfo und Service, Fachgebiete Recht, Personal, Orga-
nisation Asylrecht abrufbar.

Az.: 16.1.4.2-009 Mitt. StGB NRW September 2018

408 Ordnung, Steuerung und Begrenzung
der Zuwanderung

Das Bundesinnenministerium hat den seit Wochen ange-
kiindigten Masterplan nun doch noch veréffentlicht. Die-
ser identifiziert aus dem Blickwinkel des Bundesinnenmi-
nisteriums die wichtigsten Themen im Bereich Migrati-
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ons- und Fliichtlingspolitik. Wichtigstes Anliegen des
Masterplans sei die Fortentwicklung der Asyl- und Ruick-
kehrpolitik der letzten Legislaturperiode. Die konkreten
Umsetzungsschritte bleiben abzuwarten. Der Masterplan
ist fiir StGB NRW-Mitgliedskommunen im Internet (Mit-
gliederbereich) abrufbar unter Rubrik Fachinfo und Ser-
vice/Fachgebiete/Recht, Personal, Organisation/Asylrecht.

Az.:16.1.1-012 Mitt. StGB NRW September 2018

409 Fachsymposien ,,Schutzkonzepte
fiir Fliichtlingsunterkiinfte*

Die Stiftung Deutsches Forum fiir Kriminalpravention hat
den StGB NRW uber den Landespraventionsrat tiber bun-
desweite Fachsymposien zum Thema ,,Schutzkonzepte fiir
Fllichtlingsunterkiinfte informiert. Im Zentrum der Ver-
anstaltungen sollen u.a. die von der , Initiative zum Schutz
von gefliichteten Menschen in Fliichtlingsunterkiinften®
(www.gewaltschutz-gu.de) entwickelten und bundesweit
einheitlichen Mindeststandards diskutiert ggf. neuen
Entwicklungen angepasst werden.

Hintergrund ist, dass sich in den letzten Jahren zahlreiche
Akteure - auf Landesebene, in den Kommunen, bei freien
Tragern und ehrenamtlichen Initiativen - dafiir eingesetzt
haben, geflichtete Menschen nach ihrer Ankunft in
Deutschland vor erneuten Gewalterfahrungen und Aus-
beutung zu schitzen.

Ob vor Ort in einer Erstaufnahmeeinrichtung oder auf
Bundesebene: Die intensive Kooperation und das Zusam-
menwirken unterschiedlicher Akteure sind zentral fir die
Erarbeitung und Umsetzung von Schutzkonzepten. Mit
der gemeinsamen ,Initiative zum Schutz von gefliichteten
Menschen in Fliichtlingsunterkiinften“ des Bundesminis-
teriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ), UNICEF, der Stiftung Deutsches Forum fiir Kri-
minalpravention und einem breiten Netzwerk von Partne-
rinnen und Partnern wie der polizeilichen Kriminalpraven-
tion der Lander und des Bundes, wurden erstmals bun-
desweit einheitliche Mindeststandards veroffentlicht, die
bereits einigen Landesschutzkonzepten als Grundlage
dienen.

Die Mindeststandards konnen im Internet heruntergela-
den werden unter dem Link www.gewaltschutz-
gu.de/themen/die_mindeststandards/. Begleitend zu den
MaRnahmen in der praktischen Umsetzung der Mindest-
standards, werden auch dieses Jahr in Kooperation mit
den jeweiligen Ldnderministerien ,Fachsymposien“ aus-
gerichtet, um den fachlichen Austausch mit Verantwor-
tungstragern aus Bund, Landern und Kommunen sowie
den praktischen Anwendern vor Ort zu ermoglichen.

Eine Ubersicht der anstehenden Termine sowie die pas-
senden Anmeldeformulare kann dem folgenden Link ent-
nommen werden: www.willkommen-bei-freunden.de/ak
tuelles/meldung/fachsymposien-schutzkonzepte-fuer-
fluechtlingsunterkuenfte-2018/ .

Az.:16.1.4.2-011
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Mitt. StGB NRW September 2018

410 EU-Kommission und GroBbritannien
zu Verhandlungen iiber Austritt

Die Europdische Kommission und das Vereinigte Konig-
reich (GB) haben eine gemeinsame Erklarung veréffent-
licht, in der dargelegt wird, welche Fortschritte im Hin-
blick auf den Entwurf des Austrittsabkommens (Brexit)
gemacht worden sind. Am 28.02.2018 hatte die Europai-
sche Kommission schon den Entwurf eines Austrittsab-
kommens zwischen der Europdischen Union und GB ver-
offentlicht.

Die EU und GB sollten nun bis Oktober 2018 eine endgiil-
tige Einigung uber das Austrittsabkommen sowie eine
begleitende politische Erkldrung tiber den Rahmen fiir die
kiinftige Beziehung (zum Beispiel zum Nordirland-
Problem) erzielt haben, um eine rechtzeitige Ratifizierung
durch das Européische Parlament, den Rat (Artikel 50) und
GB gemal} seinen verfassungsrechtlichen Vorschriften zu
ermoglichen. Rein formal gesehen und ohne konkrete
Zahlenangaben liegen nun gemeinsame Aussagen in
folgenden politischen Bereichen vor:

¢ Informationen zu Warenimporten beziehungsweise -
exporten (Gesundheit, Verbraucherschutz, besondere
Spezifika der Waren)

e Regelung zur Mehrwertsteuer, auch zur indirekten
Besteuerung;

e Geistiges Eigentum;

e Zusammenarbeit im Justizwesen (Anerkennung von
Urteilen, Polizei);

o Offentliches Auftragswesen;

e Herstellung und Kontrolle von Atomenergie (EU-
RATOM);

e Anerkennung von Anspriiche im Bereich der Steuern;

e Zugang zu Informationssystemen (Datenzugriff).

Weitere Informationen: Gemeinsame Erklarung vom 19.
Juni 2018 - https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-
political/files/joint_statement.pdf (nurin Englisch) (Quel-
le: DStGB Aktuell 2518 vom 22.06.2018)

Az.: 10.0.3-001 Mitt. StGB NRW September 2018

411 Jugendforum der Stadtepartnerschaften
zwischen Deutschland und Russland

Zum Abschluss des Deutsch-Russischen Jahres der kom-
munalen und regionalen Partnerschaften 2017/2018
findet vom 30. September bis 05. Oktober 2018 in Ham-
burg das Jugendforum der Stadtepartnerschaften zwi-
schen Deutschland und Russland statt. Das Jugendforum
ist eine Initiative der Stiftung Deutsch-Russischer Jugend-
austausch und wird von der Stiftung Deutsch-Russischer
Jugendaustausch organisiert; Kooperationspartner ist das
Deutsch-Russische Forum.

Das Deutsch-Russische Forum e. V. informierte den Deut-
schen Stadte- und Gemeindebund tber die Ausschreibung
zum diesjahrigen Jugendforum der Stadtepartnerschaften
zwischen Deutschland und Russland, das vom 30. Sep-
tember bis 05. Oktober 2018 in Hamburg stattfinden
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wird. Das Jugendforum steht unter dem Motto ,Stadt-
entwicklung durch Jugendaustausch” und hat das Ziel,
konkrete Projekte fiir den Jugendaustausch zwischen den
Partnerstadten zu initiieren und den Austausch sowie die
Vernetzung unter den Akteuren anzuregen. Die Stadte
und Gemeinden sind herzlich eingeladen, engagierte jun-
ge Menschen aus deutsch-russischen Stadtepartnerschaf-
ten zu nominieren. Der Anmeldeschluss fiir Bewerbungen
ist der 15.07.2018.

Weitere Informationen zu Bewerbung und Programm
finden sich im Internet unter www.stiftung-drja.de
(Rubrik: Aktuelles / Aktuelle Stiftungsprojekte / Jugendfo-
rum Stadtepartner). Fiir Fragen zum Jugendforum stehen
die Ansprechpartner der Stiftung Deutsch-Russischer
Jugendaustausch zur Verfligung: Isabella Sommer, Pro-
jektleiterin, Tel: (040) 8788679-37, E-Mail: isabella.somme
r@stiftung-drja.de , Benjamin Holm, Referent AuBerschu-
lischer Austausch, Tel: (040) 8788679-14, E-Mail: benja-
min.holm@stiftung-drja.de (Quelle: DStGB Aktuell 2518
vom 22.06.2018).

Az.: 10.0.9-002 Mitt. StGB NRW September 2018

412 Nutzungshandbuch zum BOS-Digitalfunk

Durch das Redaktionsteam NRW wurde das Nutzungs-
handbuch fiir den Digitalfunk fiir Behérden und Organisa-
tionen mit Sicherheitsaufgaben in NRW - Version 3.0 als
Fortschreibung fir die bestehende Version 2.5 erarbeitet.
Nach der fiir den Bereich der nichtpolizeilichen Gefahren-
abwehr erforderlichen Zustimmung durch die Arbeits-
gruppe zur Einfiihrung des BOS-Digitalfunks fiir die nicht-
polizeiliche Gefahrenabwehr (ARDINI) im Rahmen eines
Umlaufbeschlusses hat das Ministerium des Innern das
NHB NRW V 3.0 ab sofort in Kraft gesetzt. Die bisherige
Version 2.5 wird aufgehoben.

Das Nutzungshandbuch fiir den Digitalfunk in NRW -
Version 3.0 ist fir StGB NRW-Mitgliedskommunen im
Internet (Mitgliederbereich) unter Rubrik Fachinformation
und Service, Recht, Personal und Organisation, Rettungs-
wesen/Feuerwehr abrufbar.

Az.:15.1.18-001/002 Mitt. StGB NRW September 2018

413 Umfrage und Wettbewerb ,,Erfolgreich
vernetzt in Europa“

Der RGRE hat der Geschaftsstelle jetzt folgende Informa-
tion libermittelt: Das Bundesministerium des Innern, fiir
Bau und Heimat (BMI) zeichnet mit dem Wettbewerb
4Erfolgreich vernetzt in Europa - gemeinsam Stadte und
Regionen gestalten” vernetzte Kommunen und Regionen
jeder GrofRRe aus. Das Ziel ist es, die Sichtbarkeit der vielfal-
tigen europdischen Vernetzung deutscher Kommunen
und Regionen zu erhohen. Parallel soll mit einer Umfrage
der Status Quo der Vernetzung erfasst und Chancen und
Herausforderungen benannt werden. Die Teilnahme am
Wettbewerb und an der Umfrage ist bis zum 13. Juli 2018
moglich.

Der Wettbewerb wurde vom Bundesministerium des
Innern, fir Bau und Heimat (BMI) erst-malig ausgelobt
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und pramiert vier Kommunen und Regionen, die in Europa
vielfaltig vernetzt sind. Mit der Durchfiihrung ist das Bun-
desinstitut fur Bau, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
beauftragt.

Aufgerufen zur Teilnahme sind bundesweit Kommunen
und Regionen jeder GroRe, die mit europdischen Partnern
im Rahmen eines raumentwicklungspolitischen Projekts
in den Bereichen Daseinsvorsorge und (soziale) Infrastruk-
tur, Energie und Klimawandel sowie Mobilitat und Ver-
kehr grenzuberschreitend zusammenarbeiten. lhre Be-
werbung konnen Sie bis zum 13. Juli 2018 (siehe unten)
einreichen. Die vier Gewinner werden im November 2018
im Rahmen einer medienwirksamen Preisverleihung in
Berlin ausgezeichnet und erhalten ein professionelles
Werbepaket fur ihre Offentlichkeitsarbeit.

Zudem soll mithilfe einer Umfrage der Status Quo der
Vernetzung erfasst sowie Chancen und potentielle Her-
ausforderungen benannt werden. Auch Kommunen und
Regionen, die bisher noch nicht europaisch vernetzt sind
und ihr grenziiberschreitendes Engagement ausbauen
mochten, konnen sich hier ebenfalls bis zum 13. Juli 2018
an der Umfrage beteiligen. Weitere Details zum Wettbe-
werb und zur Umfrage finden Sie auf der Internetseite des
Bundesinstituts fur Bau, Stadt- und Raumforschung. Ger-
ne konnen Sie Ihre Fragen an die nachstehende E-Mail
Adresse richten: erfolgreich-vernetzt@adelphi.de .

Az.:10.0.6.-001/001 Mitt. StGB NRW September 2018

Finanzen und Kommunalwirtschaft

414 Deutschlandweit groRBe Zustimmung
zur Energiewende

Das Energiewendebarometer der KfW zeigt, dass mehr als
90 Prozent der Haushalte in Deutschland hinter der Ener-
giewende stehen. Allerdings gilt, dass Haushalte gerade in
den Stadten noch mehr fiir die Energiewende tun miissen.

Die KfW hat erstmals ein Energiewendebarometer verof-
fentlicht. Dabei wurden insgesamt 3.700 in Deutschland
ansdssige private Haushalte in Deutschland befragt. Ziel
der Befragung ist es, herauszufinden, in welchem Umfang
energiewenderelevante Technologien in den unterschied-
lichen Haushalten zum Einsatz kommen. Hierbei wurde
auch die geplante Nutzung abgefragt, um abschatzen zu
konnen, in welchen Bereichen die grofRten Zuwdchse zu
erwarten sind.

Die erste Feststellung der Studie betrifft die Bedeutung
der Energiewende fiir Deutschland. So halten 54 Prozent
der befragten Haushalte die Energiewende fiir sehr wich-
tig und immerhin noch 38 Prozent der Haushalt die Ener-
giewende fir wichtig. Dabei wird auch anerkannt, dass
die Energiewende eine Gemeinschaftsaufgabe von Staat,
Industrie und Privatpersonen ist, bei der jeder seinen Teil
beitragen muss.
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Uberwiegend im Idndlichen Raum

Nicht nur der Ausbau der grofRen EE-Anlagen wie Wind-
und Solarparks findet im landlichen Raum statt, sondern
auch die Haushalte im landlichen Raum sind deutlich
aktiver, was die Investitionen in Energiewendetechnolo-
gien angeht. So ist der Anteil an Haushalten, die Solar-
thermie-Anlagen oder PV-Anlagen haben, in Land-, Klein-
und Mittelstadten mindestens doppelt so hoch wie in
GroRstadten.

GroRte Motivation der Haushalte, die schon Energiewen-
detechnologien verwenden, ist, einen Beitrag zum Klima-
schutz zu leisten und mogliche Kosteneinsparungen zu
erreichen. Bei besseren Finanzierungs- und Fordermog-
lichkeiten konnte sich ein erheblicher Teil der noch nicht
aktiven Haushalte Investition in Solarthermie-, PV-
Anlagen oder andere Energiewendetechnologien vorstel-
len.

Zukunftsthema Elektromobilitdt

Die Befragung der KfW zeigen auch, dass jeder sechste
Haushalt tber die Anschaffung eines Elektrofahrzeuges
nachdenkt. Die grolRten Hindernisse bei der Anschaffung
sehen die befragten Haushalte aktuell noch in einer unzu-
reichenden Ladeinfrastruktur, der begrenzten Reichweite
der Fahrzeuge und dem verhaltnismaRBig hoheren Kauf-
preis.

Die Befragung der KfW zeigt, dass es groRBe Potenziale und
groBen Willen gibt, um die Energiewende gerade im Be-
reich der Haushalte voranzubringen. Dabei gilt vor allem,
dass die beste Energie die ist, die erst gar nicht verbraucht
wird und EnergieeffizienzmaBnahmen im Bereich der
Haushalte notwendig sind. Bei der Schaffung von Forder-
tatbestanden und finanziellen Anreizen muss auch immer
die Sinnhaftigkeit der MaBnahme betrachtet und bewer-
tet werden.

Die Studie bestatigt auch, dass mittels des flachende-
ckenden Ausbaus der Ladeinfrastruktur ein wesentliches
Hindernis fir Elektromobilitdt abgebaut werden kann.
Dabei ist zu beachten, dass bei der Forderung des Ausbaus
der Ladeinfrastruktur auch die Ertiichtigung der Energie-
netze betrachtet und umfasst wird.

Das KfW-Energiewendebarometer ist im Internet unter
www.kfw.de , Rubrik ,KfW-Konzern / Newsroom / Aktuel-
les“ abrufbar.

Az.: 28.6.9-004 we Mitt. StGB NRW September 2018

415 Bundesfinanzhof zu Umsatzsteuer
bei Leistungen von Sportvereinen

Der Bundesfinanzhof sieht Leistungen, die Sportvereine
gegen gesondertes Entgelt erbringen, als nicht ohne Wei-
teres umsatzsteuerfrei an. Mit Beschluss vom 21.06.2018
hat er deshalb ein Vorabentscheidungsersuchen an den
Gerichtshof der Europaischen Union gerichtet. Dabei geht
es insbesondere um die Frage, ob die gegeniiber dem
nationalen Recht giinstigere unionsrechtliche Regelung
unmittelbar zur Anwendung kommt (Az.: V R 20/17).
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Der Klager, ein Golfverein, erbrachte verschiedene Leis-
tungen gegen gesondert vereinbartes Entgelt. Dabei han-
delte es sich insbesondere um die Berechtigung zur Nut-
zung des Golfspielplatzes (Greenfee), um die leihweise
Uberlassung von Golfbéllen fur das Abschlagstraining
mittels eines Ballautomaten und um die Durchfiihrung
von Golfturnieren, bei denen der Klager Startgelder fur die
Teilnahme vereinnahmte. Das beklagte Finanzamt sah
diese Leistungen als umsatzsteuerpflichtig an. Demge-
genuiber bejahte das FG der ersten Instanz eine Steuer-
freiheit, die sich zwar nicht aus dem nationalem Recht,
aber aus dem Unionsrecht und dabei aus Art. 132 Abs. 1
Buchst. m MwStSystRL ergebe.

Hieran zweifelt der BFH. Aus der Rechtsprechung des
EuGH konne abgeleitet werden, dass Art. 132 Abs. 1
Buchst. m MwsStSystRL keine unmittelbare Wirkung zu-
komme, sodass sich Steuerpflichtige auf diese Bestim-
mung nicht berufen kénnten, um sich gegen eine Steuer-
pflicht nach nationalem Recht zu wehren. Er legt dem
EuGH folgende Fragen zur Vorabentscheidung vor:

e Kommt Art. 132 Abs. 1 Buchst. m MwStSystRL, nach
dem ,bestimmte, in engem Zusammenhang mit Sport
und Korperertiichtigung stehende Dienstleistungen,
die Einrichtungen ohne Gewinnstreben an Personen
erbringen, die Sport oder Korperertiichtigung ausu-
ben®, unmittelbare Wirkung zu, sodass sich Einrich-
tungen ohne Gewinnstreben bei fehlender Umsetzung
unmittelbar auf diese Bestimmung berufen kénnen?

e Bei Bejahung der ersten Frage: Handelt es sich bei der
sEinrichtung ohne Gewinnstreben“ i.S. von Art. 132
Abs. 1 Buchst. m MwStSystRL um einen autonom uni-
onsrechtlich auszulegenden Begriff oder

e sind die Mitgliedstaaten befugt, das Vorliegen einer
derartigen Einrichtung von Bedingungen wie § 52
i.V.m. § 55 AO (oder den §§ 51 ff. AO in ihrer Gesamt-
heit) abhdngig zu machen?

e Falls es sich um einen autonom unionsrechtlich auszu-
legenden Begriff handelt: Muss eine Einrichtung ohne
Gewinnstreben i.S. von Art. 132 Abs. 1 Buchst. m
MwStSystRL lber Regelungen fiir den Fall ihrer Auflo-
sung verfligen, nach denen sie ihr dann vorhandenes
Vermogen auf eine andere Einrichtung ohne Gewinn-
streben zur Forderung von Sport und Korperertiichti-
gung zu Ubertragen hat?

Sollte der EuGH eine unmittelbare Wirkung von Art. 132
Abs. 1 Buchst. m MwsStSystRL verneinen, wiirde dies zu
einer Rechtsprechungsianderung fiihren. Denn der BFH
hat in der Vergangenheit eine unmittelbare Wirkung und
Berufbarkeit bejaht. Dies fiihrte insbesondere zu einer aus
dem Unionsrecht abgeleiteten Steuerfreiheit fir die Be-
rechtigung zur Nutzung des Golfspielplatzes (Greenfee)
und fur die leihweise Uberlassung von Golfbillen [EuGH-
Urteil v. 16.10.2008, C-253/07 (Canterbury Hockey Club
und Canterbury Ladies Hockey Club)].

Nicht streitig ist in der nunmehr beim EuGH anhangigen
Rechtssache, ob Golfvereine, die von ihren Mitgliedern
Vereinsbeitrage erheben, auch insoweit steuerpflichtige
Leistungen erbringen. Nach der derzeitigen nationalen
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Rechtslage (vgl. Abschnitte 1.4 und 2.10 UStAE) wird bei
Leistungen, die Vereinigungen ihren Mitgliedern gegen
Mitgliederbeitrag erbringen, zwischen echten Mitglieder-
beitrdgen und Beitragen, die den Sonderbelangen der
Mitglieder dienen, unterschieden.

Soweit eine Vereinigung zur Erfullung ihrer den Gesamt-
belangen samtlicher Mitglieder dienenden satzungsge-
maBen Gemeinschaftszwecke tatig wird und dafiir sog.
echte Mitgliederbeitrage erhebt, fehlt es ganzlich an ei-
nem (steuerbaren) Leistungsaustausch mit dem einzelnen
Mitglied. Erbringt die Vereinigung hingegen Leistungen,
die die Sonderbelange der einzelnen Mitglieder betreffen,
und erhebt sie dafiir Beitrage entsprechend der tatsachli-
chen oder vermuteten Inanspruchnahme ihrer Tatigkeit,
liegt ein (steuerbarer) Leistungsaustausch vor. Deshalb
sind die Leistungen der Vereine, die nicht den Sonderbe-
langen einzelner Mitglieder dienen, nach nationalem
Recht derzeit grundsatzlich nicht umsatzsteuerbar.

Az.: 41.6.8.1-003 Mitt. StGB NRW September 2018

416 Offentliche Schulden bundesweit 2017

Nachdem das Statistische Bundesamt Ende Marz die vor-
laufigen Ergebnisse zum Schuldenstand des Offentlichen
Gesamthaushalts (einschlieflich Sozialversicherung und
aller Extrahaushalte) zum Stichtag 31. Dezember 2017
verdffentlicht hatte, liegen nun die endgiiltigen Ergebnis-
se vor. Die Gesamtverschuldung beim nicht-6ffentlichen
Bereich lag zum Jahresende 2017 bei 1.967,177 Mrd. Euro.
Der Schuldenstand sank somit im Vergleich zu den redi-
gierten Zahlen aus dem Vorjahr um 2,1 Prozent (42,1 Mrd.
Euro).

Die Verschuldung des Bundes nahm um 1,2 Prozent (14,5
Mrd. Euro) auf 1.242,5 Mrd. Euro ab. Mit einem Riickgang
um 3,7 Prozent bzw. 22,5 Mrd. Euro ging die Verschuldung
der Lander auf 586,2 Mrd. Euro zuriick. Prozentual sank
die Verschuldung statistisch in Sachsen (-16,0 %), Baden-
Wirttemberg (-13,0 %) und Bayern (-12,7 %) am starks-
ten, wahrend in den Ldndern Hamburg (+4,6 %), Thirin-
gen (+3,5 %) und Sachsen-Anhalt (+2,2 %) ein Schulden-
aufwuchs festzustellen war.

Der kommunalen Ebene gelang es ebenfalls, Schulden
abzubauen. Zum 31. Dezember 2017 waren die Gemein-
den und Gemeindeverbande beim nicht-6ffentlichen Be-
reich mit 138,0 Mrd. Euro verschuldet, was einen Rick-
gang um 3,5 Prozent (-5,0 Mrd. Euro) bedeutet. Besonders
stark ging die kommunale Verschuldung nach den aktuel-
len Zahlen des Statistischen Bundesamtes in Sachsen (-9,5
%), in Sachsen-Anhalt (-6,8 %) und Hessen (-6,4 %) zurlick.
Die kommunale Kassenkreditverschuldung lag Ende 2017
bei 42,774 Mrd. Euro.

Betrachtet man nur die Kernhaushalte, so belduft sich der
kommunale Schuldenstand auf 124,426 Mrd. Euro, davon
sind 42,2 Mrd. Euro Kassenkredite. Uber die Hilfte der
Kassenkredite gehen auf Kommunen in Nordrhein-
Westfalen zuriick (25,9 Mrd. Euro). Die kreisangehdrigen
Gemeinden und Amter waren zum 31. Dezember 2017
mit 57,12 Mrd. Euro, wovon 15,8 Mrd. Euro Kassenkredite
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sind, verschuldet.

Die Fachserie zum Schuldenstand des Offentlichen Ge-
samthaushalts zum 31. Dezember 2017 kann im Internet
abgerufen werden unter:
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/F
inanzenSteu-
ern/OeffentlicheHaushalte/Schulden/SchuldenOeffentlic
herHaushalte2140500177004.pdf?  blob=publicationFile

Az.: 41.5.4-001/001 Mitt. StGB NRW September 2018

417 Bundeshaushalt 2018 und Entwurf fiir 2019

Nachdem der Bundestag am 5. Juli 2018 das Haushaltsge-
setz 2018 beschlossen hatte, billigte tags darauf auch der
Bundesrat den Etat fiir das laufende Haushaltsjahr. Der
Bundeshaushalt 2018 sieht Einnahmen und Ausgaben von
jeweils 343,6 Mrd. Euro vor, dies bedeutet eine Steigerung
um 3,8 Prozent gegeniiber dem Vorjahr. Nach Unter-
zeichnung durch den Bundesprasidenten kann das Haus-
haltsgesetz riickwirkend zum 1. Januar 2018 in Kraft tre-
ten, damit endet dann auch die vorlaufige Haushaltsfiih-
rung. Von den 343,6 Mrd. Euro entfallen alleine 139,2
Mrd. Euro auf das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozi-
ales. Hernach folgt bereits das Verteidigungsministerium,
das in diesem Jahr 38,5 Mrd. Euro verausgaben kann,
gegeniiber dem Vorjahr sind dies 1,5 Mrd. Euro mehr.

Am 6. Juli 2018 hat das Bundeskabinett die Entwiirfe fiir
den Bundeshaushalt 2019 und den Finanzplan bis 2022
verabschiedet. Auch im kommenden Jahr sollen bei er-
warteten Ausgaben in Hohe von 356,8 Mrd. Euro (+3,8 %
zu 2018) keine neuen Schulden aufgenommen werden.
Méglich ist dies unter anderem durch die weiterhin gute
konjunkturelle Lage und die daraus resultierende positive
Entwicklung beim Steueraufkommen (2019 voraussicht-
lich 333 Mrd. Euro).

Erstmals seit 2002 wird die gesamtstaatliche Schulden-
standsquote Deutschlands im kommenden Jahr unter die
Maastrichts-Schuldenstandsgrenze von 60 Prozent auf
58,25 Prozent sinken. Der neue Finanzplan fiir die Jahre
2020 bis 2022 sieht um rund 2 Prozentpunkte geringere
Ausgabensteigerungen als noch in den Jahren 2018 und
2019 vor. Fir das Jahr 2022 wird mit Ausgaben in Hohe
von 375,5 Mrd. Euro kalkuliert. Da die Planungen keine
Neuverschuldung vorsehen, wird die Schuldenstandsquo-
te weiter absinken und im Jahr 2022 deutlich unter der
Maastricht-Grenze bei dann 52 Prozent liegen.

Die Bundesregierung plant in den Jahren 2019 bis 2022
mit Investitionsausgaben von 151,6 Mrd. Euro. Jahrlich
werden 37,9 Mrd. Euro veranschlagt, Investitionsschwer-
punkte sind: Infrastruktur, Bildung, Wohnen und Digitali-
sierung. Hingewiesen sei darauf, dass hierunter keine
Investitionen aus Sondervermogen des Bundes, wie zum
Beispiel dem Kommunalinvestitionsférderungsfonds oder
dem geplanten Fonds fiir ,,Digitale Infrastruktur fallen.

Von kommunalem Interesse sind unter anderem die fir

die prioritare Mallnahme aus dem Koalitionsvertrag ,Kita
(Gebiihren und Qualitat)“ angesetzten Mittel in Hohe von
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3,5 Mrd. Euro fiir die Jahre 2019 bis 2021 (0,5 Mrd. Euro in
2019). Fir die MaRnahme ,Ganztagsschule/Ganztags-
betreuung® wurden investive Ausgaben von zwei Mrd.
Euro veranschlagt. Hinsichtlich Integrationskursen sieht
der Einzelplan des Bundesministeriums des Innern, flr
Bau und Heimat 668 Mio. Euro in 2019 und jeweils 559
Mio. Euro in den Folgejahren vor.

Fiir die berufsbezogene Deutschsprachférderung durch
das BAMF werden jahrlich 470 Mio. Euro bereitgestellt.
Hinsichtlich der Ausgaben fiir Bildungs- und Teilhabeleis-
tungen fiir bedirftige Kinder veranschlagt der Bund eine
Entlastung der Kommunen Uber eine erhohte Beteiligung
an den Kosten fiir Unterkunft und Heizung von jahrlich
rund 0,6 Mrd. Euro. Ab dem Jahr 2021 sieht der Finanzplan
eine jahrliche Zufiihrung in Hohe von 2 Mrd. Euro in eine
Riicklage ,Demografievorsorge Rente“ vor. Hinsichtlich
des sozialen Wohnungsbaus wurden die Mittel fiir 2019
um 500 Mio. Euro auf dann rund 1,5 Mrd. Euro erhoht, fir
die Jahre 2020 und 2021 sind jeweils eine Mrd. Euro vor-
gesehen.

Quellen: Gesetz Uber die Feststellung des Bundeshaus-
haltsplans fir das Haushaltsjahr 2018 (Haushaltsgesetz
2018): www.bundesrat.de . Eckdaten und Kennziffern
zum Haushaltsentwurf 2019 und zur Finanzplanung bis
2022: www.bundesfinanzministerium.de .

Az.: 41.4.3-001/004 Mitt. StGB NRW September 2018

418 Bundesrat zu Starkung landlicher Raume

sowie Kooperationsverbot

Anfang Mai 2018 hatte das Bundeskabinett einen Geset-
zesentwurf zur Anderung beziehungsweise Einfligung der
Artikel 104 ¢, 104 d, 125 c und 143 e des Grundgesetzes
verabschiedet. Zum Entwurf hat der Bundesrat am 6. Juli
2018 nun eine Stellungnahme beschlossen. Das Gesetzes-
paket verfolgt im Wesentlichen den Zweck der verfas-
sungsrechtlichen Absicherung der geplanten finanziellen
Hilfen des Bundes fiir die Kommunen. Konkret sollen so
Bundesmittel fiir die Schulinfrastruktur, fiir den sozialen
Wohnungsbau sowie fiir kommunale Schienenwegepro-
jekte zur Verfligung gestellt werden.

Der Bundesrat begriiRt vor dem Hintergrund der wach-
senden infrastrukturellen Herausforderungen im Bil-
dungsbereich den Vorschlag des Bundes zur Anpassung
von Artikel 104 ¢ Grundgesetz, wonach der Bund kiinftig
Lander und Kommunen bei Investitionen in die Bildungs-
infrastruktur finanziell unterstiitzen kann.

Die Lander begriilen ebenfalls, dass mit der Anpassung
von Art. 104 d GG das Kooperationsverbot beim sozialen
Wohnungsbau gelockert wird. Deutlich hat der Bundesrat
in seiner Stellungnahme aber ein Mitspracherecht des
Bundes bei der Ausgestaltung der Landerprogramme zur
Wohnraumforderung abgelehnt. Grundsatzlich wird da-
rauf hingewiesen, dass der Bund mit der Gewdhrung von
Finanzhilfen gemaR der angepassten Artikel 104 ¢ und
104 d GG keine Steuerungs- und Kontrollrechte in Bezug
auf die konkrete Erfullung von Landeraufgaben gewinnt.
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Ferner haben sich die Lander fiir eine Anderung des Arti-
kels 104 a Abs. 3 Satz 2 ausgesprochen. So soll die Bun-
desauftragsverwaltung kiinftig erst ab einem Anteil von
75 Prozent statt wie bisher 50 Prozent greifen. Von Be-
deutung ist eine Erhéhung vor allem in Bezug auf die
Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft und
Heizung (KdU), wo man regelmaRig an der 50 Prozent-
schwelle steht. Die Ubernahme der fliichtlingsinduzierten
KdU durch den Bund hatte zum Beispiel zur Folge, dass bei
der Kommunalentlastung der Kommunen um finf Mrd.
Euro bei den Transferwegen zeitlich beschrankt Anpas-
sungen vorgenommen werden mussten (hoherer ge-
meindlicher Anteil an der Umsatzsteuer zulasten der KdU-
Ubernahme durch den Bund), um nicht in die Auftrags-
verwaltung zu rutschen.

Die Abschaffung des Kooperationsverbots und die Wei-
terentwicklung der Zusammenarbeit im Sinne eines ko-
operativen Foderalismus ist schon seit langem eine Forde-
rung des Deutschen Stiadte- und Gemeindebundes. Die
vorgesehene Ausweitung der Bundeskompetenz fiir Inves-
titionen in die Bildungsinfrastruktur tiber finanzschwache
Kommunen hinaus wird dazu beitragen, dass die Kom-
munen ihre Bildungsinfrastruktur weiter sanieren und
modernisieren, Ganztagsschulen weiter ausbauen konnen
und die notwendige Digitalisierung der Schulen vorange-
bracht wird. Klar abzulehnen ist allerdings die angestreb-
te Erganzung des Art. 104 ¢ GG um die Worter ,Lander
und“.

Die Investitionsfordermittel des Bundes wurden bislang
sinnvollerweise fiir kommunale Investitionen zur Verfi-
gung gestellt, eine Ausweitung auf Landerinvestitionen ist
nicht angezeigt. Auch die beabsichtigte Einfligung eines
neuen Art. 104d GG zielt grundsatzlich in die richtige
Richtung. Es ist allerdings sicherzustellen, sofern die Fi-
nanzhilfen nicht ausschlieRlich fiir gemeindliche Investiti-
onen im Bereich des sozialen Wohnungsbaus in Betracht
kommen, dass die Lander als Zustandige fiir den sozialen
Wohnungsbau die vom Bund bereitgestellten Mittel auch
tatsachlich und vollumfanglich fiir den Wohnungsbau
verausgaben. Die nun vom Bundesrat vorgeschlagene
Erhéhung der prozentualen Grenze der Bundesauftrags-
verwaltung kann ein Weg sein, um die Kommunen kiinf-
tig starker von Sozialkosten entlasten zu kénnen.

Die Lander begriRen in ihrer Stellungnahme auch den
Wegfall der sog. ,Versteinerungsklausel” (Streichung der
Worter ,,ab dem 1. Januar 2025“ in Art. 125 c Abs. 2 Satz
3). In Hinblick auf das Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (GFVG) halt der Bundesrat unter anderem die Prii-
fung einer Aufnahme des Fordertatbestandes Sanierung,
eine Absenkung der Mindestférdersumme, eine Offnung
fir SPNV-Vorhaben auBerhalb der Verdichtungsraume
sowie eine Weiterentwicklung der Vorgaben zur standar-
disierten Bewertung bei der Forderung fir notwendig.

Der Deutsche Stiadte- und Gemeindebund begriiRt eben-
falls die vom Bund vorgeschlagene Anderung des Art.
125 c GG, wodurch die Mittel fiir das GVFG bis zum Jahr
2021 erhoht und danach dynamisiert zur Verfligung ge-
stellt werden konnen. Die Kommunen und ihre Verkehrs-
unternehmen bendétigen baldmoglichst Planungssicher-
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heit, um ihrerseits mit dem Planungs- und Investitions-
hochlauf beginnen zu kénnen. In diesem Zusammenhang
ist gegentiber Bund und Landern zu betonen, dass die
Einigung zur Reform der foderalen Finanzbeziehungen
mit dem Wegfall der Entflechtungsmittel ab 2020 nicht
zulasten der gemeindlichen Verkehrsfinanzierung gehen
darf. Die bisher fiir die kommunale Verkehrsfinanzierung
zweckgebundenen Entflechtungsmittel miissen auch
nach 2019 von den Landern an die Kommunen flieRBen.

Der weitergehende Ansatz des Bundesrates, dass nicht
nur Neubau, sondern auch der Erhalt vorhandener Infra-
struktur forderfahig sein muss, entspricht der kommuna-
len Forderung und ist im Sinne einer nachhaltigen Ver-
kehrspolitik. Auch ist es richtig, die Finanzierungskonditi-
onen zugunsten der Kommunen weiter zu entwickeln,
indem vor allem die bislang nicht forderfahigen Kosten,
die die Kommunen bislang ohne Zuwendung finanzieren
mussen, in die Bundesférderung einbezogen werden.
Hierzu gehoren etwa Planungskosten und Kosten fiir
Betriebshofe. Daneben bewirkt die richtigerweise gefor-
derte Weiterentwicklung der standardisierten Bewertung
der Forderung, dass gesellschaftspolitisch wiinschenswer-
te Aspekte, wie z. B. die Herstellung der Barrierefreiheit,
im Rahmen der Forderung berticksichtigt werden kénnen.

Dariiber hinaus ist der Ansatz des Bundesrates zu begri-
Ben, im Interesse der Starkung des SPNV, der ein wichtiger
Bestandteil der notwendigen Verkehrswende ist, dessen
Forderung auch auBerhalb von Verdichtungsraumen zu
ermoglichen.

Dariiber hinaus hat sich der Bundesrat fiir eine Anpassung
von Art. 91a Abs. 1 Nr. 2 GG (Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes) und die Einfligung von
»der ldndlichen Entwicklung” ausgesprochen. Dies ent-
spricht der Forderung des Deutschen Stadte- und Ge-
meindebundes. Eine Anderung des Grundgesetzes ist
notwendig, da die derzeit vorhandenen Moglichkeiten zur
Forderung nicht mehr zeitgemal} sind. Landlicher Raum
ist mehr als die derzeit nach dem Grundgesetz vorgese-
hene Forderung von Agrarstruktur und Kiistenschutz. Die
Wirtschaft im landlichen Raum wird langst von kleinen
und mittelstandischen Unternehmen auRerhalb der
Landwirtschaft dominiert.

Es gilt die Wettbewerbsfahigkeit und Innovationskraft
dieser Betriebe zu starken, die das Rickgrat der deutschen
Wirtschaft bilden. Dies ist derzeit nicht méglich, weil die
Forderung nur auf sog. Kleinstbetriebe (unter 10 Beschaf-
tigte) begrenzt ist. Viele innovative und fiir die weitere
regionale Entwicklung wichtige Unternehmen aus den
Bereichen Bau, Ausbau, Energie- und Umwelttechnik
Uberschreiten haufig die Schwelle von zehn Mitarbeitern
und sind bereits Kleinunternehmer (unter 50 Beschéftig-
te) mit der Folge, dass sie nicht von einer Férderung profi-
tieren konnen.

Deutschland ist stark, weil es in der Flache stark ist. Drei
Fiinftel des Bruttosozialprodukts Deutschlands wird hier
erwirtschaftet. Um die landlichen Raume weiter zu star-
ken, bedarf es einer breiteren Forderung kleiner und mit-
telstdndischer Unternehmen, etwa um Mitarbeiter und
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Infrastruktur fit zu machen fir die Digitalisierung und den
globalen Wettbewerb.

Damit wird zugleich die Wertschépfung in der Flache
durch ortsnahe Arbeitsplatze und Infrastrukturangebote
gestarkt. Auch fiir die Zentren und Ballungsraume werden
sich positive Effekte zeigen, da Stadt und Land aufeinan-
der angewiesen sind. Ohne eine gezielte Moglichkeit der
Forderung landlicher Raume droht eine Spirale in Gang
gesetzt zu werden, die durch Mangel an Arbeitsplatzen,
weniger Daseinsvorsorgeangebote, schlechter Infrastruk-
tur und demografischen Wandel gepragt ist.

Die Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines
Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes kann hier ab-
gerufen werden: www.bundesrat.de

Az.: 41.0.2-002/003 Mitt. StGB NRW September 2018

419 Engagementpreis NRW 2019 ausgelobt
Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen und die NRW-
Stiftung loben den Engagementpreis NRW 2019 aus. Un-
ter dem Motto ,Engagement und Digitalisierung - neue
Potenziale nutzen® richtet sich der Preis an gemeinniitzige
Vereine und Initiativen, die bei ihren Vorhaben erfolgreich
digitale Werkzeuge und Strategien in ihre Arbeit einbe-
ziehen.

Digitale Angebote verbessern den Informationsaustausch,
unterstiitzen die Vernetzung und schaffen einfache Zu-
gange zum Engagement. Denkbar ist es beispielsweise,
die Ehrenamtsarbeit per App zu koordinieren, neue Mit-
glieder zu gewinnen sowie digital Informationen und
Fortbildungen anzubieten.

Birgerschaftliches Engagement ist fur unsere Gesell-
schaft unverzichtbar. Unzahlige Menschen in NRW enga-
gieren sich in Vereinen und Initiativen lberall dort, wo sie
aktiv Dinge verandern und verbessern mochten. Mit dem
Engagementpreis sollen vorbildliche Vorhaben gewiirdigt
werden. Es werden drei Preise vergeben, die jeweils mit
2.000 Euro dotiert sind.

Aus allen Einsendungen ermittelt eine Jury zwolf beispiel-
hafte Projekte, die auf der Website http://www.engagiert-
in-nrw.de als Engagement des Monats vorgestellt werden.
Von diesen zwolf Projekten werden drei Preistrager - er-
mittelt durch ein Online-Voting, einen Jurypreis und einen
Sonderpreis der NRW-Stiftung - ausgezeichnet. Der Son-
derpreis der NRW-Stiftung richtet sich insbesondere an
Initiativen aus den Bereichen Naturschutz, Heimat- und
Kulturpflege.

Zielgruppe

Um den Engagementpreis NRW 2019 konnen sich ge-
meinnitzige Vereine, Stiftungen, Birgerinitiativen,
gGmbH sowie offentliche Einrichtungen aus Nordrhein-
Westfalen bewerben. Ein Bezug zum Schwerpunktthema
,Engagement und Digitalisierung - neue Potenziale nut-
zen“ muss gegeben sein.

Das Projekt muss seit mindestens einem Jahr bestehen
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und langfristig angelegt sein. Es soll sich durch eine be-
sondere Intensitdt des freiwilligen Engagements aus-
zeichnen und innovative Losungsansatze fiir gesellschaft-
liche Herausforderungen bieten, die auch auf andere
ubertragbar sind. Das Projekt soll lokal mit weiteren Akt-
euren vernetzt sein und digitale Angebote machen.

Bewerbungen sind ausschlieBlich online auf der Website
www.engagiert-in-nrw.de moglich. Die Bewerbung bein-
haltet eine kurze Beschreibung zum Projekthintergrund,
dem Projekttrager, der Nutzung digitaler Medien und
Strategien sowie Aspekten der Nachhaltigkeit und Wir-
kung der Ziele. Bewerbungsschluss ist der 23. September
2018. Die Langfassung der Ausschreibung liegt der Ver-
waltung vor. Weitere Informationen finden sich im Inter-
net unter http://www.engagiert-in-nrw.de .

Az.: 44.3-001/002 ha Mitt. StGB NRW September 2018

420 Oberverwaltungsgericht NRW zu Gegenstand

der Wettbiirosteuer

Nach der tiblichen Formulierung in kommunalen Wettbi-
rosteuersatzungen unterliegen einer Besteuerung das
Vermitteln oder Veranstalten von Pferde- und Sportwet-
ten in Einrichtungen (Wettbiiros), die neben der Annahme
von Wettscheinen (auch an Terminals o. A.) auch das Mit-
verfolgen der Wettereignisse ermoglichen. Diese Um-
schreibung des Steuergegenstands entspricht auch der
Mustersatzung des Stadte- und Gemeindebundes NRW.

Mit Urteil vom 13. Mérz 2018 (Az. 14 A 1490/16) hat das
Oberverwaltungsgericht Munster nun seine Auslegung
des Merkmals ,Mitverfolgen der Wettereignisse® prazi-
siert. Eine Mitverfolgungsmoglichkeit setze im Ergebnis
voraus, dass Wettereignisse im Rahmen einer Fernseh-
Ubertragung beobachtet werden koénnen. Dies miusse
nicht notwendig nur durch live verfolgbare Wettereignis-
se geschehen, vielmehr genligten auch zeitlich verzogerte
Prasentationen, sofern auf live verfolgbare Ubertragun-
gen nicht vollstandig verzichtet werde.

Eine bloRe Ergebnismitteilung oder auch eine reine Radi-
olibertragung gentigten hingegen nicht. Insbesondere das
Mitverfolgen von standig aktualisierten Zwischenergeb-
nissen stehe dem Mitverfolgen von Wettereignissen im
Wege einer Fernsehiibertragung nicht gleich, weil (Zwi-
schen-)Ergebnisse keine Wettereignisse seien, sondern
lediglich deren Verlauf bzw. Ausgang dokumentierten.
Zwar moge auch auf der Grundlage standig aktualisierter
Zwischenergebnisse ein Meinungsaustausch Ulber mit
Wettereignissen verbundene Wettchancen stattfinden
konnen. Ein Mitverfolgen eines Wettereignisses miisse
dessen Miterleben jedoch méglichst nahekommen, um
Wettkampfatmosphdre entstehen lassen zu kénnen. Dies
sei nur durch eine Fernsehibertragung hinreichend ge-
wahrleistet.

SchlieBlich musse dem Wettbiiro auch eine gewisse Auf-
enthaltsqualitat zukommen, die z. B. durch Tische, Stiihle,
Dekoration, Angebot von Getranken und Snacks realisiert
werden koénne. Im entschiedenen Fall geniligte es dem
Gericht auch nicht, dass sich unmittelbar an das Wettlokal
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angrenzend eine Gaststatte befindet, die die geforderte
Aufenthaltsqualitdt und auch eine Fernsehiibertragung
bietet, weil es an einem rdumlich-funktionalen Zusam-
menhang fehle.

Beide Bereiche seien baulich voneinander getrennt. Sie
verfligten liber getrennte Eingdnge und keine gemeinsam
genutzten Raume. Der Zutritt zum Wettlokal sei nur voll-
jahrigen Personen gestattet, wahrend die Gaststatte nach
MaRgabe des Jugendschutzgesetzes auch von Minderjah-
rigen betreten werden konne. Im Ergebnis handele es sich
bei Wettlokal und Gaststatte daher um getrennte Betrie-
be.

Das Urteil ist tiber die Rechtsprechungsdatenbank NRWE
(www.nrwe.de ) unter Angabe des Aktenzeichens frei
zuganglich. Die Revision wurde nicht zugelassen.

Az.: 41.6.4.8-001/002 Mitt. StGB NRW September 2018

421 Neuer MaBnahmenkatalog

der Starkungspaktkommunen

Die Gemeindeprifungsanstalt NRW (gpaNRW) hat kiirz-
lich einen neuen MaRnahmenkatalog der Starkungspakt-
Kommunen veroffentlicht. In dem Malnahmenkatalog
wurden die KonsolidierungsmaBnahmen der 61 Star-
kungspaktkommunen der Stufe 1 und 2 NRW zusammen-
gefasst. Nachstes Jahr werden Daten der drei Starkungs-
paktkommunen der Stufe 3 hinzukommen.

Die gpaNRW hat die Haushaltssanierungsplane fiir die
Haushaltsjahre 2012 bis 2017 ausgewertet und damit das
gesamte inhaltliche Konsolidierungsspektrum der Kom-
munen beriicksichtigt. Fiir jede MaBnahme ist der Konso-
lidierungsbeitrag im Ist von 2012 bis 2016 dargestellt, im
Plan ab 2017. Zudem wurden die MaBnahmen nach Pro-
duktbereichen und -gruppen, den MaBnahmentypen
sowie nach den Aspekten ,Reduzierung von Aufwendun-
gen“ und ,Steigerung von Ertragen” unterteilt. Der MaR3-
nahmenkatalog eignet sich in erster Linie als Uberblick zu
aktuellen Konsolidierungsthemen in den Starkungspakt-
kommunen - zudem kann er als Anregung fiir Konsolidie-
rungsmoglichkeiten dienen.

Einige MaBnahmen, die aus Sicht der gpaNRW nicht als
Beispiel infrage kommen (z. B. wenn diese nicht von der
Kommune beeinflusst werden kénnen), sind in dem MaR-
nahmenkatalog nicht enthalten. Bereits abgesetzte MaR-
nahmen kénnen in dem MaRnahmenkatalog noch enthal-
ten sein, wenn diese als gutes Beispiel dienen. Folglich ist
der Hinweis wichtig, dass dieser MaRBnahmenkatalog
aufgrund der fehlenden bzw. nicht mehr aktuellen MaR3-
nahmen nicht die gesamte Summe der Konsolidierungs-
betrage (Ist und Plan) je Kommune darstellt.

Die gpaNRW wird den MaRRnahmenkatalog uiber Konsoli-
dierungsmalinahmen regelmafig fortschreiben. Der ak-
tuelle MalBnahmenkatalog liegt im Downloadbereich auf
der Webseite der gpaNRW vor:
http://gpanrw.de/de/aktuelles/aktuelle-
meldungen/wege-zu-konsolidieren/6 106.html .

Az.:41.4.1.10-001/001  Mitt. StGB NRW September 2018
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422 Oberlandesgericht Schleswig zu Nachpriifung

bei Konzessionsvergabe

Mit Urteil vom 16. April 2018 (Az. 16 U 110/17 Kart) hat
das Schleswig-Holsteinische Oberlandesgericht (OLG) eine
weitere Entscheidung zur Nachpriifungstiefe bei Aus-
wahlentscheidungen bei Anwendung der sog. relativen
bzw. vergleichende Bewertungsmethode getroffen und
den gemeindlichen Entscheidungsspielraum bei Aufstel-
lung des Kriterienkatalogs sowie Auswertung der Angebo-
te gestarkt.

Das OLG bestatigte ferner die Gewichtung der Ziele des
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) mit 70 % und der
Belange der ortlichen Gemeinschaft mit 30 %, welche
bereits das Bundeskartellamt und die Bundesnetzagentur
im gemeinsamen Leitfaden als ,safe harbour” bezeichne-
ten. Wie bereits einige weitere Oberlandesgerichte in
letzter Zeit unterstrich auch das OLG Schleswig, dass die
Gemeinden bei der Ausgestaltung ihrer Kriterienkataloge
einen gewissen Spielraum hatten, der gerichtlich nur
beschrankt Gberprifbar sei.

Auch bei der Beurteilung stehe den Gemeinden ein sol-
cher Beurteilungsspielraum zu. Jedoch sei die darauf ba-
sierende Auswahlbegriindung transparent auszugestal-
ten. Nach Ansicht des Senats kdnne man hierzu aber nicht
verlangen, dass stets eine vollstandige Gegentuiberstellung
aller einzelnen Elemente der gegeneinander zu bewerten-
den Angebote erfolgen musse. Eine solche Gegentiberstel-
lung sei allerdings immer, aber auch nur dann erforder-
lich, wenn ohne sie die Bewertung nicht nachzuvollziehen
sei. Hieraus resultiere aber keine Verpflichtung zur Offen-
legung des obsiegenden Angebots.

Az.: 28.7.1-005 we Mitt. StGB NRW September 2018

423 Bundesnetzagentur-Leitfaden

zum Einspeisemanagement

Der neue Leitfaden 3.0 vom 25. Juni 2018 ersetzt den
alten Leitfaden 2.1 aus dem Jahr 2014. Ziel ist es, das
Grundverstandnis der Bundesnetzagentur (BNetzA) zur
Anwendung der Regelungen zum Einspeisemanagement
darzulegen und in der Praxis bestehende Rechtsunsicher-
heiten zu mindern.

Zum Hintergrund: Auf Grundlage der § 13 Abs. 2,3 S. 3
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) i. V. m. §§ 14, 15 Erneu-
erbare Energien-Gesetz (EEG) bzw. § 3 Abs. 1 S. 1, 3 Kraft-
Wérme-Kopplungs-Gesetz (KWKG) kann der verantwortli-
che Netzbetreiber die Einspeisung aus EE- und KWK-
Anlagen voriibergehend abregeln, wenn die Netzkapazita-
ten nicht ausreichen, um den insgesamt erzeugten Strom
abzutransportieren.

Der neue Leitfaden zum Einspeisemanagement konkreti-
siert den Rahmen in diesen Fallen und besteht aus drei
Abschnitten: (1) Erlauterungen zur Rangfolge der mogli-
chen MaRnahmen bei Netzengpdssen, (2) die Ermittlung
der Entschadigungshdhe und (3) die Beriicksichtigung von
Entschadigungszahlungen in den Netzentgelten. Im Rah-
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men des neuen Leitfadens zum Einspeisemanagement
wurden wesentliche Anderungen lediglich im Abschnitt
(2) vorgenommen.

Die BNetzA fihrt hier unter anderem aus, wie die Ermitt-
lung von Entschadigungen fir direkt-vermarktete EEG-
Anlagen zu erfolgen hat. Es ist jedoch zu beachten, dass
die Situation, in der ein Dritter und nicht der Anlagenbe-
treiber selbst der Bilanzkreisverantwortliche ist, rechtlich
ungeklart ist. Der Dritte hat grundsatzlich keinen An-
spruch aus § 15 EEG. Fraglich ist, ob er einen Anspruch aus
dem zivilrechtlichen Institut der Drittschadensliquidation
haben konnte.

Hierzu hat das Landgericht Bayreuth mit Urteil vom 19.
Marz 2018 (Az. 13 HK O 29/16, noch nicht rechtskraftig)
entschieden, dass bei einem Direktvermarktungsunter-
nehmen die Voraussetzungen der Drittschadensliquidati-
on, insbesondere im Hinblick auf die Billigkeit und die
Zufalligkeit der Schadensverlagerung, nicht gegeben sind.
Es bleibt abzuwarten, wann und wie dieser Rechtsunsi-
cherheit durch die Rechtsprechung und/oder den Gesetz-
geber abgeholfen wird. Darliber hinaus enthalt der zweite
Teil des neuen Leitfadens zum Einspeisemanagement
weitere Ausfiihrungen zum Einspeisemanagement bei
KWK-Anlagen und, wie mehrere Anlagen liber eine ge-
meinsame Messeinrichtung abgerechnet werden kénnen.

Der Leitfaden zum Einspeisemanagement kann unter
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Elek
trizitaetund-
Gas/Unternehmen_Institutionen/ErneuerbareEnergien/Ei
nspeisemanagement/einspeisemanagement-node.html
heruntergeladen werden.

Az.: 28.6-9-004 we Mitt. StGB NRW September 2018

424 Bundesgerichtshof zu Transparenz

bei Energiepreiserhohung

Der BGH fordert in seinem Urteil vom 6. Juni 2018, Az. VIII
ZR 247/17 mehr Transparenz bei Energiepreiserh6hun-
gen. Die Verbraucherzentrale NRW hatte gegen ein Ener-
gieversorgungsunternehmen geklagt. Das beklagte EVU
hatte im Jahr 2016 lediglich auf eine Anpassung der Netz-
nutzungsentgelte sowie der Steuern und Abgaben ver-
wiesen, obwohl die Preiserhohung auch noch auf andere
Kostenfaktoren zuriickzufiihren war. Ferner hatte es den
grundversorgten Stromkunden mit der Preisanderung
nicht zugleich auch die vollstandigen Kostenfaktoren
(jeweils untergliedert nach altem Preis/neuem Preis) in
Ubersichtlicher Form angegeben.

Fur den BGH war dies nicht ausreichend. Die Entschei-
dungsgriinde des BGH bestatigen nun Folgendes:

Bei Preisanderungen in der Grundversorgung mit Strom
musse das EVU jeden Preisbestandteil, der sich verandert
hat, angeben. Aufgezeigt werden miissen nicht nur Preis-
faktoren, die sich erhoht haben, vielmehr seien - wie der
BGH ausfiihrt - auch Angaben dazu erforderlich, welche
Kostenfaktoren gesunken sind. Weiter reiche es nicht aus,
samtliche (zukiinftigen) Preisbestandteile tabellarisch
aufzulisten und es dem Kunden zu uUberlassen, daraus
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Umfang, Anlass und Voraussetzung fiir die Preisanpas-
sung durch einen Abgleich der Preisbestandteile selbst zu
ermitteln. Vielmehr sei eine Gegenuberstellung aller bis-
herigen sowie zukiinftigen Preisbestandteile erforderlich.

GemalR § 5 Abs. 2 Satz 2 StromGVV ist das EVU verpflich-
tet, zeitgleich mit der 6ffentlichen Bekanntgabe von be-
absichtigten Preisdnderungen in {bersichtlicher Form
eine briefliche Mitteilung an den Kunden zu versenden
und die Anderung auf der Internetseite zu veréffentlichen.
Um die vom Verordnungsgeber angestrebte Kostentrans-
parenz zu gewabhrleisten, sei es erforderlich, dass Kunden
aus der brieflichen Mitteilung selbst erschlieen kdnnen,
welche Preisfaktoren sich im Einzelnen in welcher Hohe
und in welcher Richtung verandert haben.

Ziel sei es, den Kunden im Falle einer Preisdnderung vorab
eine bessere Einschatzung der energiewirtschaftlichen
Leistung seines EVU und der nicht beeinflussbaren Kos-
tenfaktoren zu informieren, ihn in die Lage zu versetzen,
den Wert der energiewirtschaftlichen Leistung des Ver-
sorgers zu bewerten und ihm eine anbieteriibergreifende
Vergleichsmoglichkeit zu bieten.

Az.: 28.6.1-002 we Mitt. StGB NRW September 2018

425 Anlage liquider Mittel des Landes

bei NRW-Kommunen

Das Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-
Westfalen hat auf Nachfrage des Stadte- und Gemeinde-
bundes NRW bestatigt, dass es derzeit vorhandene liquide
Mittel auch bei Kommunen anlegt, die ihrerseits Liquidi-
tatsbedarf haben. Das Land fuhrt allerdings nicht selbst
aktiv Verhandlungen oder Gespriache mit Kommunen,
sondern bedient sich privater Vermittlungsbiiros, die nach
Kenntnis der Geschaftsstelle zum Teil proaktiv einzelne
Kommunen ansprechen.

Sofern in Einzelfdllen Zweifel bestehen, ob es sich um
seriose Anbieter handelt, empfiehlt der StGB NRW, dies-
beziiglich unmittelbar beim Ministerium der Finanzen
(Referat fir Kreditfinanzierung des Landeshaushalts,
Schulden- und Liquiditatsmanagement, Telefon 0211
4972 2800) nachzufragen.

Az.: 41.5.6-003/001 ha  Mitt. StGB NRW September 2018

426 BGH zu Effizienzvergleich

der 2. Regulierungsperiode

Der Bundesgerichtshof hat am 12. Juni 2018 in einem
Rechtsbeschwerdeverfahren den Effizienzvergleich fiir die
zweite Regulierungsperiode Gas beanstandet. Die be-
troffenen Regulierungsbehdrden miissen daher unter
Beachtung der Rechtsauffassung des BGH die Effizienz-
werte der betroffenen Netzbetreiber neu berechnen.

Hintergrund des Beschwerdeverfahrens war die Frage, ob
und, wenn ja, wie die fiinf ehemaligen regionalen Fernlei-
tungsnetzbetreiber (FNB) in den Effizienzvergleich Gas der
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zweiten Regulierungsperiode der Verteilernetzbetreiber
(VNB) einbezogen werden diirfen. Geriigt wurde die feh-
lende strukturelle Vergleichbarkeit der VNB gegeniber
den FNB. Diese Frage hat der BGH am 10. April 2018 in
drei verbundenen Rechtsbeschwerdeverfahren gemein-
sam verhandelt, nachdem mehrere Beschwerden gegen
das methodische Vorgehen der Bundesnetzagentur beim
OLG Disseldorf erfolglos blieben.

In der miindlichen Verhandlung wurden insbesondere die
Definition des VNB, die Vergleichsgruppenbildung, die
Parameterauswahl sowie die AusreiBeranalyse kontrovers
diskutiert. Die Entscheidung wird lber die entschiedenen
Falle hinaus - auch fiir die dritte Regulierungsperiode -
Bedeutung haben.

Az.: 28.6.10-002 we Mitt. StGB NRW September 2018

427 Inanspruchnahme von Justiz-

Vollstreckungsbeamten

Zum 1. August 2018 tritt eine Verwaltungsvorschrift der
Landesregierung (Verwaltungsvorschrift des Ministeriums
der Justiz tiber die Inanspruchnahme von Vollstreckungs-
beamtinnen und Vollstreckungsbeamten der Justiz nach
dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen - VV JM VwVG NRW, Runderlass des Mi-
nisteriums der Justiz vom 25. Juni 2018, MBI. NRW., Aus-
gabe 2018 Nr. 17 vom 11.Juli 2018, S. 382) in Kraft, wo-
nach Vollstreckungsbeamtinnen und Vollstreckungsbe-
amte der Justiz (Gerichtsvollzieherinnen, Gerichtsvollzie-
her, Vollziehungsbeamtinnen und Vollziehungsbeamte
der Justiz) im Verwaltungszwangsverfahren durch die
nach § 2 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW
zustandigen Vollstreckungsbehdrden wegen Geldforde-
rungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes NRW in Anspruch genommen
werden kdnnen.

Die weitaus enger gefasste Vorgingerregelung (VerwVO
VWVG NRW vom 19. Oktober 2005) tritt damit auRRer
Kraft. Zu den in der neuen VV JM VWVG NRW berechtig-
ten Vollstreckungsbehdrden gehéren nach § 2 Abs. 1 S. 2
Nr. 2 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW auch
die bei den Gemeinden jeweils fiir das Mahn- und Voll-
streckungsverfahren bestimmten zentralen Stellen.

Die Kosten der in Anspruch genommenen Vollstreckungs-
beamten, die nicht gemaR § 788 der Zivilprozessordnung
von der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Vollstre-
ckungsschuldner eingezogen werden konnen, sind von
den Vollstreckungsglaubigerinnen und Vollstreckungs-
glaubigern zu erstatten, soweit diese nicht nach § 2 des
Gerichtsvollzieherkostengesetzes von der Zahlung der
Kosten befreit sind. Die Inanspruchnahme ist allerdings
nur dann vorgesehen, wenn der Vollstreckungsbehérde
keine eigenen Vollziehungsbeamtinnen oder Vollzie-
hungsbeamte zur Verfligung stehen, es sei denn, dass die
Beauftragung der Justiz-Vollstreckungsbeamten den Vor-
zug verdient.

Az.: 41.11.1-004/002 Mitt. StGB NRW September 2018
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428 Pressemitteilung: Einwohnerveredelung

ist abzuschaffen

Der Landkreistag NRW und der Stadte- und Gemeinde-
bund NRW treten fiir ein Ende der Ungleichbehandlung
von Biirgern bei der Gemeindefinanzierung ein. ,,Wir for-
dern seit Jahren, dass die sogenannte Einwohnerverede-
lung abgeschafft wird, weil es fir sie keinen sachlichen
Grund gibt. Anders als vom Stadtetag behauptet haben
GroRstadte keinen Bedarf, der es rechtfertigt, dass das
Land fiir einen Birger der Stadt KoIn 154 Euro zahlt, wah-
rend flir den Einwohner einer Gemeinde in der Eifel nur
100 Euro iiberwiesen werden. Besonderen Bedarfen in
den Bereichen Soziales und Infrastruktur wird durch spe-
zielle Finanzierungsinstrumente entsprochen®, sagten die
Hauptgeschaftsfiihrer Dr. Martin Klein (Landkreistag
NRW) und Dr. Bernd Jirgen Schneider (Stadte- und Ge-
meindebund NRW).

Die heute vom Stadtetag NRW veréffentlichte Pressemit-
teilung und der mitlibersandte Flyer sind in mehrfacher
Hinsicht klarstellungsbediirftig. Einige Beispiele:

e NRW ist nicht das ,Land der Stadte“: Annahernd 11
von rund 18 Millionen Einwohnern NRWSs leben im
kreisangehdrigen Raum, und zwar in Stadten und Ge-
meinden bis zu liber 150.000 Einwohnern.

e Dass in Stadten ,siedlungs- und soziokulturell be-
dingt“ hohere Bedarfe bestehen, ist in der Wissen-
schaft nicht allgemein anerkannt. Die bei hoheren
Einwohnerdichten erzielbaren Synergie- und Skalenef-
fekte miissten das Anbieten offentlicher Leistungen
eigentlich glinstiger machen.

e Besondere Bedarfe aufgrund der Sozialstrukturen oder
hoherer Schillerzahlen beriicksichtigt das System der
Gemeindefinanzierung durch einen sog. ,Soziallasten-
ansatz“ und einen ,Schiileransatz“. Zudem férdert das
Land besondere Infrastruktur wie z.B. Theater mit Zu-
weisungen aullerhalb des Gemeindefinanzierungsge-
setzes.

e Investitionen in die Infrastruktur werden durch Stad-
tebauférdermittel und das Gemeindeverkehrsfinanzie-
runggesetz gefordert. Bahnhofe und Universitaten, die
der Stadtetag als Beispiele anfiihrt, werden nicht von
Stadten finanziert. Die Unterhaltung von Infrastruktur
ist hingegen im landlichen Raum aufwendiger, weil
grofRere Distanzen zu liberwinden und eine Vielzahl
kleinerer Siedlungen zu erschlieBen sind.

e Das Land NRW erlebt seit Jahren einen Zuzug in die
grofRen Stadte zulasten des kreisangehdrigen Raums.
Dies ist Ausdruck eines Missverhaltnisses in den Ange-
boten offentlicher Leistungen zwischen Ballungsrau-
men und landlichen Gebieten. Nicht zuletzt diese Er-
kenntnis hat zur Einrichtung einer Kommission
,Gleichwertige Lebensverhaltnisse auf Bundesebene
gefiihrt. Auch die Raumordnung des Landes zielt mit
Recht darauf ab, im landlichen Raum attraktive Wohn-
und Arbeitsstatten zu schaffen und zu erhalten. Die-
sen Zielen widerspricht eine Subventionierung grof3er
Stadte Uber die ,Einwohnerveredelung”.

e Kreisfreie Stadte verfligen im Schnitt Giber Grund- und
Gewerbesteuereinnahmen von rund 1.000 Euro/Ein-
wohner. Damit liegen sie um mehr als 20% hoher als
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die Einnahmen kreisangehoriger Kommunen.

e Die Vorhaltung von Zoos, Sportstadien und Kulturein-
richtungen mag dem Prestige mancher Grof3stadt die-
nen. Diese Einrichtungen gehen jedoch oft mit Defizi-
ten einher. Miissen diese deshalb im Ballungsraum
Rhein-Ruhr wirklich im Abstand weniger Kilometer
vorgehalten werden? Manchmal ist die Konkurrenz
von ,Kulturtempeln“ so groR, dass diese jeweils von
der jeweiligen Stadt subventioniert werden missen,
statt Uber sinnvolle Kooperationen und Fusionen
nachzudenken.

e SchlieBlich: Bietet ein System, bei dem das tatsachli-
che Ausgabeverhalten maligeblich fiir die Ermittlung
eines vermeintlichen ,Bedarfs“ ist, hinreichende An-
reize fUr ein wirtschaftliches Verhalten?

Fazit:

GroRere Stadte miissen nicht pro Kopf mehr ausgeben als
kleine und mittlere Stadte - die jeweils vorgehaltene Inf-
rastruktur muss sich vielmehr rechnen. Die NRW-
Landesregierung stellt die so genannte Einwohnerverede-
lung im Gemeindefinanzierungsgesetz zu Recht auf den
Prifstand.

Az:41.1.1 Mitt. StGB NRW September 2018

429 Forderstatistik der 6ffentlichen Banken 2017

Waihrend die von den Forderbanken Deutschlands bewil-
ligten Kredite im Vergleich zum Vorjahr gesunken sind,
stiegen die Zuschiisse weiter an. Am 19. Juni 2018 hat der
Bundesverband Offentlicher Banken Deutschlands (VOB)
seine Forderstatistik 2017 zu den Aktivitaten der deut-
schen Forderbanken zwischen 2008 und 2017 veroffent-
licht. Wahrend die im Jahr 2017 von den 19 Forderbanken
des Bundes und der Lander ausgegebenen Forderdarlehen
auf rund 63,5 Mrd. Euro (2016: 70,5 Mrd. Euro) zuriickge-
gangen sind, stiegen die gewdhrten Zuschisse auf 8,9
Mrd. Euro (2016: 7,5 Mrd. Euro) an.

Die Schwerpunkte der Férderung lagen bei der Gewerbe-
und Kommunalfinanzierung sowie im Wohnungs- und
Stadtebau. Bei der kommunalen Férderung (kommunale
Gebietskorperschaften und kommunale Zweckverbande)
beliefen sich die Zuschiisse im vergangenen Jahr auf 1,87
Mrd. Euro und die Darlehen auf 10,5 Mrd. Euro.

Die VOB-Forderstatistik 2017 enthélt u.a. eine Ubersicht
zur Entwicklung der Zuschiisse und Darlehen differenziert
nach Landern und gibt Auskunft liber die Entwicklung im
Bereich des Wohnungs- und Stadtebaus. Die gesamte
Ubersicht kann abgerufen werden unter:
www.voeb.de/de/presse/grafiken/publikation-foerder

statistik.pdf.

Az.:41.12.1-001 mu

Mitt. StGB NRW September 2018

430 Monitoringbericht zur Energiewende

im Bundeskabinett

Das Bundeskabinett hat den 6. Fortschrittsbericht zur
Energiewende beschlossen. Der Bericht gibt einen Uber-
blick Gber den Stand der Energiewende und den Fort-
schritt bei der Umsetzung. Aus kommunaler Sicht macht
der Bericht insbesondere deutlich, dass die Energiewende
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im Verkehrssektor weiter vorangetrieben werden muss,
aber auch zusatzliche EffizienzmalRnahmen im Gebau-
debereich und gute Investitionsbedingungen im Bereich
der Stromnetze erforderlich sind. Folgende Kernergebnis-
se des Berichts stellt die Bundesregierung heraus:

e Mit einem Anteil von 31,6 Prozent stammte fast jede
dritte Kilowattstunde aus erneuerbaren Energien. Im
Jahr 2017 ist ein weiterer Aufwartstrend zu verzeich-
nen.

e Deutschlands Stromversorgung ist sicher und weist
eine Versorgungsqualitdt auf, die international zur
Spitzengruppe zahlt. Dazu tragt auch der europaische
Strommarkt bei. Damit das Generationenprojekt Ener-
giewende gelingen kann, setzt sich die Bundesregie-
rung in besonderem MaRe fiir einen ziigigen Ausbau
der Stromnetze, fiir eine Optimierung der bestehen-
den Netze und fiir eine bessere Synchronisierung von
erneuerbaren Energien und Netzkapazitaten ein.

e Der Energieverbrauch ist im Jahr 2016 auch wegen der
guten Wirtschaftsentwicklung und des relativ kithlen
Wetters um 1,4 Prozent gestiegen, was sehr hohen
Handlungsbedarf bedeutet, um das Einsparziel fiir das
Jahr 2020 zu erreichen.

e Auch die Treibhausgasemissionen sind leicht gestie-
gen. Die Bundesregierung priift, welche MaRBnahmen
erganzend zum Aktionsprogramm Klimaschutz 2020
vorzunehmen sind, um das Klimaschutzziel fir 2020
zu erreichen.

Die von der Bundesregierung berufene Expertenkommis-
sion zum Monitoring der Energiewende weist anldsslich
der Vorstellung des Fortschrittsberichts auf Defizite in
einigen Kernbereichen der Energiewende hin. Dies betrifft
vor allem die Steigerung der Energieeffizienz im Verkehrs-
sektor, die Minderung der Treibhausgase und der zu lang-
same Ausbau der Stromnetze.

Verkehr

Nach Einschatzung der Expertenkommission gehen insbe-
sondere die Entwicklungen im Verkehrssektor in die fal-
sche Richtung: sowohl fiir den Endenergieverbrauch als
auch bei den Treibhausgasemissionen. Besonders der
Verkehrsbereich verfehlt die Energiewendeziele in den
Bereichen der Steigerung des Anteils Erneuerbarer und
der Minderung des Endenergieverbrauchs deutlich.

Der Endenergieverbrauch des Verkehrs ist zum vierten
Mal in Folge angestiegen, im Jahr 2016 um fast 3 Prozent
gegeniiber dem Vorjahr. Mittlerweile umfasst die Zielli-
cke zum 2020er-Ziel rechnerisch etwa den Jahresver-
brauch von 10 bis 11 Mio. Pkw in Deutschland. Der Reduk-
tionsbedarf bis zum Jahr 2030 betragt knapp 70 Mio. t
CO2-Aquivalente beziehungsweise ca. 41 Prozent. Die
Emissionen des motorisierten Individualverkehrs nehmen
aber wegen der steigenden Zahl an Fahrzeugen und damit
verbunden der steigenden Gesamtfahrleistung stetig zu.

Treibhausgase

Der Ausstieg aus der Kernenergie ist nach Einschatzung
der Expertenkommission auf einem guten Weg. Das
Oberziel der Energiewende, die Minderung der Treibhaus-
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gase, wird aber bis zum Jahr 2020 wohl deutlich verfehlt
werden. Positiv bewerten die Experten in diesem Zusam-
menhang die Ankiindigung eines Klimaschutzgesetzes im
Koalitionsvertrag, in dem ein mit dem Pariser Klima-
schutzabkommen konformer, langfristiger Zielkorridor
definiert werden soll. Auch wird die Einrichtung der sog.
Kohle-Kommission, die Perspektiven zur Beendigung der
Kohleverstromung aufzeigen soll, positiv gesehen.

Netzausbau

Kritisch wird hervorgehoben, dass der Netzausbau in den
letzten Jahren immer weiter hinter die gesetzten Ziele
zurlickfallt. Die Projekte nach dem Energieleitungsaus-
bau-Gesetz (EnLAG) liegen mit ca. 750 fertiggestellten
Kilometern nach dem ersten Quartal 2018 rund 840 Kilo-
meter hinter dem urspriinglichen Zielpfad zuriick. Bei den
Ausbauvorhaben nach dem Gesetz iber den Bundesbe-
darfsplan (BBPIG) ist der Riickstand noch deutlicher. Wa-
ren fiir Ende 2017 urspriinglich 1.435 fertiggestellte Lei-
tungskilometer geplant, so sind nach dem ersten Quartal
2018 erst 150 Kilometer fertiggestellt worden.

Der Bericht macht deutlich, dass die Verkehrswende nach
wie vor einer der Teilbereiche der Energiewende ist, bei
denen dringender Handlungsbedarf besteht. Dabei
kommt der Verkehrswende in den Kommunen eine
Schlisselstellung zu. Aus kommunaler Sicht ist die Bun-
desregierung deshalb aufgefordert, die notwendigen
Malnahmen zur Verkehrswende in Deutschland zu ver-
starken. Dazu gehoren insbesondere der Ausbau des
OPNV, die Vernetzung der Verkehrssysteme, eine anwen-
dungsorientierte Forderung der Elektromobilitat, die Star-
kung des Radverkehrs und die Digitalisierung der Ver-
kehrsfiihrung. Zur finanziellen Unterlegung missen unter
anderem die Mittel des Fonds ,Nachhaltige Mobilitat in
der Stadt” schnell und unbiirokratisch bereitgestellt wer-
den. Fiir eine nachhaltige Finanzierung der Verkehrswen-
de in den Kommunen miissen die Mittel des Fonds verste-
tigt und auf zwei Milliarden Euro pro Jahr verdoppelt
werden.

Neben den MaRnahmen zur Reduzierung der Treibhau-
semissionen im Verkehrsbereich ist aus kommunaler Sicht
erforderlich, dass das im Koalitionsvertrag vorgesehene
Klimaschutzgesetz rasch die richtigen Impulse setzt. Ne-
ben dem Verkehrsbereich ist dabei ein Schwerpunkt auf
den Bereich der Gebdude zu setzen. Hierzu hat der DStGB
in einem aktuellen Positionspapier unter dem Titel ,Kli-
maschutz, Energieeffizienz, Gebdudesanierung”
(www.dstgb.de , Rubrik: Publikationen / Positionspapiere)
zahlreiche Vorschlage vorgelegt.

Den Experten ist schlieflich in der Aussage zuzustimmen,
dass die Bundesregierung ohne ein entschlosseneres Vo-
rankommen beim Netzausbau die Ziele beim Ausbau
erneuerbarer Stromerzeugungsanlagen verfehlt und per-
spektivisch versorgungskritische Situationen riskiert. Her-
vorzuheben ist aber auch, dass neben dem Ausbau der
Ubertragungsnetze auch der Ausbau und die Verstarkung
der Verteilernetze im Fokus der Energiewende-Politik
stehen missen. Dazu gehort insbesondere ein Regulie-
rungsumfeld, das - wie im Koalitionsvertrag vorgesehen -
mehr Investitionen in intelligente Verteilernetze auslést,
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um mittels intelligenter Losungen dezentrale Erzeugung
und Verbrauch besser aufeinander abzustimmen.

Az.: 28.6.9-004 we Mitt. StGB NRW September 2018

Schule, Kultur, Sport

431 Abfiihrung der Kiinstlersozialabgabe
In die Sozialversicherung sind grundsatzlich nur wenige
Selbststandige einbezogen. Friiher waren dementspre-
chend viele ,freie” Kiinstler und Publizisten weder kran-
kenversichert noch fiir das Alter ausreichend abgesichert.
Diesen Status hat der Bundesgesetzgeber durch das Ge-
setz Uber die Sozialversicherung der selbststandigen
Kiinstler und Publizisten (Kiinstlersozialversicherungsge-
setz - KSVG) vom 27.07.1981 gedndert: Mit ihm wurden
selbststandige Kiinstler und Publizisten in der allgemei-
nen Rentenversicherung, der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (und spdter in der sozialen Pflegeversicherung)
pflichtversichert.

Sie miissen allerdings wegen der zugrunde liegenden
spezifischen Solidaritats- und Verantwortungsbeziehung -
entsprechend der Stellung eines abhangig Beschaftigten -
lediglich den halben Beitrag selbst leisten. Die ,Arbeitge-
ber“-Halfte wird durch einen Zuschuss des Bundes und
durch die Kiinstlersozialabgabe der Verwerter der kiinst-
lerischen und publizistischen Leistungen in Form einer
Umlage aufgebracht.

Die Gesamtmittel, die fir die Versicherung der selbst-
standigen Kiinstler und Publizisten bendtigt werden, spei-
sen sich in der Folge zu 50 Prozent aus dem Beitragsanteil
der Kiinstler und Publizisten, zu 20 Prozent aus einem
Bundeszuschuss und zu 30 Prozent aus der Kiinstlersozi-
alabgabe der Verwerter; die Verwaltungskosten tragt der
Bund. Die Unfallversicherung Bund und Bahn wird im
Auftrag des Bundes als Kiinstlersozialkasse tatig und er-
halt in dieser Funktion operative Unterstiitzung durch die
Deutsche Rentenversicherung Bund.

Aus gegebenem Anlass weist der StGB NRW darauf hin,
dass auch Stadte und Gemeinden unter bestimmten Um-
standen dazu verpflichtet sein kdnnen, die Kiinstlersozial-
abgabe abzufiihren und entsprechende Vorgange an die
Kinstlersozialkasse zu melden. Die Deutsche Rentenversi-
cherung Bund kontrolliert im Rahmen von Betriebspri-
fungen stichprobenweise, ob die gesetzlichen Pflichten
erfillt werden.

Besonders aufmerksam sollten die Kommunen folgende
Konstellation im Blick behalten: Wenn zum Zwecke der
kommunalen Werbe- oder Offentlichkeitsarbeit Auftrage
an selbststandige Kunstler oder Publizisten - dazu geho-
ren nach der standigen Rechtsprechung des Bundessozi-
algerichts auch Grafiker, Webdesigner und Fotografen -
vergeben werden, kann die Kommune nach § 24 Abs. 1 S.
2 KSVG gegebenenfalls eine Abgabepflicht treffen obwohl
eine Gewinnerzielungsabsicht nicht gegeben ist.
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Bei der Vergabe solche Auftrage sollte also stets beachtet
werden, dass sich der Bruttoauftragswert faktisch um die
Kinstlersozialabgabe erhohen wird. Allerdings ist nach
der Rechtsprechung von der Tatigkeit eines selbststandi-
gen Kunstlers oder Publizisten nur dann auszugehen,
wenn eine Einzelfirma (e. K.) oder eine Gesellschaft des
birgerlichen Rechts (GbR) beauftragt wird. Bei Beauftra-
gung einer offenen Handelsgesellschaft (oHG), einer
Kommanditgesellschaft (KG), einer Gesellschaft mit be-
schrankter Haftung (GmbH) oder einer Aktiengesellschaft
(AG) entsteht keine Abgabepflicht der Kommune.

Die aktuelle Fassung des KSVG ist im Volltext unter fol-
gender Internetadresse abrufbar: https://is.gd/1rqC55.

Az.: 43.9.1-002/001 Mitt. StGB NRW September 2018

432 Seminar ,,.Bewegung in der Stadt“
Sport und Spiel sind bedeutende und integrale Bestand-
teile der kommunalen Gesellschaft. Sie sind unverzichtba-
re Teile unseres kulturellen und sozialen Lebens, in der
heutigen Gesellschaft wichtige Standortfaktoren und
leisten einen wesentlichen Beitrag zur Lebensqualitat in
den Stadten und Gemeinden. Doch das Sport- und Spiel-
verhalten in der Stadt verdndert sich. Es entstehen neue
Orte der Bewegung im 6ffentlichen Raum.

Dabei ist wichtig: Sport- und Bewegungsmoglichkeiten
mussten fur alle Generationen angeboten werden. Die
Biirgerinnen und Biirger wiinschen mehr Bewegungs- und
Freizeitangebote im &ffentlichen Raum sowie wohnort-
nahe Spiel- und Sportanlagen. Es gibt einen Trend zu
mehr selbstorganisierten Sport aullerhalb der ,klassi-
schen® Sportstatten. Auch das Thema ,Gesundheitspra-
vention® spielt zunehmend eine wichtige Rolle - fir alle
Generationen.

Fiir die Stadte und Gemeinden stellt sich immer mehr die
Frage, welche Sportstatten brauchen wir fiir welche Nut-
zer? Wie sehen die Sportanlagen der Zukunft aus? Wie
kann die Sportstittenentwicklung in eine integrierte
Stadtentwicklungsplanung eingebunden werden? Wie
sieht eine bewegungsfreundliche Kindertageseinrichtung
oder Schule aus?

Diese und andere Fragen sollen auf dem vom Deutschen
Stadte- und Gemeindebund in Zusammenarbeit mit
Playground@Landscape veranstaltete Seminar ,Bewe-
gung in der Stadt“ am 14. November 2018 in Berlin disku-
tiert werden. Dazu haben die Veranstalter Referenten aus
Politik, Wissenschaft und Planung eingeladen, die sich mit
den verschiedenen Aspekten der Thematik auseinander-
setzen und viele Innovationen und gelungene Referenz-
projekte vorstellen werden.

Nahere Informationen und Anmeldemoglichkeiten finden
sich im Internet unter http://www.bewegung-stadt.de .

Az.: 44.0.7-003/003 Mitt. StGB NRW September 2018

433 AuBere Differenzierung an den Realschulen

Die Fraktionen von CDU und FDP haben am 05.06.2018
einen gemeinsamen Antrag zur Weiterentwicklung der
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Realschulen (Drucksache 17/2748) in den NRW-Landtag
eingebracht. Die Landesregierung soll mit der Vorberei-
tung der Einfiihrung eines vollstandig duBerlich differen-
zierten Hauptschulbildungsgangs ab der Klasse 5 an den
Realschulen beauftragt werden.

Bislang sieht das Schulgesetz fiir das Land Nordrhein-
Westfalen (Schulgesetz NRW - SchulG) in § 132c lediglich
die Moglichkeit vor, an einer Realschule einen Bildungs-
gang ab Klasse 7 einzurichten, der zu den Abschliissen der
Hauptschule fiihrt. Es erfolgt dann aber grundsatzlich
eine Unterrichtung im Klassenverband. Eine duRere Diffe-
renzierung - also eine getrennte Unterrichtung - ist in
diesem Fall nach der Ausbildungs- und Priifungsordnung
fur die Sekundarstufe | (APO-S 1) derzeit nur eingeschrankt
moglich. Die beschriebenen Moglichkeiten haben nur
wenige Schultrager genutzt.

Nach den Vorschlagen der Koalitionsfraktionen wiirde die
Schaffung eines selbststandigen Hauptschulzweiges un-
ter dem Dach einer Realschule ermoglicht werden. Darin
wird ein Instrument zur Sicherstellung der Beschulung
von Schiilern mit Hauptschulempfehlung trotz der in den
kommenden Jahren verstarkt zu erwartenden AuBer-
dienststellung der Hauptschulen gesehen.

Die Drucksache 17/2748 ist im Volltext im Internet unter
folgender Adresse abrufbar: https://is.gd/f7Md90 .

Az.: 42.1.4-001/001 Mitt. StGB NRW September 2018

434 Nur wenige NRW-Lehrer/innen arbeitslos

in den Sommerferien 2017

In der Vergangenheit stieg regelmaRig die Zahl arbeitslo-
ser Lehrkrafte in den Sommerferien bundesweit stark an
und ging danach wieder zuriick. Die Ursache dieses Pha-
nomens lag in der Praxis der Bundeslander, befristete
Vertrage mit angestellten Lehrkraften piinktlich zu Beginn
der Sommerferien auslaufen zu lassen und sie dann
puinktlich zum ersten Tag des neuen Schuljahres wieder
zu schlieBen.

In NRW hat sich diese Entwicklung zuletzt offenbar nicht
weiter fortgesetzt. Nach einem Bericht der Bundesagen-
tur fur Arbeit aus dem Dezember 2017 lag der NRW-Anteil
an den gesamten Meldungen zur Arbeitslosigkeit wah-
rend der Sommerferien 2017 bei 13 Prozent; dies ist der
niedrigste Wert im Vergleich aller Bundeslander (gemein-
sam mit Hessen). Der mit Abstand hochste Anteil wird mit
71 Prozent fuir Baden-Wirttemberg ausgewiesen, gefolgt
von Hamburg mit 56 Prozent und Bayern mit 53 Prozent.
Der Anteil arbeitsloser Lehrkrafte wahrend der Sommerfe-
rien an den gesamten Meldungen arbeitsloser Lehrerkraf-
te wahrend des gesamten Jahres lag bundesweit konstant
bei 35 Prozent.

Zahlen zu den Sommerferien 2018 werden voraussichtlich
zum Jahresende veroffentlicht.

Der Bericht der Bundesagentur fiir Arbeit ist im Volltext
unter folgender Adresse abrufbar: https://is.gd/fO4nDP .

Az.: 42.9-005/003
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40 Prozent der Grundschulkinder in NRW
2017 aufs Gymnasium

435

Zu Beginn des zurzeit laufenden Schuljahres 2017/18
wechselten innerhalb Nordrhein-Westfalens 148.870
Schiilerinnen und Schiiler von einer Grundschule auf eine
weiterfilhrende Schule. Wie Information und Technik
Nordrhein-Westfalen als amtliche Statistikstelle des Lan-
des mitteilt, waren das 0,9 Prozent weniger Schiiler als im
Sommer 2016 (damals: 150.167) und 20,4 Prozent weni-
ger als zehn Jahre zuvor (2007: 187.120). Zwei von fiinf
(40,9 Prozent der Schiiler) Kindern wechselten im Sommer
2017 zum Gymnasium (2016: 40,5 Prozent). Niedrigere
Anteile verzeichneten die {ibrigen Schulen des dreigliedri-
gen Systems: 20,5 Prozent gingen zur Realschule (2016:
20,6 Prozent) und 3,6 Prozent zur Hauptschule (2016: 3,9
Prozent).

28,0 Prozent der Kinder wechselten im Sommer 2017 auf
die Gesamtschule; das waren 0,5 Prozentpunkte mehr als
2016 (damals: 27,5 Prozent). Die Sekundarschule wahlten
mit 6,0 Prozent weniger Schiiler als noch ein Jahr zuvor
(6,5 Prozent). Weniger Schiiler wechselten an die Gemein-
schaftsschule (0,3 Prozent; 2016: 0,4 Prozent), und zur
PRIMUS-Schule gingen - wie im Vorjahr - 0,1 Prozent der
Schiiler.

Az.: 42.1.1-002 ha Mitt. StGB NRW September 2018

436 Start von LOGINEO NRW im Herbst 2018

Das NRW-Ministerium fiir Schule und Bildung hat mitge-
teilt, dass es mit dem Landschaftsverband Rheinland (LVR)
und dem Kommunalen Rechenzentrum Niederrhein
(KRZN) eine Nachtragsvereinbarung zur Finalisierung von
LOGINEO NRW unterzeichnet hat. Urspriinglich sollte
LOGINEO NRW zum aktuellen Schuljahr eingefiihrt wer-
den, konnte jedoch aufgrund technischer Probleme nicht
durch die Medienberatung NRW abgenommen werden.

Das Ministerium hatte daraufhin die Einfiihrung ausge-
setzt und einen Gutachter mit der Analyse sowie einer
moglichen Reorganisation des IT-Entwicklungsprojekts
LOGINEO NRW beauftragt. Darliber hatte der StGB NRW
alle Mitgliedskommunen mit Schnellbrief Nr. 257/217
informiert. Nach dem Stopp von LOGINEO NRW durch das
Schulministerium im Herbst 2017 wurde intensiv an einer
Lésung gearbeitet, die allen Beteiligten und allen Anspri-
chen gerecht wird.

Vereinbart wurde nun, LOGINEO NRW technisch nachzu-
bessern und ab Herbst 2018 schrittweise einzufiihren. Im
Ergebnis der Verhandlungen zwischen Schulministerium,
LVR und KRZN steht eine Einigung mit folgenden Kernin-
halten:

e LOGINEO NRW wird in der Version 1.0 bis zum 12.
Oktober 2018 durch das KRZN fertiggestellt sein,

e im Anschluss an eine erfolgreiche Abnahme durch das
Schulministerium beginnt eine fast viermonatige Pi-
lotphase: LOGINEO NRW wird dem Schulpersonal von
20 Schulen zur Nutzung zur Verfiigung gestellt,

e ab dem 4. Februar 2019 ist die schrittweise Umset-
zung des Regelbetriebs geplant.
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Das Gutachten hatte unter anderem gezeigt, dass nun-
mehr nach der Reorganisation des IT-Entwicklungs-
projekts

o die Projektrisiken ausreichend bearbeitet wurden,

e das Architekturkonzept im Hinblick auf die Stabilitat
bei perspektivisch hohen Nutzerzahlen validiert ist,

e die zu realisierenden Anforderungen klassifiziert und
die Verantwortlichkeiten zur Realisierung eindeutig
zugeordnet sind

und somit eine Fertigstellung von LOGINEO NRW 1.0 bis
zum 12. Oktober 2018 erreicht werden kann. Mit der Um-
setzung des Landesprojekts zu LOGINEO NRW wurde die
Medienberatung NRW vom Schulministerium Nordrhein-
Westfalen beauftragt.

Az.: 42.14-003/007 ha  Mitt. StGB NRW September 2018

437 Pressemitteilung: Mittelabruf bei Gute Schule

2020 im Zeitplan

Die kommunalen Spitzenverbande in NRW sind Ulber-
zeugt, dass die Kommunen alle Mittel aus dem Programm
,Gute Schule 2020“ fristgerecht abrufen werden. ,Die
Kommunen nutzen das Programm, um Schulen zu sanie-
ren und zu modernisieren sowie fiir den Ausbau der digi-
talen Schulinfrastruktur in NRW. Ein erheblicher Teil der
Mittel ist bereits fir konkrete MalRnahmen verplant, der
Abruf der Mittel erfolgt aber schrittweise. Die aktuelle
Hohe des Abrufs der Fordermittel sagt nichts uber den
Stand der kommunalen Investitionen aus. Selbstverstand-
lich sind die kommunalen Schultrager auf die Gelder an-
gewiesen und auch willens, diese abzurufen®, machten
die Hauptgeschaftsfihrer HelImut Dedy (Stadtetag NRW),
Dr. Martin Klein (Landkreistag NRW) und Dr. Bernd Jiirgen
Schneider (Stadte- und Gemeindebund NRW) heute in
Duisseldorf deutlich.

Das Finanzministerium NRW hat in einem Bericht an den
Haushalts- und Finanzausschuss des NRW-Landtages
Zahlen der NRW.BANK iiber den Stand des Mittelabrufs
zum 31.05.2018 veroffentlicht. Danach haben die Stadte,
Kreise und Gemeinden in den ersten 17 Monaten des
Programms 289 Millionen Euro der zur Verfiigung gestell-
ten Mittel abgerufen. Sie missen bis zum Jahresende
2018 zumindest die fir 2017 vorgesehenen Betrdge - 500
Millionen von insgesamt zwei Milliarden Euro - abrufen,
damit diese Gelder nicht verfallen. Die kommunalen Spit-
zenverbande haben eine Erhebung gestartet, um zu er-
mitteln, wie sich der genaue Planungsstand in Nordrhein-
Westfalen derzeit darstellt. Mit belastbaren Ergebnissen
wird im Laufe des Sommers gerechnet.

»Nach ersten Rickmeldungen aus den Kommunen kén-
nen wir davon ausgehen, dass die Gelder punktlich zum
Jahresende 2018 abgerufen werden und sich der Mitte-
labruf zum Ende des Programms 2020 kontinuierlich be-
schleunigen wird®“, erlduterten die Hauptgeschaftsfihrer
Dedy, Klein und Schneider. Dieser Verlauf entspreche den
Erfahrungen mit &dhnlichen Forderprogrammen in der
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Vergangenheit, da eine sinnvolle Nutzung der Gelder auch
mit dem nétigen Vorlauf geplant werden miisse.

In der Uberwiegenden Anzahl der Falle seien die politi-
schen Entscheidungen, fiir welche Projekte Mittel aus
dem Programm ,Gute Schule 2020“ eingesetzt werden
sollen, langst getroffen, erganzten Dedy, Klein und
Schneider: ,Allerdings darf nicht vergessen werden, dass
es auch fiir Kommunen angesichts der enormen Nachfra-
ge nach Handwerkerleistungen oft sehr schwierig ist,
Unternehmen zu finden, welche die Leistungen in dem
vorgesehenen Zeitraum und zu einem akzeptablen Preis-
Leistungs-Verhaltnis erbringen wollen. Punktuelle Férder-
programme fiihren daher immer auch zu Engpdssen, die
bei einer langfristigen finanziellen Unterstiitzung vermie-
den werden kénnen®.

Die Hauptgeschaftsfiihrer der kommunalen Spitzenver-
bande wiesen auf weitere Umstande hin, die ein bewuss-
tes Verschieben des Mittelabrufs sinnvoll machen: ,Viele
Kommunen nutzen die Mittel aus dem Programm Gute
Schule 2020 fiir umfangreiche Vorhaben, die eine zusatz-
liche Kreditaufnahme erfordern. Die Kimmerer nehmen
zundchst diese Kredite auf, um sich die aktuell glinstigen
Zinskonditionen zu sichern. Erst danach werden die nicht
vom Zinsanstieg betroffenen Mittel aus Gute Schule 2020
in Anspruch genommen. Zudem miissen die Kimmereien
darauf bedacht sein, Strafzinsen zu vermeiden, die ent-
stehen, wenn Gelder abgerufen, aber nicht direkt verbaut
werden kénnen.” Insofern sei auch bei Kommunen, die
noch keine Mittel aus dem Programm abgerufen haben,
nicht automatisch anzunehmen, dass diese keine Investi-
tionen tatigen.

Investitionen im Bildungsbereich stiinden bei den Kom-
munen auf der Prioritatsliste ganz oben, betonten die
Vertreter der drei Spitzenverbande. Dies zeige auch das
aktuelle Kommunalpanel 2018 der KfW-Bank. Dieses be-
scheinigt den Kommunen einen starken Anstieg der Inves-
titionen im Bildungsbereich, stellt allerdings zugleich den
grofiten Investitionsbedarf im Bereich Schule und Erwach-
senenbildung in Hohe von rund 47 Milliarden Euro bun-
desweit fest. Die Unterstiitzung bei Investitionen in die
Bildungsinfrastruktur sei daher dringend erforderlich.

Az.:42.4.5 Mitt. StGB NRW September 2018

Datenverarbeitung und Internet

438 BMWi-Technologiewettbewerb

,Smarte Datenwirtschaft*

Im Rahmen des Technologiewettbewerbs ,Smarte Da-
tenwirtschaft” fordert das Bundesministeriums fiir Wirt-
schaft und Energie (BMWi) Forschungs- und Entwick-
lungsprojekte (FUE-Projekte) mit Leuchtturmcharakter, die
neuartige intelligente Losungen wie Datenprodukte und -
systeme, daraus abgeleitete Datendienste und datenba-
sierte Geschaftsmodelle entwickeln und erproben. Kom-
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munale Unternehmen konnen zusammen mit Partnern an
dem Wettbewerb teilnehmen. Einreichungsschluss ist der
27.09.2018, 12:00 Uhr.

Die Verwertung von Daten ist ein ernst zu nehmender
Wirtschaftsfaktor. Daten sind im digitalen Zeitalter der
Rohstoff fiir wirtschaftliche Wertschopfung. Auf der einen
Seite geht es um Chancen, also neue Moglichkeiten der
Datennutzung fiir datenproduktzentrierte Geschaftsmo-
delle und innovative Dienstleistungen, auf der anderen
Seite um die Risiken, die es zu mindern gilt, um Datensi-
cherheit und Datensouveranitat zu gewahrleisten.

Interessierte konnen sich mit Ideen fiir FUuE-Projekte be-
werben, welche die Bildung von intelligenten Datenpro-
dukten forcieren und in denen Systeme entwickelt wer-
den, die mit Methoden des maschinellen Lernens und
kiinstlicher Intelligenz (KI) arbeiten.

Fiir Fragen zum Wettbewerb stehen folgende Ansprech-
partner beim Projekttrager zur Verfiigung: Dr. Patrick Lay,
Deutsches Zentrum fir Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR),
Linder Hohe, 51147 Koln, Tel.: 02203 601-2737, E-Mail:
patrick.lay@dlIr.de . Dr. Regine Gernert, Deutsches Zent-
rum fiir Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR), Rosa-Luxemburg-
Str. 2, 10178 Berlin, Tel.: 030 67055-764, E-Mail: regi-
ne.gernert@dIr.de .

Weitere Informationen finden sich in der Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger auf der Webseite des BMWi im
Internet unter www.digitale-technologien.de (Rubrik:
Forderprogramme / Smarte Datenwirtschaft). Ebenso
finden sich dort eine Vorlage zur Gestaltung einer Projekt-
skizze sowie der Online-Zugang zur Einreichung der Pro-
jektskizzen.

Az.:17.0.5.16-003 Mitt. StGB NRW September 2018

439 Umfrage zu Rechnungsprozessen

in Kommunalverwaltungen

Das ibi research der Universitdt Regensburg startet eine
Umfrage zu Payment- und Rechnungsprozessen in der
kommunalen Verwaltung. Dabei untersucht das Institut
mittels einer Online-Befragung den Einsatz und die An-
forderungen von &ffentlichen und kommunalen Instituti-
onen in den Bereichen Payment und Rechnungsabwick-
lung. Mit dieser Befragung sollen insbesondere der Ein-
satz und die Anforderungen von &ffentlichen und kom-
munalen Institutionen in den Bereichen Payment und
Rechnungsabwicklung beleuchtet werden.

Ziel des aktuellen Projektes ist die Erstellung einer Studie,
die mittels einer Online-Befragung unter Kommunen und
kommunalen Institutionen erhebt, wie diese mit den
Entwicklungen im Bereich E-Payment und E-Invoicing
umgehen und wie deren Wiinsche, Anforderungen und
Bedarfe aussehen. Die Beantwortung der Fragen nimmt
ca. 5 Minuten in Anspruch.

Eine Teilnahme an der Umfrage ist im Internet unter
www.ibi.de/egovernment2018 bis Mitte September 2018
moglich. Weitere Informationen iber das Forschungs-
institut ibi research sind unter www.ibi.de abrufbar.

Az.:17.0.5.13-001/001
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440 Bundesgerichtshof zu Stérerhaftung
bei offenem WLAN
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Urteil vom

26.07.2018 (Az. | ZR 64/17) die gesetzliche Neuregelung
im Telemediengesetz (TMG) zur so genannten Storerhaf-
tung bestatigt. Betreiber von offenen WLANs konnen
damit kiinftig nicht mehr auf Unterlassung verklagt wer-
den, wenn die von ihnen angebotenen Netze fiir illegale
Downloads genutzt werden.

Allerdings kommt dann ein Sperranspruch des Rechtein-
habers (§ 7 Abs. 4 TMG n. F) in Betracht. Fiir Kommunen,
die offene WLAN-Netze anbieten, schafft das Urteil in
dem ersten Punkt Rechtssicherheit. Allerdings l3asst das
Urteil mit Blick auf die Sperrung der Inhalte wesentliche
Fragen offen.

Die Pressemitteilung sowie das Urteil des BGH sind im
Internet  unter  http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-
bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=pm
&Datum=2018&Sort=3&nr=85948&pos=5&anz=129
abrufbar.

Az.:17.0.6.7.1-001 Mitt. StGB NRW September 2018

Jugend, Soziales, Gesundheit

441 Mehr Personal und weniger Patienten 2017

in NRW-Krankenhausern

Im Jahr 2017 wurden in den 344 nordrhein-westfalischen
Krankenhausern mehr als 4,6 Millionen Patientinnen und
Patienten vollstationar versorgt; das waren 0,5 Prozent
weniger als 2016. Wie Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen als amtliche Statistikstelle des Landes
mitteilt, war die Zahl der hauptamtlichen Arztinnen und
Arzte mit 42.224 Personen um 2,3 Prozent hoher als ein
Jahr zuvor (2016: 41.262). Die Beschaftigtenzahl im Pfle-
gedienst stieg gegeniiber dem Vorjahreswert um 0,6 Pro-
zent auf 102.744 (2016: 102.081).

Wie die Statistiker weiter mitteilen, ist die Verweildauer
von Patientinnen und Patienten in Krankenhdusern im
Langzeitvergleich um durchschnittlich 2,8 Tage gesunken:
2017 blieben Personen im Schnitt 7,2 Tage im Kranken-
haus; im Jahr 2000 hatte die Verweildauer noch bei 10,0
Tagen gelegen. Der Bestand an Krankenhdusern ist - auch
aufgrund von Fusionen - im gleichen Zeitraum um 118
Hauser auf 344 gesunken. Die Zahl der Krankenhausbet-
ten war um 12,8 Prozent niedriger als im Jahr 2000. (Quel-
le: IT.NRW)

Az.: 38.1.18-001/001 Mitt. StGB NRW September 2018

442  Mehr Bundesgeld fiir Sanierung kommunaler

Einrichtungen
Am 31. Juli 2018 ist die dritte Forderrunde im Bundespro-

gramm ,Sanierung kommunaler Einrichtungen in den
Bereichen Sport, Jugend und Kultur gestartet. Mit 100
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Millionen Euro sollen bis 2022 investive Projekte mit be-
sonderer regionaler oder uberregionaler Bedeutung und
mit sehr hoher Qualitdt im Hinblick auf ihre Wirkungen
fir den gesellschaftlichen Zusammenhalt und soziale
Integration in der Kommune und die Stadt(teil)ent-
wicklungspolitik zur Verfligung gestellt werden.

Die Projekte sollen auch einen Beitrag zum Klimaschutz
aufweisen und iiber ein lUberdurchschnittliches Investiti-
onsvolumen oder hohes Innovationspotenzial verfiigen.
Aktiv angesprochen sind unter anderem Einrichtungen
wie Schwimmbader oder Sportstatten. Projektvorschlage
sind bis zum 31. August 2018 einzureichen.

Kommunen, die lber geeignete Projekte verfiigen, sind
aufgerufen, beim Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) im Bundesamt fiir Bauwesen und
Raumordnung (BBR) bis zum 31. August 2018 Projektskiz-
zen einzureichen. Die Auswahl der Forderprojekte durch
eine Jury des Bundes und die Vergabe der Fordermittel soll
bis Ende des Jahres 2018 erfolgen. Die Forderprojekte sind
bis zum Jahr 2022 umzusetzen.

Alle erforderlichen Informationen sind im Internet unter
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Aktuell/Aufrufe/akt
uelle-meldungen/bundesprogramm-sjk-km.html  abruf-
bar. (Quelle: DStGB Aktuell vom 3. August 2018)

Az.: 35.0.1-005/001 Mitt. StGB NRW September 2018

443 Seit fiinf Jahren Rechtsanspruch

auf einen Krippenplatz

Zum 1. August 2018 ist der Rechtsanspruch auf einen
Krippenplatz fiinf Jahre in Kraft. In einem enormen Kraft-
akt ist es den Stadten und Gemeinden weitestgehend
gelungen, den Rechtsanspruch zu erfiillen. Eine Klagewel-
le ist ausgeblieben. Vor dem Hintergrund der stetig stei-
genden Nachfrage bleibt der quantitative und qualitative
Ausbau nach wie vor eine Herkulesaufgabe und ist bei
weitem noch nicht abgeschlossen. Anbei einige Fakten
zum Kita-Ausbau:

e Zahl der Kitas in Deutschland: Insgesamt gibt es in
Deutschland 55.293 Kindertageseinrichtungen. 18.233
davon sind in kommunaler Tragerschaft. Zusatzlich
betreuen 43.951 Tagespflegepersonen Kinder bis zum
Schuleintritt.

e Kinder in Kindertageseinrichtungen und in der Kinder-
tagespflege: Derzeit besuchen 2.649.718 Kinder bis
zum Schuleintritt eine Kindertageseinrichtung, davon
sind 645.077 Kinder unter 3 Jahre. Zusatzlich werden
131.452 Kinder, davon 117.284 unter Dreijahrige,
durch Tagesmiutter, oder -vater betreut.

e Zahl der neu geschaffenen Pliitze: Seit 2006 bis zum
Stichtag 01.03.2017 hat sich die Anzahl der betreuten
Kinder in einer 6ffentlich geférderten Kindertagesein-
richtung oder der Kindertagespflege mehr als verdop-
pelt. Sie stieg um rund 477.000 auf aktuell knapp
763.000. Fir die groBe Mehrzahl der Kinder, deren El-
tern einen Betreuungsplatz suchen, steht damit ein
Angebot zur Verfiigung. Eine Klagewelle ist ausgeblie-
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ben.

o Offentliche Ausgaben fiir Kindertagesbetreuung: Die
Kosten fiir die Kindertagesbetreuung, die zu rund 75
Prozent von den Stadten und Gemeinden und Landern
getragen werden, betrugen zum Inkrafttreten des
Rechtsanspruchs auf einen Krippenplatz im Jahr 2013
23,8 Mrd. Euro. Sie sind bis zum Jahr 2016 auf 28,5
Mrd. € angestiegen. Tendenz weiter ansteigend.

e Neu eingestellte Erzieherinnen: Von 2006 bis 2016 sind
bei allen Tragern rund 237.000 neue Erzieherinnen
und Erzieher eingestellt worden. Bei den Kindertages-
einrichtungen in kommunaler Tragerschaft stieg die
Zahl der Beschaftigten von 2007 bis 2016 von 131.000
auf 194.000.

e Bedarf an Erzieherinnen: Derzeit gibt es erhebliche
Engpasse bei der Besetzung der Stellen von Erziehe-
rinnen und Erzieher. Das Zukunftsszenarium zur Kin-
dertagesbetreuung des Forschungsverbundes DJI/TU
Dortmund vom September 2017 benennt aktuell fol-
genden zusatzlichen Personalbedarf: Fiir die zusatzli-
chen Platze entsteht ein Personalmehrbedarf bis zum
Jahr 2025 von bis zu 400.000 Fachkraften. Zusatzlich
ist mit einem Personalersatzbedarf fur Fachkrafte, die
in Rente gehen, von bis zu 171.000 Personen zu rech-
nen.

(Quelle: DStGB Aktuell vom 03. August 2018)

Az.:35.0.8.1-001/004  Mitt. StGB NRW September 2018

444 Pressemitteilung: Ubergangsfinanzierung
bei Kitas schafft Planungssicherheit
Die kommunalen Spitzenverbdnde in Nordrhein-

Westfalen begriiBen den Vorschlag des Landes fiir eine
Ubergangsfinanzierung  fur das  Kindergartenjahr
2019/2020. ,Die Trager der Einrichtungen bekommen
damit die dringend bendtigte Planungssicherheit, aber
auch fiir die Eltern ist dies ein wichtiges Signal®, erklarten
heute die Prasidenten der kommunalen Spitzenverbande,
Oberbiirgermeister Thomas Hunsteger-Petermann aus
Hamm (Stadtetag NRW), Landrat Thomas Hendele, Kreis
Mettmann (Landkreistag NRW), und Biirgermeister Ro-
land Schafer aus Bergkamen (Stadte- und Gemeindebund
NRW).

»Eine neue Ubergangsfinanzierung ist unbedingt erforder-
lich, um die Kindergartenlandschaft zu stabilisieren. Denn
die bisherige Ubergangsfinanzierung lauft am 31. Juli
2019 aus und die Trager brauchen rechtzeitig eine Per-
spektive, wie es weitergeht. Komplett neu ausgerichtet
werden kann die Finanzierung der Kindertagesbetreuung
jedoch erst zum Kindergartenjahr 2020/2021 so die
Prasidenten der kommunalen Spitzenverbande.

Laut Prognose des Ministeriums fiir Kinder, Familie,
Fliichtlinge und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen (MKFFI) werden fir das Kindergartenjahr
2019/2020 insgesamt circa 427 Millionen Euro als Finan-
zierungsvolumen bendtigt. 105 Millionen Euro sollen
dabei aus Bundesmitteln zur Verfligung gestellt werden.
Das Land stellt 250 Millionen Euro fiir die einjahrige Uber-
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gangsfinanzierung sowie weitere 29 Millionen Euro fir
die zeitlich befristete Fortschreibung der erhéhten Dyna-
misierung der so genannten Kindpauschalen zur Verfu-
gung. Die Kommunen tragen ebenfalls die Fortschreibung
der erhohten Dynamisierung der Kindpauschalen mit
rund 40 Millionen Euro sowie einmalig weitere 40 Millio-
nen Euro fur die Ubergangsfinanzierung.

Die kommunalen Spitzenverbande weisen darauf hin,
dass die Kommunen bereits jetzt einen erheblichen frei-
willigen Beitrag leisten, um den Betrieb von Kindertages-
statten zu sichern. Dazu zdhlten vor allem freiwillige Zu-
schiusse an Kindergartentrager von deutlich mehr als 200
Millionen Euro pro Jahr. Darin noch nicht eingerechnet
seien die ebenfalls erheblichen {liber den gesetzlichen
Umfang hinaus erbrachten kommunalen Leistungen im
Bereich der Kindertagespflege. Insgesamt erbringen zwi-
schenzeitlich viele Kommunen sogar den groBeren Finan-
zierungsanteil zur Sicherstellung der Betreuung von Kin-
dern bis zum 6. Lebensjahr als das Land.

Vor diesem Hintergrund seien vornehmlich Land und
Bund in der Pflicht, die Ubergangsfinanzierung zu sichern.
Um den Tragern, ihren Beschaftigten sowie den Eltern so
zeitnah wie moglich Planungssicherheit zu geben und die
Zeit bis zum neuen Kinderbildungsgesetz zu tberbriicken,
hatten die Kommunen ihre Bereitschaft erklart, zusatzlich
fiir ein weiteres Jahr kommunale Mittel bereitzustellen.

Die Prasidenten der kommunalen Spitzenverbande beton-
ten, dass das Kinderbildungsgesetz jetzt rasch novelliert
werden muss: ,,Wir erwarten vom Land, dass es nun mog-
lichst schnell seine inhaltlichen Vorstellungen fiir ein
neues Gesetz prasentiert. Nur dann kann eine Anschluss-
regelung zum Ende des Kindergartenjahres 2019/2020
noch rechtzeitig genug verabschiedet werden. Denn die
Jugendamter und Kindergarten brauchen etwa ein Jahr
Vorlaufzeit, um sich auf eine neue Finanzierungssystema-
tik einstellen zu kénnen.“

Az.:35.0.8.1 Mitt. StGB NRW September 2018

445 Schulsozialarbeit in Nordrhein-Westfalen

Der Westdeutsche Rundfunk hat darauf hingewiesen,
dass die Schulsozialarbeit noch bis Ende 2020 finanziell
gesichert sei. Bislang sei unklar gewesen, ob die Vertrage
der Fachkrafte {iber den Sommer hinaus verlangert wer-
den konnten. Bis 2020 wiirden aus dem Landesprogramm
pro Jahr weiterhin knapp 48 Mio. Euro bereitgestellt, be-
tont der WDR unter Hinweis eines Berichtes von NRW-
Sozialminister Karl-Josef Laumann.

Fir den Haushalt 2019 werde bereits geplant, die Finan-
zierung der Schulsozialarbeit auch bis zum Jahr 2022
sicherzustellen. Der Landtag misse dafiir aber noch ent-
scheiden. Der Bund war 2014 aus der Finanzierung der
Schulsozialarbeit im Rahmen seines Bildungs- und Teilha-
bepakets ausgestiegen und das Land war mit 48 Mio. Euro
jahrlich eingesprungen. (Quelle: WDR-Nachrichten)

Az.: 35.0.1.-010/001
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SchutzmaRnahmen fiir Kinder und
Jugendliche in NRW 2017

446

Im Jahr 2017 ergriffen die Jugendamter in Nordrhein-
Westfalen 15.835 SchutzmaBnahmen fiir Kinder und
Jugendliche. Wie Information und Technik Nordrhein-
Westfalen als amtliche Statistikstelle des Landes mitteilt,
waren das 28,6 Prozent weniger als im Jahr zuvor.
SchutzmaBnahmen (Inobhutnahmen) werden vom Ju-
gendamt durchgefiihrt, wenn ein unmittelbares Handeln
zum Schutz von Minderjdhrigen in Eil- und Notfdllen als
geboten erscheint.

Der Riickgang ist maBgeblich auf die Abnahme der Zahl
von unbegleiteten Einreisen aus dem Ausland zuriickzu-
fUhren, deren Zahl hat sich gegeniiber 2016 mehr als
halbiert: 2017 reisten 5 333 Kinder und Jugendliche ohne
Eltern aus dem Ausland ein. Im Jahr 2016 wurden mit
11.448 Fallen noch die Halfte (51,6 Prozent) aller Schutz-
maBnahmen aus diesem Grund ergriffen, 2017 war es
etwa ein Drittel (33,7 Prozent). Seit dem 1.11.2015 wer-
den minderjahrige Fliichtlinge, die unbegleitet nach
Deutschland einreisen, gleichmaRRig auf Bundeslander
und Kommunen verteilt. Davor wurden die jungen Fliicht-
linge vom Jugendamt an ihrem Einreiseort in Obhut ge-
nommen.

Zwei Drittel der im vergangenen Jahr in Nordrhein-
Westfalen unter den Schutz des Jugendamtes gestellten
Kinder und Jugendlichen waren Minderjahrige ab 14 Jah-
ren (10.528); ein Drittel (5.307) der Kinder war im Alter
von unter 14 Jahren. In der Mehrzahl handelte es sich bei
den betroffenen Kindern und Jugendlichen um Jungen
(9.624). Neben der unbegleiteten Einreise aus dem Aus-
land waren Uberforderung der Eltern bzw. eines Eltern-
teils (4.188) und Beziehungsprobleme der Eltern (1.308)
die haufigsten Griinde fiir die Inobhutnahmen.

Von den 15.835 Mallnahmen wurden 2.398 auf eigenen
Wunsch der Kinder und Jugendlichen durchgefiihrt, in 13
437 Fallen lag eine Gefdhrdung vor. Mit 12.115 wurden
mehr als drei Viertel der Minderjahrigen wahrend der
SchutzmaBnahme in einer Einrichtung (76,5 Prozent) und
2.476 bei einer geeigneten Person (15,6 Prozent) unterge-
bracht; 1.244 lebten in einer sonstigen betreuten Wohn-
form (7,9 Prozent). (Quelle: IT.NRW)

Az.:37.0.5.2.1-001 Mitt. StGB NRW September 2018

Wirtschaft und Verkehr

447 Jurysitzung zum Projekt digitaler und

stationidrer Einzelhandel

Bei der zweiten Runde des Projektaufrufs ,Digitalen und
stationaren Einzelhandel zusammendenken® hat eine Jury
sechs Ideen zur Forderung ausgewahlt. Das Land beteiligt
sich mit rund 750.000 Euro an den Vorhaben, das Ge-
samtvolumen liegt bei etwa 1,5 Millionen Euro.

Ziel des Projektaufrufes ist es, den Handel darin zu unter-

MITTEILUNGEN 9/2018



stitzen, digitale Losungen mit stationaren Elementen zu
verbinden - fiir einen zukunftsfesten Einzelhandel und
lebendige Innenstadte. Hinter den ausgewahlten Projek-
ten stehen 13 Kooperationspartner aus dem Einzelhandel,
den Kommunen, den Hochschulen sowie weitere Beteilig-
te vor Ort.

Dem stationaren Handel soll es gemeinsam mit anderen
Beteiligten wie Stadt, Wissenschaft und weiteren Bran-
chen gelingen, die Chancen der Digitalisierung fir alle
nutzbar zu machen. Die ausgewahlten Kooperationspro-
jekte sollen die Handlerinnen und Handler dabei unter-
stlitzen, digitale Losungen mit stationaren Elementen zu
verkniipfen - fir einen zukunftsfesten Einzelhandel und
lebendige Innenstddte. Die zur Forderung empfohlenen
Projekte umfassen unter anderem einen lokalen virtuellen
Geschenketisch, die Nutzung von Open Data und Treue-
punkte vom lokalen Handler. Erste Bewilligungen und der
Projektstart sollen zum Jahresende 2018 erfolgen. Die
folgenden Vorhaben wahlte ein Expertengremium aus
Wissenschaft und Wirtschaft aus:

e Kolner Veedel als lokaler Leuchtturm

e Geschenktisch 4.0, Miinster

e CustomerJourney 2.0, Ratingen

e Beacon Shopping, Biinde

e Data Analytics fiir den lokalen Einzelhandel, At-
tendorn

e Smarter Handeln, Bocholt

Projektuibersicht Kolner Veedel als lokaler Leuchtturm: In
den Kolner Vierteln Rodenkirchen und Lindenthal werden
in Pilotprojekten die Geschaftsmodelle der lokalen Hand-
ler in der GroRstadt digitalisiert und die Kundenbindung
gestarkt. Dabei wurden Stadtviertel mit hoher Kaufkraft
gewahlt. Das Institut fir Handelsforschung Koln will ge-
meinsam mit der Cologne Retail Innovations UG und der
International School of Management GmbH eine Techno-
logie bereitstellen, mit der unter anderem Treuepunkte
vergeben werden konnen.

Geschenktisch 4.0, Miinster: In diesem Projekt wird ein
Geschenketisch in stationaren Geschaften mit Wunsch-
produkten bestlickt und kann gleichzeitig liberregional
(online) geteilt werden. Durch die Verkniipfung von On-
und Offline-Shopping will die myPresendo GmbH gemein-
sam mit der Heinrich Buschmann GmbH & Co. KG einen
Mehrwert fir Einzelhdndler und Endkunden schaffen.

Customer Journey 2.0, Ratingen: Die Ratingen Marketing
GmbH hat 2016 eine eigene App fiir Ratingen eingefihrt.
Diese soll jetzt erweitert werden. Gemeinsam mit dem
Institut fur Handelsforschung ist der Ausbau um einen
Kommunikationskanal, eine Loyality- und Gutscheinfunk-
tion und die Einfiihrung eines kontakt-und bargeldlosen
Parkens geplant.

Beacon Shopping, Blinde: Die Stadt Biinde verbindet ge-
meinsam mit der Handel Blinde GbR den stationaren
Handel mit dem Smartphone. Unter anderem mit einer
App werden die vielfiltigen und standig wechselnden
Angebote des stationdaren Einzelhandels per Push-
Nachricht auf das Smartphone der Konsumenten in der
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Innenstadt gesendet.

Data Analytics fur den lokalen Einzelhandel in einer zu-
kiinftigen Smart City (DALES), Attendorn: Die Universitat
Siegen, die Statmath GmbH und die Industrie- und Han-
delskammer Siegen wollen einen Daten-Pool aufbauen
und damit die analytische Starke des Online-Handels auf
den stationaren Handel ubertragen. Dazu werden Fre-
quenzdaten  (z.B.  Metadaten aus  City-WLAN-
Verbindungen) mit Kassendaten von Unternehmen vor
Ort kombiniert, um so Marketing-, Platzierungs- oder
Personalplanungen zu optimieren.

Smarter Handeln, Bocholt: Die Wirtschaftsférderungs-
und Stadtmarketing Gesellschaft Bocholt mbH & Co. KG
wird unter anderem die Moglichkeiten eines umfassen-
den technisch, kommunikativ, finanziell und rechtlich
Mehrwertsystems erforschen und ein Umsetzungskon-
zept entwickeln. Zu ,,PRIMA - Echtes Leben, echte Vortei-
lel“ gehoren die Entwicklung einer ,,Anreizwelt”, Gamifi-
cation-Elemente, Funktionalitaten ortsbasierter Techno-
logien und datensichere Blockchain-getriebene Daten-
und Belohnungssysteme.

Az.: 30.0.4-001/001 Mitt. StGB NRW September 2018

448 AGFS-Fachtagung 2018 ,,Nahmobilitat

als Zubringer zum OV*

Neben der groRen Bedeutung der Nahmobilitat im Bin-
nenverkehr gelten Ful3- und Radverkehr auch als perfekte
Partner des Offentlichen Verkehrs. Bus und Bahn uber-
winden die langen Distanzen. Im Vor- und Nachtransport
werden mit der Nahmobilitat die ersten und letzten Meter
zuriickgelegt. Damit dies problemlos funktioniert, muss
die Verknuipfung zwischen den Verkehrsarten optimal
gestaltet sein.

Was macht eine Verkniipfung ,optimal“? Welche Fakto-
ren sind bei Rad- und FulRverkehr ausschlaggebend? Wel-
che neuen Entwicklungen gibt es bei der Vernetzung von
Offentlichem Verkehr und Nahmobilitat? Diese und ande-
re Fragen wird die AGFS NRW bei einer Fachtagung am
11. September 2018 in Hamm diskutieren. Besonders im
Fokus steht dabei Bike & Ride. In zwei Foren am Nachmit-
tag setzen sich die Teilnehmer mit den verschiedenen
Facetten dieses wichtigen Themas auseinander.

Teilnehmen konnen alle interessierten Kommunen, auch
wenn diese nicht Mitglied in der AGFS NRW sind. Die Ver-
anstaltung ist kostenlos. Weitere Informationen sind im
Internet unter folgendem Link abrufbar:
https://www.agfs-nrw.de/events-und-kampagnen/agfs-
fachtagung-2018.html .

Az.: 33.1.2-002/003 Mitt. StGB NRW September 2018

449 Bundeskabinett fiir Forderung

von Elektro-Dienstwagen
Das Bundeskabinett hat am 1.8.2018 beschlossen, dass

die private Nutzung von Elektro- und Hybriddienstwagen
besonders gefordert werden soll. Ziel der Steuererleichte-
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rungen ist, die Nachfrage nach Elektroautos zu stimulie-
ren und den Gebrauchtwagenmarkt fiir diese E- und Hyb-
rid-Fahrzeuge weiter zu 6ffnen.

Ein Arbeitnehmer, der seinen Firmenwagen privat nutzt,
muss monatlich ein Prozent des Listenpreises als geldwer-
ten Vorteil versteuern. Daher galt die bisherige Regelung
aufgrund der hohen Anschaffungspreise fiir Elektrofahr-
zeuge als finanziell unattraktiv. Fir Elektro- und Hybrid-
fahrzeuge soll es kiinftig einen halbierten Satz von 0,5
Prozent geben. Die Neuregelung soll erstmal befristet fiir
Elektro- und Hybridfahrzeuge, die vom 1. Januar 2019 bis
zum 31. Dezember 2021 angeschafft oder geleast werden,
gelten. Die Bundesregierung geht von Steuerminderein-
nahmen von 1,96 Mrd. Euro fiir Bund und Lander aus.

Die Regelung ist im ,Entwurf eines Gesetzes zur Vermei-
dung von Umsatzsteuerausfallen beim Handel mit Waren
im Internet und zur Anderung weiterer steuerlicher Vor-
schriften” enthalten, welches in einer der kommenden
Sitzungswochen im Bundestag beraten wird. Da es sich
um die Umsetzung einer im Koalitionsvertrag vereinbar-
ten MalRnahme handelt, ist von der Zustimmung des
Bundestages auszugehen. Das Gesetz steht ferner unter
dem Zustimmungsvorbehalt des Bundesrates.

Az.: 33.1.5.2-001/003 Mitt. StGB NRW September 2018

450 Studie ,,Mobilitit in Deutschland*

veroffentlicht

Die ersten Ergebnisse der im Auftrag des Bundesministe-
riums fir Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
durchgefiihrten bundesweiten Mobilitatsstudie ,Mobili-
tat in Deutschland” (MiD) liegen vor. Nach 2002 und 2008
ist dies nun die dritte Auflage der Studie Mobilitat in
Deutschland. Dabei haben neben dem BMVI auch mehr
als 60 regionale Beteiligte wie Stadte, Landkreise und
Verkehrsverbiinde an der Studie mitgewirkt, um regionale
Unterschiede herauszustellen.

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass das Verkehrsauf-
kommen im Bereich des motorisierten Individualverkehrs
im Vergleich zu 2008 leicht zurlickgegangen ist. Dies geht
zu Gunsten insbesondere der Nutzung des offentlichen
Personennahverkehrs und des Radverkehrs.

Die Verkehrsleistung pro Tag ist seit der letzten Studie um
100 Mio. Personenkilometer gestiegen. Dabei ist insbe-
sondere ein Anstieg in den Stadtregionen und deren Um-
land zu beobachten. In den landlichen Regionen hingegen
ist die Verkehrsleistung teils deutlich zuriickgegangen.

Bei der Bewertung der einzelnen Verkehrsangebote er-
reicht der 6ffentliche Personennahverkehr lediglich in den
Metropolen und den GroRstidten eine zumindest gute
Bewertung. In Mittelzentren und landlichen Regionen
bewerten die Befragten die Verkehrssituation im OPNV
mehrheitlich als befriedigend oder mangelhaft.

Die Studie kommt zur abschlieBenden Bewertung, dass
das Auto weiterhin Verkehrsmittel Nummer 1 in Deutsch-
land ist. Dies zeigt sich auch in der wachsenden PKW-
Flotte in Deutschland, da es mittlerweile im Durchschnitt
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mehr als 1 Auto pro Haushalt gibt.

Den Kurzreport der Studie ,Mobilitat in Deutschland
2017“ gibt es auf den Internetseiten des Bundesver-
kehrsministeriums unter http://www.bmvi.de zum Her-
unterladen.

Az.: 33.0-003/002 Mitt. StGB NRW September 2018

451 Finanzierungsplan OPNV und

Verkehrsinfrastruktur der Bundesregierung

Im Vorfeld ihres im Februar versandten Schreibens an die
EU-Kommission hat die Bundesregierung fiinf , Modell-
stadte zur Luftreinhaltung® mit MaBnahmen zur Reduzie-
rung der Schadstoffbelastung in deutschen Stadten fest-
gelegt. Die ausgewadhlten Stadte weisen jeweils niedrige,
mittlere oder hohere Grenzwertuberschreitungen bei
Stickoxiden auf und reprasentieren damit exemplarisch
verschiedene Situationen bei der Luftbelastung.

Die fuinf Stadte (Mannheim, Bonn, Essen, Reutlingen, Her-
renberg) sollen im Weiteren als Pilotstadte fir die Ermitt-
lung und Umsetzung von Vorschlagen und MalRnahmen
fungieren. Die Stadte haben hierzu in den vergangenen
Monaten jeweils Projektvorschldge unterbreitet, welche
dann vom Umweltbundesamt auf das Kosten-Nutzen-
Verhaltnis gepriift und hinsichtlich der Umsetzbarkeit bis
2020 bewertet wurde. Zu diesen MalRnahmen gehoren
beispielsweise eine Vergiinstigung und der Ausbau des
OPNV-Angebotes, die Verbesserung der Verkehrslenkung,
Ausbau von Park&Ride-Systemen und der Ausbau von
Radwegen.

Die Bundesregierung stellt fiir die Forderung der Modell-
vorhaben rund 128 Millionen Euro bereit. Die Bundesre-
gierung erhofft sich von der Férderung Erkenntnisse in-
wieweit sich die Modellprojekte nach ihrer Realisierung
auf die Luftqualitdt und die gréRere Akzeptanz des OPNV
auswirken und lasst daher die Projektforderung wissen-
schaftlich begleiten, damit auch andere Stadte von diesen
Vorhaben profitieren kdnnen.

Az.: 33.0-003/002 Mitt. StGB NRW September 2018

452 Auswirkungen der Mautpflicht

auf die Kommunen

Seit dem 1. Juli 2018 gilt die Mautpflicht auch auf allen
Bundesstrallen. Die Gebiihrenpflicht gilt dann auch fiir
einspurig ausgebaute Strecken sowie Ortsdurchfahrten.
Anderungen an den bisher festgesetzten Mautsatzen
wurden nicht vorgenommen. Die Mautpflicht gilt grund-
satzlich fiir alle Fahrzeuge ab einem Gesamtgewicht von
7,5 Tonnen. Ausgenommen von der Mautpflicht sind nach
§ 1 Abs. 2 des Bundesfernstralenmautgesetzes insbeson-
dere folgende Fahrzeuge:

Kraftomnibusse, Fahrzeuge der Streitkrafte, der Polizeibe-
horden, des Zivil- und Katastrophenschutzes, der Feuer-
wehr und anderer Notdienste, sowie Fahrzeuge, die aus-
schlieRlich fur den StraBenunterhaltungs- und StralRenbe-
triebsdienst einschlieRlich Stralenreinigung und Winter-
dienst genutzt werden.
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http://www.bmvi.de/

Fir Auskiinfte und Fragen zur LKW-Maut (Mautpflicht,
Mautbefreiung, Mautentrichtung) hat das Bundesamt fiir
Guterverkehr(BAG) eine Hotline mit der Rufnummer
0221/ 5776-4199 eingerichtet. Die Hotline ist zu folgen-
den Zeiten erreichbar: Montag bis Freitag von 9.00 Uhr bis
11.45 Uhr und von 13:15 Uhr bis 15:00 Uhr (freitags nur
bis 13:30 Uhr).

Weitere Informationen zum Anwendungsbereich des
Gesetzes konnen auf nachfolgenden Seiten abgerufen
werden:

BAG:
(https://www.bag.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/
DE/2018/Aenderng Bundesfernstra%C3%9Fenmautgeset
z.html;jsessionid=F199D855FEB95A5BD668AD5F494EEFB
6.live21302?nn=12502),

Toll Collect:

(https://www.toll-

coll-

ect.de/de/toll collect/rund um die _maut/meldungen/d
etailsseite_news 5980.html)

Bundesverkehrsministerium:
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/FAQs/Lkw-
Maut/lkw-maut-fag.html.

Das Gesetz ist unter dem folgenden Link abrufbar:
https://www.gesetze-im-

inter-
net.de/bfstrmg/index.htmI#BJNR137810011BJNE000106
123.
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Bauen und Vergabe

453 Europdisches Jahr des kulturellen Erbes 2018

Aus Anlass des Kulturerbejahres sind inzwischen mehrere
Papiere von Akteuren auf Bundes- und Landerebene verof-
fentlicht worden:

e Die Veranstalter des Kulturerbe-Gipfels in Berlin -
Europa Nostra, das Deutsche Nationalkomitee fir
Denkmalschutz (DNK) und die Stiftung PreufBischer
Kulturbesitz - haben den Aufruf ,Berliner Appell - Kul-
turerbe ist die Zukunft Europas“ veroffentlicht. Mit
dem Appell soll die Bedeutung des gemeinsamen kul-
turellen Erbes fiir die Zukunft Europas herausgestellt
und in den Mittelpunkt des europdischen Bewusst-
seins und der europdischen Politik gerlickt werden. Der
Aufruf umfasst sieben Handlungsfelder und kann on-
line eingesehen werden unter:
http://www.europanostra.org/our-work/campaigns/
berlin-call-action/ .

e Das DNK hat dariiber hinaus den Appell ,Unser Kul-
turerbe - unsere Zukunft“ beschlossen, der unter
http://www.dnk.de/ uploads/media/2206 Appell%20
Unser%20Kulturerbe%20Unsere%20Zukunft_Beschlu
ssfassung.pdf heruntergeladen werden kann. Die neue
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Dynamik in der Auseinandersetzung mit dem kulturel-
len Erbe in Europa soll genutzt und die gesamtgesell-
schaftlichen Aufgaben des Erhalts, der Weiterentwick-
lung und der Vermittlung des Kulturerbes sollen wei-
ter vorangebracht werden.

e SchlieBlich hat die Vereinigung der Landesdenkmal-

pflege (VdL) das ,Trierer Manifest“ herausgegeben,
das heruntergeladen werden kann unter:
https://www.vdl-
denkmalpfle-
ge.de/fileadmin/dateien/Arbeitsbl%C3%A4tter/Nr47
Trierer_Manifest.pdf.
Die VdL stellt sich hinter die Ziele des deutschen Bei-
trags zum Kulturerbejahr und appelliert an die fir
Denkmalschutz und Denkmalpflege zustandigen Mi-
nisterinnen und Minister der Lander zur Pflege und
Bewahrung des baukulturellen Erbes.

e Um das europaweite Glockenlauten am 21. September
2018, von 18.00 bis 18.15 Uhr noch sichtbarer und
prasenter zu machen, ist eine Web-Seite eingerichtet
werden. Moglichst alle teilnehmenden Glocken sollen
dargestellt und online zum Klingen gebracht werden.
Falls vorhanden, konnen auch ein Bild, eine Audiodatei
vom Klang und eine kurze Beschreibung der Glocke
hochgeladen werden. Uber den folgenden Link kann
eine Eintragung erfolgen:
https://sharingheritage.de/europaweites-glockenlaeu
ten/

Das Bonifatiuswerk der katholischen Kirche hat ebenfalls
auf seiner Internet-Seite die Moglichkeit geschaffen, die
Beteiligung am Glockenlauten zu dokumentieren:
https://www.herkunft-hat-zukunft.de/glockenlduten/

Az.: 20.7.4-002 we Mitt. StGB NRW September 2018

454 Weniger Baugenehmigungen fiir Wohnungen
in NRW

Im ersten Halbjahr 2018 erteilten die nordrhein-
westfdlischen Bauamter Baugenehmigungen fiir 24.944
Wohnungen. Wie Information und Technik Nordrhein
Westfalen (ITN.NRW) als amtliche Statistikstelle des Lan-
des mitteilt, waren das 4,6 Prozent weniger als von Januar
bis Juni 2017 (damals: 26.156 Wohnungen). 21.932 Woh-
nungen (-6,3 Prozent) sollten in neuen Wohngebauden
und 3.012 (+9,5 Prozent) durch BaumaRnahmen an be-
stehenden Wohn- und Nichtwohngebauden (z. B. Ausbau
von Dachgeschossen) entstehen. In neuen Nichtwohnge-
bauden (gemischt genutzte Gebdude, die Uberwiegend
nicht Wohnzwecken dienen) waren weitere 299 Wohnun-
gen (-19,6 Prozent) geplant.

13.391 der im ersten Halbjahr 2018 genehmigten Woh-
nungen waren in Mehrfamilienhdusern geplant; das wa-
ren 10,5 Prozent weniger als ein Jahr zuvor. Die Zahl der
Genehmigungen von Wohnungen in Einfamilien- (6.502;
+2,3 Prozent) und Zweifamilienhdusern (1.740; +0,9 Pro-
zent) war dagegen hoher als von Januar bis Juni 2017.

In vier von fiinf Regierungsbezirken waren die Bauge-
nehmigungen riicklaufig. Die héchsten Abnahmen ermit-
telten die Statistiker fiir die Regierungsbezirke Diisseldorf
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https://www.herkunft-hat-zukunft.de/glockenläuten/

(6.847 Wohnungen; -7,3 Prozent), Detmold (3.336 Woh-
nungen; -7,3 Prozent) und Miinster (4.660 Wohnungen; -
5,8 Prozent). Im Regierungsbezirk Kdln (6.519 Wohnun-
gen; -2,3 Prozent) war der Riickgang am geringsten. Einen
Zuwachs gab es dagegen im Regierungsbezirk Arnsberg
(3.582 Wohnungen; +0,7 Prozent).

Weitere Informationen, Tabellen und Informationsgrafi-
ken finden sich im Internet unter:
https://www.it.nrw/nrw-46-prozent-weniger-baugenehm
igungen-fuer-wohnungen-im-ersten-halbjahr-2018-
91746 .
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455 42 Mio. Wohnungen bundesweit Ende 2017

Ende 2017 gab es in Deutschland knapp 42,0 Millionen
Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebauden. Wie das
Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, erh6hte sich
damit der Wohnungsbestand im Vergleich zum Jahr 2010
um 3,7 % beziehungsweise 1,5 Millionen Wohnungen. Im
Vergleich zum Vorjahr stieg der Wohnungsbestand um
265. 000 Wohnungen oder 0,6 %. Somit kamen Ende 2017
auf 1.000 Einwohner 507 Wohnungen und damit 12
Wohnungen mehr als 7 Jahre zuvor (2010: 495 Wohnun-
gen je 1.000 Einwohner).

Die Wohnflache des Wohnungsbestandes belief sich Ende
2017 auf insgesamt knapp 3,9 Milliarden m?* Damit ver-
grollerte sie sich gegeniliber dem Jahr 2010 um 4,6 %
beziehungsweise 0,2 Milliarden m? Die Wohnflache je
Wohnung betrug Ende 2017 durchschnittlich 91,8 m?, die
Wohnfliche je Einwohner 46,5 m?. Damit haben sich die
Wohnfldche je Wohnung seit dem Jahr 2010 um 0,9 m?
und die Wohnflache je Einwohner um 1,5 m? erhdht.

Detaillierte Daten und lange Zeitreihen zur Fortschrei-
bung des Wohngebaude- und Wohnungsbestandes kon-
nen Uber die Tabelle Wohngebidude, Wohnungen, Wohn-
fliche (31231-0001) in der Datenbank GENESIS-Online
abgerufen werden.

456 Fachtag Faire und nachhaltige Beschaffung
auf ,,Fair Friends“-Messe

Faire und nachhaltige Beschaffung betrifft alle Handels-
partner. Beschaffer aus kleinen und grolRen Kommunen
sind am 06.09.2018 zu dem Fachtag ,Faire und nachhalti-
ge Beschaffung® im Rahmen der ,FAIR FRIENDS“-Messe
eingeladen. Die Veranstaltung findet von 9:30 bis 18:00
Uhr in den Westfalenhallen und unter der Schirmherr-
schaft von Svenja Schulze, Bundesministerin fiir Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit, statt.

Mit dem Fachtag, der auch durch den Stadte- und Ge-
meindebund NRW unterstiitzt wird, sollen Impulse fir
eine 6konomisch, 6kologisch und sozial nachhaltige Be-
schaffung gegeben werden. Hierzu werden vielfdltige
Vortrage und Workshops angeboten. Dabei ist mitdisku-
tieren, Meinungen und Erfahrungen austauschen aus-
driicklich erwiinscht. Themen sind unter anderem Nach-
haltiges Biro und Green IT, E-Mobilitdt und Mobilitats-
Management, Nachhaltige Kantinen, Arbeits- und Schutz-
kleidung, Vergaberecht und -praxis, Gltezeichen/Zer-
tifizierung oder Lebenszykluskosten.

Das vollstandige Programm ist unter https://www.fair-
friends.de/messeprogramm/fachtag-nachhaltige-bescha
ffung.html verfliigbar. Anmeldungen werden bis zum
04.09.2018 unter Beschaffung@fair-friends.de ange-
nommen. Mit der Anmeldung ist der Fachtag kostenfrei -
einfach den Code FairDonnerstag18 im Ticketshop einl6-
sen.
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457 EU-Leitfaden zu Vergabeverfahren
jetzt auch in Deutsch

Der Anfang des Jahres veroffentlichte offizielle Leitfaden
der Europdischen Union fiir Vergabeverfahren (siehe be-
reits StGB NRW-Mitteilung 274/2018 vom 29.03.2018) ist
mittlerweile auch in deutscher Sprache verfiigbar. Grund
fur die EU, einen solchen Leitfaden zu veroffentlichen, war

Bestand an Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebauden in
Deutschland

die Vermeidung von Fehlern, die haufig bei der 6ffentli-
chen Auftragsvergabe fiir aus den europaischen Struk-

tur- und Investitionsfonds kofinanzierten Projekten
beobachtet werden.

Der Leitfaden befasst sich jedoch iiber die eigentliche
Vergabe hinaus mit samtlichen Verfahrensschritten von

der Vorbereitung und Planung einer Beschaffung bis hin

zur Vertragsdurchfiihrung. Dabei werden zu allen
Schritten der Beschaffung gangige Fehler, praktische

Tipps zu deren Vermeidung und zahlreiche Schaubilder

prasentiert. Insbesondere dem Bereich der Bedarfsein-

schiatzung durch den Auftraggeber, der dem EU-
Vergaberecht vorgelagert ist, wird ein nicht unbedeu-

tender Teil des Leitfadens gewidmet. Dies alles macht

Veranderung
2017 2010 |gegeniiber 2010
absolut in %
Wohnungen
Insgesamt (1.000) 41.968 | 40.479 | 1.489 3,7
je 1.000 Einwohner 507° 495 12 24
Wohnflache
Insgesamt (Mio. m?) | 3.850,7 | 3.680,6 | 170,1 4,6
je Wohnung (m?) 91,8 90,9 0,9 10
je Einwohner (m?) 46,5° 45,0 1,5 3,3

den Leitfaden auch Uber den Kontext von EU-
Fordermitteln hinaus fir Kommunen interessant.

® Es wurden Einwohnerzahlen zum Stand 30.09.2017 zu-
grunde gelegt.
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Fassungen des Leitfadens in allen Amtssprachen der EU
konnen im Internet unter folgendem Link heruntergela-
den werden:
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http://ec.europa.eu/regional policy/de/policy/how/impr
oving-investment/public-procurement/guide/ .
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458 Weniger Wohnungsbau wegen Mangel

an Fachkraften

Nach Einschatzung der KfW ist zu erwarten, dass im Jahr
2018 wieder mehr als 300.000 Wohnungen fertiggestellt
werden. Als problematisch erweist sich in der Praxis aller-
dings der zunehmende Fachkraftemangel im Bauhand-
werk. Zentrale Ursachen dafiir, dass die Zahl neu errichte-
ter Wohnungen in Deutschland weiter hinter dem eigent-
lichen Bedarf von mindestens 350.000 Wohnungen pro
Jahr (bis 2020) zurlickbleibt, sind laut KFW der Bauland-
mangel und Fachkrafteengpasse im Bauhandwerk.

Im KfW-Research Fokus Volkswirtschaft (Nr. 221 vom
12.08.2018) weist die KfW darauf hin, dass sich der Fach-
kraftemangel am Bau gegeniliber dem Vorjahr weiter
verstarkt hat. In Befragungen geben immer mehr Bauun-
ternehmen an, dass Arbeitskraftemangel ihre Bautatigkeit
behindere. Weitere Einzelheiten konnen dem KfW-Fokus-
Papier entnommen werden, welches im Internet unter
folgender Adresse abgerufen werden kann: www.kfw.de ,
Rubrik: KfW-Konzern / Newsroom / Aktuelles.

Nach Auffassung des StGB NRW bedarf es weiterhin einer
umfassenden Wohnungsbauoffensive. Bund und Lander
mussen die Schaffung bezahlbaren Wohnraums unter-
stitzen. Im Rahmen des am 21.09.2018 geplanten
~Wohngipfels“ im Bundeskanzleramt miissen weitere,
verbindliche Schritte zu einer Verbesserung der Woh-
nungspolitik getroffen werden.

Die Mobilisierung von Bauland bleibt hierbei eine zentrale
Herausforderung, deren Bewaltigung ein enges Zusam-
menwirken der am Bodenmarkt tatigen Akteure erfordert.
Sie muss im Schulterschluss zwischen Bund, Landern und
Kommunen angegangen werden und braucht optimale
Rahmenbedingungen auf allen Ebenen.
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459 Wieder Bundesmittel fiir KFW-Programme

Mit dem Inkrafttreten des Bundeshaushalts 2018 stehen
fir die KfW-Programme zur energetischen Stadtsanierung
wieder Bundesmittel zur Verfligung, der Zusagestopp
wird aufgehoben. Nachdem der Bundeshalt 2018 in Kraft
getreten ist, stehen nun wieder Mittel fir die KfW-
Programme

e Energetische Stadtsanierung - Zuschusse fiir integrier-
te Quartierskonzepte und Sanierungsmanager
(Programm 432)

e IKK-/IKU - Energetische Stadtsanierung - Quartiersver-
sorgung (Programme 201/202)

zur Verfuigung. Zwischenzeitich bei der KfW eingegange-
ne Antrage, die die grundsatzlichen Voraussetzungen
erfillen, werden nun in der Reihenfolge des Antragsein-
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gangs zugesagt. Die KfW weist darauf hin, dass dies etwas
Zeit in Anspruch nehmen wird und bittet daher von dies-
beziiglichen Riickfragen abzusehen.

Ferner informiert die KfW nochmals dariiber, dass zur
Finanzierung von Mehrjahresvorhaben im Programm IKK -
Energieeffizient Bauen und Sanieren (Programm 217/218)
seit 17. April 2018 Kreditantrage vor Beginn eines Vorha-
bens beantragt werden mussen. Dies bedeutet, dass bei
Mehrjahresvorhaben mit dem ersten Antrag eine hinsicht-
lich der geplanten MaBnahmen und der maximalen For-
derhéhe verbindliche Investitionskosten- und Finanzpla-
nung vorzulegen ist. Die rechtzeitige Antragstellung fir
den kiinftigen haushaltsjahrbezogenen Finanzierungsbe-
darf gilt damit auch in den Folgejahren als gewahrt.

Die erste Forderzusage der KfW erfolgt in Hohe des Finan-
zierungsbedarfs fiir den ersten Bauabschnitt. Die Mittel
fiir die kiinftigen Bauabschnitte (Forderzeitraum insge-
samt maximal 36 Monate) werden haushaltsjahrbezogen
mit separatem Antragsformular und unter Bezugnahme
auf die Erstzusage beantragt. Die Zusage der KfW erfolgt
zu den dann jeweils gultigen Kreditkonditionen.

Alternativ kann der Finanzierungsbedarf fir das Gesamt-
vorhaben auch in einer Summe vor Vorhabensbeginn
beantragt werden, sodass die Finanzierung bereits zu
Beginn der BaumaBnahme sichergestellt wird. Abrufe
konnen dann entsprechend den genehmigten Kreditauf-
nahmen in den jeweiligen Haushaltsjahren erfolgen.
Antragsformulare und weitere Informationen finden sich
im Internet unter www.kfw.de/432, www.kfw.de/201,
www.kfw.de/202, www.kfw.de/217, www.kfw.de/218.
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OLG Diisseldorf zu kommunalen
Eigengesellschaften als Auftraggeber

460

Das Oberlandesgericht (OLG) Disseldorf hat sich in zwei
Entscheidungen zur Einstufung kommunaler Gesellschaf-
ten als offentliche Auftraggeber i.S.d. § 99 Nr. 2 GWB
beschaftigt. Sowohl fur die Westfalenhallen Dortmund
GmbH (Beschl. vom 21.03.2018, VII-Verg 50/16) als auch
fir die Koelnmesse GmbH (Beschl. vom 18.04.2018, VII-
Verg 28/17) hat das OLG diese im Ergebnis bejaht.

Bei kommunalen Eigengesellschaften kommt es fiir die
Eigenschaft als 6ffentliche Auftraggeber im Sinne des EU-
Vergaberechts (und damit zur Pflicht, das Oberschwellen-
vergaberecht einzuhalten) neben der finanziellen und
organisatorischen Abhangigkeit von der Kommune mafR-
geblich darauf an, dass diese ,im Allgemeininteresse lie-
gende Aufgaben“ wahrnehmen, die ,nichtgewerblicher
Art“ sind. Im Allgemeininteresse liegende Aufgaben sind
Tatigkeiten, die der Befriedigung kollektiver Bediirfnisse
dienen. Zu beriicksichtigten ist dabei aus Sicht des Euro-
paischen Gerichtshofs (EuGH) insbesondere, ob es sich um
eine Aufgabe handelt, bei der die Gebietskorperschaft
einen entscheidenden Einfluss behalten mochte.

Die Nichtgewerblichkeit nimmt der EuGH bereits dann an,
wenn das Unternehmen von Marktmechanismen entkop-
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pelt ist, also eine marktbezogene Sonderstellung hat, die
den Wettbewerbsdruck reduziert und damit die Gefahr
schafft, dass der Wettbewerb verfalscht wird. Diese Son-
derstellung muss sich nicht aus Rechtsregeln ergeben.
Nach der Rechtsprechung des EuGH bedarf es des Verga-
berechts bereits dann, wenn es politisch wahrscheinlich
ist, dass die offentliche Hand etwaige Verluste tragen
wird (EuGH v. 16.10.2003, Rs C-283/00 - SIEPSA; EuGH v.
10.4.2008, Rs C-393/06 - Aigner). MaRgeblich ist daher
insbesondere, inwieweit eine kommunale Eigengesell-
schaft ihr wirtschaftliches Risiko (bzw. das der Insolvenz)
alleine tragen muss.

Entscheidungen

Das OLG Dusseldorf stellt zunachst klar, dass die Veran-
staltung von Messen, Ausstellungen und Unterhaltungs-
veranstaltungen eine Aufgabe von strukturpolitischer
Bedeutung sei und damit im &ffentlichen Interesse liege.

AnschlieBend an die EuGH-Kriterien zur Nichtgewerblich-
keit geht das OLG Diisseldorf in Bezug auf Koelnmesse
GmbH davon aus, dass insbesondere wegen der in der
Vergangenheit geleisteten und auch fiir die Zukunft zu
erwartenden finanziellen Unterstiitzung durch die Stadt
die Aufgabe als solche nichtgewerblicher Art zu qualifizie-
ren sei. Fir die Risikotragung sei nicht entscheidend, ob
ein Mechanismus zum Ausgleich etwaiger finanzieller
Verluste ausdriicklich vorgesehen ist.

Vielmehr geniige fiir die Annahme einer nichtgewerbli-
chen Aufgabe, dass die Gebietskorperschaften, denen eine
Gesellschaft gehort, deren Zahlungsunfahigkeit aller Vo-
raussicht nach nicht in Kauf nehmen und, soweit erforder-
lich, eine Rekapitalisierung der Gesellschaft durchfiihren
wiirden, damit diese ihre im Allgemeininteresse liegenden
Aufgaben wahrnehmen kann. Dies gelte insbesondere,
wenn Hauptzweck der Tatigkeit der Gesellschaft nicht die
Erzielung von Gewinnen ist, sondern die Forderung des
Allgemeinwohls, und wenn die Gebietskorperschaften in
der Vergangenheit bereits einmal 6ffentliche Mittel fir
die Verfolgung der Gesellschaftszwecke zur Verfligung
gestellt haben.

Im Fall der Westfalenhallen Dortmund GmbH kam das
OLG zwar zu dem Ergebnis, dass die Gesellschaft die mit
ihrer Tatigkeit verbundenen Risiken, insbesondere ihr
Insolvenzrisiko, selbst trage. Allerdings werde diese Ge-
sellschaft nicht zu normalen Marktbedingungen tatig, da
sie die zu bewirtschaftenden Liegenschaften von der Stadt
erhalte, ohne an diese im Ergebnis Pacht- oder Erbbauzin-
sen zahlen zu mussen. Dies stehe ersichtlich mit dem
Umstand in engem Zusammenhang, dass die Stadt tiber
ihre Gesellschafterstellung das Handeln der Gesellschaft
allein steuere und damit ihre strukturpolitischen Ziele
verfolge. Die gilinstigen Konditionen wiirde ein privater
Konkurrent von der Stadt nicht bekommen. Auch hier lag
somit eine nichtgewerbliche Tatigkeit vor und wurde die
Eigenschaft als 6ffentlicher Auftraggeber folglich bejaht.

Anmerkung

Das OLG konkretisiert die Anforderungen an die Nichtge-
werblichkeit kommunaler Eigengesellschaften. Soweit
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sich das OLG im Beschluss vom 21.03.2018, VII-Verg 50/16
von der SIEPSA-Rechtsprechung des EuGH etwas distan-
ziert und in Zweifel gezogen hatte, dass die Annahme
eines faktischen Ausschlusses der Insolvenz allein bereits
ausreicht, ist es im Beschluss vom 18.04.2018, VII-Verg
28/17 dieser Linie nicht gefolgt und betont, dass eine
nichtgewerbliche Aufgabe vorliege, wenn die Gebietskor-
perschaft, denen eine Gesellschaft gehort, deren Zah-
lungsunfahigkeit aller Voraussicht nach nicht in Kauf
nehmen wird. Es gilt damit letztlich ein relativ strenger
MaRstab, bei dem es neben dem Auffangen des wirt-
schaftlichen Risikos auch darauf ankommen kann, inwie-
weit die Kommune ihre Eigengesellschaft gegeniiber
privaten Konkurrenten durch bestimmte Auftragskonditi-
onen beglinstigt.

Kommunale Eigengesellschaften haben dies entsprechend
zu beachten und unter den genannten Voraussetzungen
das Oberschwellenvergaberecht einzuhalten. Fir den
Unterschwellenbereich gilt, dass kommunal beherrschte
Unternehmen und Einrichtungen in einer Rechtsform des
privaten Rechts bislang nicht dem gemeindlichen Haus-
haltsrecht und nicht den Kommunalen Vergabegrundsat-
zen unterliegen. Hieran wird das Land NRW voraussicht-
lich festhalten, so dass hier nur (im Falle der Binnenmarkt-
relevanz) die vom EuGH aus den primarrechtlichen Vor-
gaben abgeleiteten Grundsatze der Transparenz und der
Gleichbehandlung gelten.

Az.:21.1.1.3-003/010 Mitt. StGB NRW September 2018

461 VG Mannheim zu Ballspielplatz

in allgemeinem Wohngebiet

Der Verwaltungsgerichtshof Mannheim hat es mit unan-
fechtbarem Beschluss vom 26.03.2018 abgelehnt, Grund-
stlicksnachbarn vorlaufigen Rechtsschutz gegen die bau-
planungsrechtliche Zulassung eines Ballspielplatzes fiir
Kinder in einem allgemeinen Wohngebiet zu gewahren.
Denn bei der Errichtung der konkreten Anlage kénne und
misse gewahrleistet werden, dass im Wesentlichen nur
Kinder bis 14 Jahren den Platz nutzten (Az.: 5 S 1886/17).

Die Antragsteller sind Eigentiimer eines Hausgrundstiicks,
das in einem allgemeinen Wohngebiet liegt. In diesem
Plangebiet liegt auch das westlich angrenzende, bislang
unbebaute Nachbargrundstiick. Mit der vom Gemeinderat
der Antragsgegnerin beschlossenen Anderung des Bebau-
ungsplans wurde dieses Grundstiick als 6ffentliche Griin-
fliche mit der Zweckbestimmung ,Ballspielplatz fir Kin-
der” festgesetzt. Im Textteil der planungsrechtlichen Fest-
setzungen heiBt es, dass dort ,.ein Ballspielplatz fiir Kinder
mit den Hochstmallen 15 m x 30 m und zwei darauf in
den Boden verankerte (FuRball-)Tore“ zulassig seien, die
Spielfeldflache aber einen Mindestabstand von 2,5 Me-
tern zu den Nachbargrundstiicken einhalten miisse.

Die Antragsteller haben Normenkontrollantrage gegen
die Anderung des Bebauungsplans gestellt. Zugleich be-
antragten sie den Erlass einer einstweiligen Anordnung
nach § 47 Abs. 6 VwWGO, um die AuRervollzugsetzung der
B-Plandnderung bis zur Entscheidung uber ihre Normen-
kontrollantrage zu erreichen. Sie machten geltend, bei der
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geplanten Einrichtung handele es sich nicht um eine Ball-
spielflache fiir Kinder, sondern vielmehr um einen Bolz-
platz zur sportlichen Betatigung von Jugendlichen und
Erwachsenen. Denn im Bebauungsplan sei der Benutzer-
kreis nicht auf Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr
beschrankt worden, auch sprachen Grofle und Ausstat-
tung der geplanten Einrichtung sowie deren raumliche
Entfernung zu einem bereits vorhandenen Kinderspiel-
platz gegen eine Kinderspielflache.

In der irrigen Annahme, dass die Ballspielflache unter die
Privilegierung des § 22 Abs. 1a BImSchG falle, habe die
Antragsgegnerin zu Unrecht keine Ermittlungen dazu
angestellt, welche Gerauscheinwirkungen von der Anlage
zu erwarten seien. Auch mit sonstigen Einwirkungen
durch fehlgeleitete Bélle und Larmeinwirkungen wegen
missbrauchlicher und zweckentfremdeter Nutzung des
Platzes (insbesondere durch Jugendliche) habe sich die
Antragsgegnerin nicht auseinandergesetzt. Die Festset-
zung sei ferner wegen ihrer geringen Entfernung zum
Garten der Antragsteller - 7,50 Meter - nicht mit deren
Interessen vereinbar.

Der VGH hat die Antrage auf Auflervollzugsetzung des
Bebauungsplans abgelehnt, da die Normenkontrollantra-
ge der Antragsteller keine hinreichende Erfolgsaussicht
hatten und diese auch keinen hinreichend schwerwiegen-
den Nachteil dargelegt hatten. Voraussichtlich zu Recht
habe die Antragsgegnerin § 22 Abs. 1a BImSchG fiir an-
wendbar gehalten. So kénne allein maRRgeblich sein, dass
im Bebauungsplan auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 15
BauGB ein Ballspielplatz fiir Kinder festgesetzt worden sei.

Zwar konne im Einzelfall die Abgrenzung zu einem Bolz-
platz, der der spielerischen und sportlichen Betatigung
Jugendlicher und junger Erwachsener diene und nicht in
den Anwendungsbereich der Privilegierung des § 22 Abs.
1a BImSchG falle, schwierig sein. Diese Abgrenzungsfra-
gen stellten sich hier aber nicht, weil beim Vollzug des
Bebauungsplans - durch Errichtung der konkreten Anla-
ge - gewahrleistet werden miisse und konne, dass im
Wesentlichen nur Kinder bis 14 Jahren die Anlage nutzten
und das Larmprofil des Ballspielplatzes dem eines Kinder-
spielplatzes vergleichbar sei. Die Vorgaben im Bebau-
ungsplan (Spielflaiche maximal 15 x 30 Meter, zwei FuR-
balltore) stiinden dem jedenfalls nicht entgegen, zumal
gegebenenfalls eine kleinere FeldgrofRe gewahlt oder auf
das Aufstellen von Toren verzichtet werden konne.

Anmerkung

Die vorliegende Entscheidung des VGH ist nachvollzieh-
bar. Zwar kann nicht ausgeschlossen werden, dass die
Anlage ggf. missbrauchlich genutzt wird, etwa durch
Jugendliche und Erwachsene oder in den Nachtstunden.
Dem kann aber durch Schaffung einer Benutzungsord-
nung und mit den Mitteln des Ordnungsrechts begegnet
werden. Auch die Nahe eines Grundstiicks zu einem Ball-
spielplatz begriindet - fir sich genommen - keine Aus-
nahme von der Regelwirkung des § 22 Abs. 1a BImSchG.

Bei Wahrung der Abstandsflachen ist insoweit immer eine
Einzelfallprifung durchzufiihren, etwa dergestalt, ob die
geplante Einrichtung in der Nahe besonders schutzwiirdi-
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ger Nutzungen liegt oder sich nach Art und GroRBe in die
vorhandene Wohnbebauung einfiigt. Im zugrunde liegen-
den Fall haben die Antragsteller ihre Normenkontrollan-
trage im Anschluss an den Eilbeschluss zuriickgenommen.

Az.:20.1.1.4.3-003 Mitt. StGB NRW September 2018

462 Kommunalforum zu Bodenpolitik und

Baulandmobilisierung

Der Deutsche Stadte- und Gemeindebund und der Deut-
sche Stadtetag laden im Vorfeld des 12. Bundeskongres-
ses Nationale Stadtentwicklungspolitik 2018 am
17.09.2018 zum Forum ,.Brauchen wir eine neue Bodenpo-
litik? Strategien zur Baulandmobilisierung® herzlich ein.
Dieses findet von 14 bis 17 Uhr im Frankfurter Kunstver-
ein - Steinernes Haus am Romerberg, Markt 44, 60311
Frankfurt am Main statt.

Im Rahmen der dreistiindigen Veranstaltung méchten die
kommunalen Spitzenverbande gemeinsam mit Vertretern
aus Wissenschaft und Praxis aktuelle bodenpolitische
Herausforderungen aufzeigen sowie kommunale Hand-
lungsansatze zur Baulandmobilisierung und fiir ein ge-
meinwohlorientiertes Boden- und Planungsrecht diskutie-
ren. Boden ist ein knappes Gut! Daher kommt es auf einen
verantwortlichen Umgang mit dem Boden an, der Stadten
und Gemeinden eine gemeinwohlorientierte und aktive
Liegenschaftspolitik ermdglicht. Alle am Thema ,Boden-
politik“ Interessierte sind eingeladen, kostenfrei an die-
sem Forum teilzunehmen.

Einzelheiten zum Programm sowie der Anmeldelink kon-
nen dem Veranstaltungsflyer entnommen werden, der fiir
StGB-Mitgliedskommunen im Mitgliederbereich des StGB
NRW-Internetangebots unter Fachinformationen > Fach-
gebiete > Bauen und Vergabe > Veranstaltungen zur Ver-
fligung steht.

Az.: 20.1.4.7-001/005  Mitt. StGB NRW September 2018

463 Baulandportal NRW gestartet

Das Ministerium fiir Heimat, Kommunales, Bau und
Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen (MHKBG),
die NRW.URBAN, die BEG NRW, die NRW.BANK, der AAV
(Verband fiir Flachenrecycling und Altlastensanierung)
und das Forum Baulandmanagement haben ein neues
Internetangebot initiiert, das Baulandportal NRW. Beim
Baulandportal NRW handelt es sich um einen Online-
Lotsen mit integrierter Beratungs-Hotline zu Férdermog-
lichkeiten der Baulandmobilisierung. Es ist unter ff. Inter-
netadresse erreichbar: www.baulandportal.nrw

Das Baulandportal NRW gibt Antworten auf folgende
typische Fragestellungen: Welche Forderangebote gibt es
in Nordrhein-Westfalen fiir Stadte und Gemeinden, um
Bauland bedarfsgerecht zu mobilisieren? Gibt es auch
Unterstiitzungsmoglichkeiten fiir private Eigentlimer?
Wer ist der richtige Ansprechpartner, wenn es um erste
Standortpriifungen geht, wenn Bodenuntersuchungen
erforderlich sind, wenn Fragen der stadtebaulichen Kalku-
lation oder der Projektfinanzierung bestehen? Wer hat
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den Uberblick und wer kann den gesamten Mobilisie-
rungsprozess begleiten?

Fir Antworten auf diese und andere Fragen haben Uber-
sichtlich strukturiert fiihren filterbare Forder-Steckbriefe
Stadte, Gemeinden und Grundstiickseigentimer zum
passenden Unterstiitzungsangebot. Konkrete Praxisbei-
spiele und ein FAQ-Bereich veranschaulichen konkrete
Anwendungsfille und geben Hinweise zur Verzahnung
der Instrumente untereinander.

Fir individuelle und standortbezogene Fragestellungen
steht ab sofort eine zentrale Auskunftsstelle fiir alle Stad-
te, Gemeinden und Grundstiickseigentiimer in Nordrhein-
Westfalen zur Verfligung. Die kostenfreie Kurzberatung
kann telefonisch oder per E-Mail in Anspruch genommen
werden.

Das Baulandportal NRW will den Dialog organisieren -
zwischen denen, die Unterstiitzung suchen und denen,
die sie anbieten. Das Angebot ist insofern als Verstetigung
der Bauland-Dialoge NRW zu verstehen, zu denen das
MHKBG NRW mit seinen Tochtergesellschaften und Mobi-
lisierungspartnern bereits zweimal eingeladen haben. Der
Flachenpool NRW betreut das Baulandportal NRW; er ist
das koordinierende, zentrale Instrument zur Unterstit-
zung komplexer Flachenaktivierungen des MHKBG,
durchgefiihrt von NRW.URBAN und BEG NRW.

Az.:20.1.4.7-009 gr Mitt. StGB NRW September 2018

464 NRW-Landesregierung fiir h6here

Wohnraumférderung

Das NRW-Landeskabinett hat beschlossen, dass Volumen
des Wohnraumforderungsprogramms 2018 bis 2022 um
300 Mio. Euro auf 1,1 Mrd. Euro aufzustocken. Dazu hat
die Landesregierung das nach dem WFNG erforderliche
Anhérungsverfahren gegeniiber der die Mittel bewirt-
schaftenden NRW.BANK eingeleitet. Vorbehaltlich des
positiven Abschlusses des Konsultationsverfahrens und
der anschlieenden Kabinettzustimmung soll das erhohte
Wohnraumforderungsprogramm zum 01.10.2018 in Kraft
treten.

Zur Finanzierung sollen die vom Bund angekiindigten
Bundesfinanzhilfen fiir die Jahre 2020 und 2021 (jeweils 1
Mrd. Euro) sowie die nach dem Haushaltsplanentwurf des
Bundes fiir das Jahr 2019 vorgesehenen weiteren 500
Mio. Euro eingesetzt werden. Auf Nordrhein-Westfalen
entfallen insoweit fiir das Jahr 2019 etwa 105 Mio. Euro
und firr die Jahre 2020 und 2021 jeweils etwa 200 Mio.
Euro. Diese Mittel sollen vollstindig in den o&ffentlich
geforderten Wohnungsbau investiert werden.

Zum 01.02.2018 hatte die Landesregierung NRW die Best-
immungen fiir die 6ffentliche Wohnraumférderung mo-
dernisiert, um mit den neuen Férderangeboten Impulse
fiir den Neubau von Mietwohnungen, Eigenheimen und
Eigentumswohnungen sowie fir den Erwerb und die Mo-
dernisierung gebrauchter Immobilien zu setzen. Die Neu-
ausrichtung der Wohnraumférderung ist nach Angaben
der Landesregierung von Wohnungsunternehmen und
Investoren positivaufgenommen worden.
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Etliche Bewilligungsbehorden verzeichnen einen Bewilli-
gungsstand, der das urspriinglich zugewiesene Budget
deutlich Ubersteigt. Aus diesem Grunde ist eine Erh6hung
des Wohnraumfdérderungsprogramms aus kommunaler
Sicht erforderlich, um moglichst viele Antrdge positiv
bescheiden zu kénnen. Die Situation am Wohnungsmarkt
in NRW ist weiterhin durch Wohnungsmangel gekenn-
zeichnet. Insbesondere im mittleren und unteren Preis-
segment stehen nach wie vor zu wenig bezahlbare Woh-
nungen zur Verfliigung. Diese Situation erfordert aus
kommunaler Sicht weiterhin ein hohes Engagement des
Landes in der Wohnraumfoérderung. Dazu tragt die ge-
plante Mittelerh6hung bei.

Az.: 20.4.3-004/005 gr  Mitt. StGB NRW September 2018

Neue Landesinitiative ,,Bauland an der
Schiene*

465

Die Landesregierung hat die Landesinitiative ,Bauland an
der Schiene“ beschlossen. Damit legt sie ein besonderes
Augenmerk auf die gezielte Entwicklung von bezahlbarem
Bauland im Einzugsbereich von Haltestellen des schie-
nengebundenen Personennahverkehrs. Mit der Initiative
soll zusatzlicher Wohnraum geschaffen und der Woh-
nungsmarkt in den Ballungsregionen entlastet werden.

Das in Abstimmung zwischen dem MHKBG und der Bahn-
flachenentwicklungsgesellschaft NRW GmbH (BEG NRW)
erstellte Konzept verfolgt das Ziel, siedlungs- und Ver-
kehrsplanung zu integrieren und die Kommunen sowie
weitere beteiligte Akteure dabei zu unterstitzen, einen
Beitrag zur Losung der Baulandproblematik in Verbindung
mit der Nutzung von Mobilitatsangeboten auf der Schiene
zu leisten.

Die Unterstiitzung soll den Anliegerkommunen an Halte-
punkten des schienengebundenen Personalverkehrs in
einem zweistufigen Verfahren angeboten werden:

e Durchfithrung haltestellenbezogener Baulandgespra-
che mit den jeweiligen Kommunen und weiteren rele-
vanten Akteuren wie den Verkehrsverbiinden, den
Dienststellen der Bahn AG sowie den Regionalpla-
nungsbehdrden

e Entwicklung einer integrierenden Rahmenplanung fiir
geeignete Standorte in Abhdngigkeit von den Ge-
sprachsergebnissen.

Die BEG wird die streckenbezogenen Baulandgesprache
federfiihrend und in enger Abstimmung mit dem MHKBG
umsetzen. Zurzeit werden von der BEG NRW die Ausfiih-
rungsbestimmungen erarbeitet.

Bewertung aus kommunaler Sicht

Mit der Initiative ,Bauland an der Schiene® legt die Lan-
desregierung ein konkretes Augenmerk auf die gezielte
Entwicklung von bezahlbarem Bauland im Einzugsbereich
von Haltestellen des schienengebundenen Personennah-
verkehrs. Dies ist aus kommunaler Sicht zu begriifien, da
die Initiative hilft, den angespannten Wohnungsmarkt in
NRW zu entlasten.
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Das Zusammenbringen der notwendigen Akteure von
Seiten der Bahn und der Regionalplanungsbehérden mit
den Gemeinden ist geeignet, dazu beizutragen, dass die
Kommunen schneller Bauland entwickeln konnen. Zudem
bedeuten mehr Fahrgaste in der Bahn weniger Pendler-
verkehr auf den Autobahnen.

Az.:20.1.4.7-020 gr Mitt. StGB NRW September 2018

466 12. Bundeskongress Nationale

Stadtentwicklungspolitik

Das Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat
ladt gemeinsam mit der Bauministerkonferenz der Lan-
der, dem Deutschen Stadte- und Gemeindebund und dem
Deutschen Stadtetag zum 12. Bundeskongress Nationale
Stadtentwicklungspolitik ein , der in diesem Jahr unter
dem Motto steht ,,Gemeinsam in sozialer Verantwortung
flr Stadt und Land“. Der Bundeskongress findet vom 17.
bis 19. September 2018 in Frankfurt am Main statt.

Gemeinwohl ist mit sozialem Zusammenhalt und unse-
rem Verstandnis von gegenseitiger Verantwortung eng
verbunden. Das Verstandnis selbst ist in standigem Wan-
del und darin von unseren Wertvorstellungen abhangig.
Wir alle spiren diese Veranderungen oder treiben sie
voran - als Individuen und als Gesellschaft. Auf der kom-
munalen Ebene verdndert es auch die Anforderungen an
die raumliche Entwicklung und ihre (Planungs-)Prozesse.

Die Orientierung am Gemeinwohl wird als zentrale Auf-
gabe von Stadtplanung und einer integrierten Stadtent-
wicklung verstanden, in der Zivilgesellschaft, Wirtschaft
und viele weitere Akteure gemeinsam mit der Verwaltung
an der Zukunft der Stadte und Gemeinden arbeiten. Auf
dem diesjahrigen Bundeskongress steht aus Austausch im
Mittelpunkt, wie die Verantwortlichen in sozialer Verant-
wortung flr Stadt und Land“ unsere Zukunft gestalten
wollen.

Mit renommierten Fachleuten sowie Vertreterinnen und
Vertretern aus Politik, Planung und Zivilgesellschaft wird
in einem vielseitigen Programm mit Diskussionen und
Vortragen, Zukunftsarenen und Rahmenveranstaltungen
diesen zentralen Fragen nachgegangen: Wie kann eine
verantwortungsvolle staatliche Entwicklungspolitik den
unterschiedlichen Anforderungen fiir ,ein gutes Leben®
gerecht werden? Welche Instrumente und Handlungs-
spielraume sind erforderlich, und wie kdnnen kommunale
Selbstverwaltung, soziale und politische Teilhabe mit
individuellen Entwicklungschancen gestarkt werden?

Der erste Kongresstag wird am Abend des 17. September
2018 in der Paulskirche durch Gunther Adler, Staatssekre-
tér im Bundesministerium des Innern, fir Bau und Hei-
mat, eréffnet, gefolgt von einer offiziellen BegriiBung des
Landes Hessen durch Priska Hinz, Ministerin fir Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz,
sowie den Stadtrat fiir Planen und Wohnen der Stadt
Frankfurt, Mike Josef. Zum Thema Stadtentwicklung und
Politik diskutieren Vertreterinnen und Vertreter fiir die im
Bundestag vertretenen Parteien. Mit einem Empfang in
den Romerhallen klingt der erste Kongresstag aus.
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Der zweite Kongresstag am 18. September 2018 wird
nach einer BegriiBungsrede von Volker Bouffier, Minister-
prasident des Landes Hessen, durch Horst Seehofer, Bun-
desminister des Innern, fir Bau und Heimat, mit einer
Grundsatzrede eroffnet.

Prof. Dr. Julian Nida-Rimelin, Ludwig-Maximilians-
Universitat, Lehrstuhl fiir Philosophie, Staatsminister a. D.,
wird sich in seiner anschlielenden Keynote mit der Ethik
der Stadt auseinandersetzen. Er unternimmt einen Bri-
ckenschlag zwischen Philosophie und Stadtentwicklung
mit dem Ziel, die Ressourcen der zeitgendssischen prakti-
schen Philosophie fiir die Theorie und Praxis der Stadt-
entwicklung fruchtbar zu machen.

In gemeinsamer Runde diskutieren dazu im Anschluss
Hans-Joachim Grote, Minister fiir Inneres, landliche Rau-
me und Integration des Landes Schleswig-Holstein und
Vorsitzender der Bauministerkonferenz der Lander, Mar-
kus Lewe, Prasident des Deutschen Stadtetages und
Oberbiirgermeister der Stadt Miinster, Prof. Dr.(I) Elisa-
beth Merk, Prasidentin der Deutschen Akademie fiir Stad-
tebau und Landesplanung, Roland Schafer, Prasident des
Stadte- und Gemeindebundes NRW, Vize-Prasident des
Deutschen Stadte- und Gemeindebundes und Biirger-
meister der Stadt Bergkamen, und Horst Seehofer, Bun-
desminister des Innern, fiir Bau und Heimat.

Das Programm in der Paulskirche endet mit einem Aus-
blick und der Verkiindung der Ergebnisse des aktuellen
Projektaufrufs der Nationalen Stadtentwicklungspolitik
durch Marco Wanderwitz, Parlamentarischer Staatssekre-
tar beim Bundesministerium des Innern, fiir Bau und
Heimat, um dann in die anschlieBenden, dezentral statt-
findenden Zukunftsarenen einzuleiten. In den sechs Are-
nen werden anhand konkreter Beispiele Einblicke in die
Projekte engagierter Akteurinnen und Akteure gegeben
und zur Diskussion gestellt.

Eine begleitende Projektmesse im Romer zeigt neben
Projekten der Nationalen Stadtentwicklungspolitik bun-
desweite Initiativen und Praxisbeispiele einer zukunftsori-
entierten Stadtentwicklung.

Das Programm kann unter ff. Link herunter geladen wer-
den https://www.sbca.de/downloads/2018-09-
17%20NSP%202018/12.BK_NSP_Programm.pdf.

Eine Anmeldung ist unter ff. Link moglich:
https://www.nsp-kongress-2018.de/registration.

Die Teilnahme ist kostenlos - die Anzahl der Platze ist
begrenzt. Weitere Informationen finden sich unter
www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de.

Forum zur Bodenpolitik

Am 17.09.2018 wird der DStGB gemeinsam mit dem
Deutschen Stadtetag im Vorfeld des 12. Bundeskongres-
ses Nationale Stadtentwicklungspolitik ein Forum ,Brau-
chen wir eine neue Bodenpolitik? Strategien zur Bau-
landmobilisierung” durchfuihren. Zu dieser Veranstaltung
sind Sie ebenfalls herzlich eingeladen.

Wie Sie dem beigefiigten Einladungsflyer entnehmen
konnen, mochten wir im Rahmen der Veranstaltung ge-
meinsam mit Vertretern aus Wissenschaft und Praxis
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aktuelle bodenpolitische Herausforderungen aufzeigen
sowie kommunale Handlungsansatze zur Baulandmobili-
sierung und fiir ein gemeinwohlorientiertes Boden- und
Planungsrecht diskutieren. Als Referenten nehmen u.a.
Herr Dr. Franz Dirnberger, Geschaftsfiihrendes Prasidial-
mitglied Bayerischer Gemeindetag sowie Herr Prof. Dr.
Guido Spars, Bergische Universitait Wuppertal, an der
Veranstaltung teil.

Der Einladungsflyer steht StGB NRW-Mitgliedskommunen
im Mitgliedsbereich des Internetangebotes des Stadte-
und Gemeindebundes NRW unter Fachinfo und Service /
Fachgebiete / Bauen und Vergabe / Veranstaltungen zum
Download bereit.

Az.: 20.1.4.6-003 gr Mitt. StGB NRW September 2018

467 Bayerischer VerfGH zu Volksbegehren

tiber Flachenverbrauch

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat am 17. Juli
2018 (AZ: Vf. 28-1X-18) entschieden, dass das Volksbegeh-
ren ,Damit Bayern Heimat bleibt - Betonflut eindammen*
zur Einfuihrung einer verbindlichen Hochstgrenze fir den
Flachenverbrauch in Bayern unzuldssig ist. Der Gesetz-
entwurf selbst hatte die Kriterien lber die Aufteilung des
zuldssigen Flachenverbrauchs auf die verschiedenen Pla-
nungstrager enthalten missen, da es sich dabei um we-
sentliche, vom Gesetzgeber selbst zu treffende Entschei-
dungen handele.

Der Gesetzentwurf des Volksbegehrens sieht eine Ergan-
zung des Bayerischen Landesplanungsgesetzes vor. Da-
nach soll der Flachenverbrauch ab dem Jahr 2020 auf
durchschnittlich fiinf Hektar pro Tag begrenzt werden.
Die Aufteilung der Zielvorgabe auf die verschiedenen
Planungstrager soll im Landesentwicklungsprogramm
erfolgen. Fir ihr Anliegen haben die Initiatoren des Volks-
begehrens 48.225 Unterschriften gesammelt. Das Bayeri-
sche Innenministerium hat die Zulassung des Volksbegeh-
rens abgelehnt und die Sache daher gemaR Art. 64 Lan-
deswahlgesetz dem VerfGH zur Entscheidung vorgelegt.
Es monierte, dass der Gesetzentwurf die Kriterien fiir die
Aufteilung der Zielvorgabe nicht vorgebe.

Kommunale Planungshoheit

Laut VerfGH liegen die gesetzlichen Voraussetzungen fiir
die Zulassung des Volksbegehrens nicht vor. Der Gesetz-
entwurf zur Begrenzung des Flachenverbrauchs in Bayern
verstoBe gegen die verfassungsrechtliche Verpflichtung
des Gesetzgebers, die wesentlichen Bestimmungen einer
Sachmaterie selbst zu regeln. Wie der VerfGH ausfiihrt,
beeintrachtige die Vorgabe einer Flachenverbrauchsgren-
ze die durch das Selbstverwaltungsrecht gemaR Art. 11
Abs. 2 Satz 2 Bayerische Verfassung gewahrleistete kom-
munale Planungshoheit. Denn die Planungsmoglichkeiten
der Gemeinden wiirden ab dem Jahr 2020 eingeschrankt.

Der dann noch zul3ssige tagliche Flachenverbrauch wiirde
sich im Vergleich zum Jahr 2016 in etwa halbieren. Es
liege auf der Hand, dass fiir eine Reihe von Kommunen
beabsichtigte Planungen nicht oder nicht mehr im ge-
wiinschten Umfang moglich waren. Diese Beeintrachti-
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gung eines grundrechtsahnlichen Rechts wird nicht
dadurch ausgeschlossen, dass es den Gemeinden unbe-
nommen bleibt, den Innenbereich zu entwickeln, also
Flachen (neu) zu Uberplanen, die bereits fiir Siedlungs-
und Verkehrszwecke in Anspruch genommen wurden und
daher keine ,Freiflichen” im Sinn des Gesetzentwurfs
darstellen. Denn zur kommunalen Planungshoheit gehore
auch die Befugnis, gemeindliche Vorhaben auf Flachen im
AuBenbereich zu realisieren.

Auch wenn in einer flaichenbezogenen Beschrankung der
gemeindlichen Planungshoheit nicht zwingend ein von
vornherein unzuldssiger Eingriff in den Kernbestand des
kommunalen Selbstverwaltungsrechts liege, misse die
vom Gesetzgeber getroffene Regelung den Grundsatz der
VerhaltnismaBigkeit wahren. Hierzu bedirfe es einer
Gliterabwdgung zwischen dem betroffenen Bereich der
Selbstverwaltung und den durch dessen Begrenzung zu
schiitzenden Interessen des 6ffentlichen Wohls. Der Ver-
fGH moniert, dass sich dem Gesetzentwurf des Volksbe-
gehrens eine solche Gliterabwagung nicht entnehmen
lasse.

Denn darin fehlten die noétigen Kriterien, wonach die
Staatsregierung als Verordnungsgeber des Landesent-
wicklungsprogramms die Aufteilung der Zielvorgabe auf
die einzelnen Planungstrager vorzunehmen hatte. Nach
der Begriindung des Gesetzentwurfs solle die Aufteilung
auf die kommunalen Planungstrager nach anerkannten
und statistisch verfligbaren Kriterien erfolgen, wie etwa
der Bevolkerungsstarke der jeweiligen Kommune und
gegebenenfalls gestaffelt nach GréRenklassen der Kom-
munen, wobei diese beispielhafte Aufzahlung nicht ab-
schlieend sei. Ferner bleibe unklar, was unter ,anerkann-
ten” Kriterien zu verstehen sei. Weder der Systematik des
Gesetzentwurfs noch seiner Begriindung seien hinrei-
chende Anhaltspunkte dafiir zu entnehmen, welche kon-
kreten Vorgaben fiir die Aufteilung maligeblich sein sol-
len.

Aufteilungskriterien regeln

Der VerfGH weist darauf hin, dass sich abhangig von den
Aufteilungskriterien sehr unterschiedliche Auswirkungen
fir die einzelnen kommunalen Planungstrager ergeben
konnten. Bei dem zugrunde liegenden MaRBstab handele
es sich um keine bloRe verfahrenstechnische Umsetzung
der bereits im Gesetzentwurf vorgegebenen Aufteilung.
Es gehe vielmehr um eine grundlegende Weichenstellung
mit Folgen nicht nur fir die kommunale Planungshoheit,
sondern auch fiir konkurrierende, ebenfalls aus der Baye-
rischen Verfassung abgeleitete Interessen des offentli-
chen Wohls, wie etwa den Schutz des Bodens als natiirli-
che Lebensgrundlage, die Forderung und Sicherung
gleichwertiger Lebensverhaltnisse in ganz Bayern, die
Schaffung von ausreichendem Wohnraum oder die Siche-
rung von Arbeitspldtzen und wirtschaftlicher Leistungs-
kraft.

Bei der in diesem Zusammenhang erforderlichen Auswahl
der malRgeblichen Kriterien sowie der Festlegung von
Vorgaben fiir eine mégliche Gewichtung oder Priorisie-
rung stellten sich Fragen von wesentlicher Bedeutung fiir
die kommunale Planungshoheit und andere verfassungs-
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rechtlich geschiitzte Werte. Die damit verbundenen nor-
mativen Wertungen, die Auswirkungen auf den Flachen-
verbrauch in ganz Bayern hatten und die gesamtstaatli-
che Verantwortung fiir die landesweite Raumordnung
betrdfen, musse der Gesetzgeber im Rahmen seines Ge-
staltungsspielraums selbst vornehmen. Eine solche ge-
setzgeberische Entscheidung kénne zwar komplexe Uber-
legungen und Abwagungen erfordern. Es sei jedoch nicht
ersichtlich, dass sie von vornherein faktisch unmoglich
ware.

SchlieBlich seien Kriterien zur Verteilung der Zielvorgabe
im Gesetzentwurf nicht deshalb entbehrlich, weil das
Landesentwicklungsprogramm als Rechtsverordnung der
Staatsregierung nur mit Zustimmung des Landtags erlas-
sen werden kann, so der VerfGH weiter. Dieser Zustim-
mungsvorbehalt fiihre nicht dazu, dass der Gesetzgeber
von seiner Verantwortung entbunden ware, das Wesentli-
che selbst zu regeln. Die Tatigkeit des Landtags sei inso-
weit Beteiligung an der Rechtsetzung, aber nicht originare
Gesetzgebung.

Anmerkung des StGB NRW

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat das Volksbe-
gehren zur apodiktischen Begrenzung des Flachenver-
brauchs in erfreulicher Klarheit zuriickgewiesen. Kern-
punkt seiner Zurlickweisung war die bei einer Umsetzung
des Volksbegehrens zum Tragen kommende Verletzung
der kommunalen Planungshoheit.

Die Entscheidung bestatigt die Auffassung des StGB NRW
zum Grundsatz 6.1-2 Leitbild ,Flachensparende Sied-
lungsentwicklung” im geltenden Landesentwicklungs-
plan. Danach soll die Regional- und Bauleitplanung die
flachensparende Siedlungsentwicklung im Sinne des Leit-
bildes, in Nordrhein-Westfalen das tagliche Wachstum
der Siedlungs- und Verkehrsflache bis zum Jahr 2020 auf 5
ha und langfristig ,Netto-Null“ zu reduzieren, umsetzen.
Der StGB NRW hatte kritisiert, dass die Regelung zu unbe-
stimmt ist, da unklar bleibe, welchen Anteil die jeweiligen
Planungsregionen in den 396 Stadten und Gemeinden in
NRW von diesen 5-ha-Ziel jeweils im Rahmen ihrer Sied-
lungsflachenentwicklung umsetzen sollen und wie dieser
Anteil bestimmt werden soll.

Diese Kritik (ibt auch der Bayerische Verfassungsgerichts-
hof und fordert daruiber hinaus die Einhaltung des verfas-
sungsrechtlichen Grundsatzes, dass der Gesetzgeber die
wesentlichen Bestimmungen einer Sachmaterie selbst zu
regeln habe. Diese Verpflichtung kénne nicht durch eine
Verordnung erfiillt werden, sondern bediirfe der Regelung
in einem formellen Gesetz.

Da der am 17.04.2018 von der Landesregierung vorgeleg-
te Anderungsentwurf des LEP eine Streichung des 5-ha-
Ziels vorsieht, hat die Entscheidung fiir NRW keine Rele-
vanz mehr. Sie zeigt aber, dass es aus Griinden der
Rechtssicherheit sinnvoll war, an dem Grundsatz im vor-
liegenden LEP-Entwurf nicht mehr festzuhalten.

Im Ubrigen setzen sich die Kommunen seit langem fiir
einen sparsamen Umgang mit der Flache ein. Dafiir beno-
tigen sie noch bessere - auch rechtliche - Instrumente
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(Beispiel: Erweitertes Vorkaufsrecht) fiir eine Aktivierung
gerade ungenutzter Innenbereichsflachen und Brachen,
so dass die (Neu-)Flacheninanspruchnahme weiter abge-
senkt werden kann; positiv ist dennoch festzustellen, dass
sich der tagliche Hektarverbrauch in Deutschland seit den
spaten 1990er Jahren von noch rund 120 Hektar auf jetzt
62 Hektar halbiert hat.

Az.: 20.0.4-005/005 gr  Mitt. StGB NRW September 2018

468  Neue Landesbauordnung vom NRW-Landtag

beschlossen

Der Landtag hat am 12.07.2018 das Gesetz zur Moderni-
sierung des Bauordnungsrechts in Nordrhein-Westfalen -
Baurechtsmodernisierungsgesetz (BauModG NRW) in der
Fassung der Beschlussempfehlung des Landtagsausschus-
ses vom 06.07.2018 beschlossen. Das Anderungsgesetz,
mit dem die BauO NRW aus dem Jahr 2000 umfassend
novelliert und starker an die Musterbauordnung angegli-
chen wird, tritt am 01.01.2019 in Kraft.

Die Tiefe der Abstandflachen wird in Angleichung an die
Musterbauordnung verandert, um dichteres Bauen zu
ermoglichen und Nachverdichtungspotentiale zu heben.
Auch die Regelungen zum Brandschutz werden an die
Musterbauordnung angepasst, was die Einflhrung der
Gebaudeklassen 1 bis 5 mit sich bringt.

Das ,,Bauen mit Holz“ wird auch fiir die Gebaudeklassen 4
und 5 in NRW erméglicht. Holz kommt als Bau- und Werk-
stoff groRe okologische und klimapolitische Bedeutung
zu. Im Vergleich zu anderen Materialien ist Holz ein
nachwachsender Rohstoff, der einen wegweisenden Bei-
trag zur ressourcenschonenden und nachhaltigen Ent-
wicklung des Bauwesens leisten kann. Dieser Beitrag soll
durch die Gesetzesanderung ermoglicht werden.

Das Gesetz fasst die Vorschriften zur Barrierefreiheit neu.
Wohnungen in Mehrfamilienhdusern ab Gebaudeklasse 3
miussen kiinftig barrierefrei und eingeschrankt mit dem
Rollstuhl nutzbar sein. Offentlich zugédngliche Anlagen
missen im erforderlichen Umfang barrierefrei sein. Um
einheitliche Anforderungen an die Umsetzung der Barrie-
refreiheit zu gewahrleisten, sollen die DIN-Normen
18040-1 (Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil
1: Offentlich zugéngliche Geb&ude) und 18040-2 (Barrie-
refreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 2: Wohnun-
gen) unter Berlicksichtigung einzelner dort geregelter
Sachverhalte durch Verwaltungsvorschrift als Technische
Baubestimmungen eingefiihrt werden.

Es bleibt bei einer gesetzlich geregelten Stellplatzpflicht,
die von einer Rechtverordnung konkretisiert werden soll,
in der das unverzichtbare Minimum an Stellplatzen fest-
geschrieben werden soll. Die Gemeinden kénnen davon
abweichend mittels kommunaler Satzungen selbst Rege-
lungen uber das Erfordernis von Stellplatzen treffen. Dies
entspricht der Forderung des StGB NRW. Das bisherige
Freistellungsverfahren wird beibehalten und zusatzlich
wird das Verfahren der referentiellen Baugenehmigung
eingefiihrt.
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Mit dem Gesetz wird der Zeitraum fiir die Durchfiihrung
einer Vollstandigkeitspriifung von eingereichten Bauvor-
lagen durch die Bauaufsichtsbehorde auf zwei Wochen
erhoht. Neu ist, dass die Bauaufsichtsbehérde die Bau-
herrschaft unter Nennung der Griinde und unter Setzung
einer angemessenen Frist zur Nachbesserung aufzufor-
dern hat, wenn die Unterlagen unvollstandig oder mit
Mangeln behaftet sind. Werden die Mangel innerhalb der
Frist nicht behoben, gilt der Antrag als zuriickgenommen.
Im Zusammenhang mit der Umsetzung der SEVESO-III-
Richtlinie sind die Anforderungen der Richtlinie an die
Offentlichkeitsbeteiligung in das Landesrecht tGibernom-
men worden.

Weitere vertiefte Informationen {liber die BauO-Novelle
konnen Sie unseren Schnellbriefen (iber das Gesetzge-
bungsverfahren entnehmen. Dazu verweisen wir auf den
Schnellbrief Nr. 83 vom 21.03.2018, mit dem wir umfas-
send lber die Anderungen gegeniiber der geltenden Fas-
sung der BauO informiert haben, auf den Schnellbrief Nr.
114 vom 27.04.2018, der unsere Stellungnahme zum
Regierungsentwurf zur Landtagsanhérung enthalt, und
auf den Schnellbrief Nr. 191 vom 17.07.2018, in dem wir
iber die Anderungen informiert haben, die der Regie-
rungsentwurf am Ende des Gesetzgebungsverfahrens
durch die Anderungsvorschlage des Landtags-Ausschusses
fur Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen erfahren
hat.

Seminare zur neuen Bauordnung

Abschlielend weisen wir noch einmal auf unsere Semina-
re zur neuen Bauordnung aufmerksam, zu denen wir mit
Schnellbrief Nr. 167 vom 29.06.218 eingeladen haben. Sie
richten sich an die Amtsleitungen sowie die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in den Bauaufsichtsbehorden und
finden am 04. September 2018 im Novotel City West in
Diisseldorf und am 13. September 2018 im Kongresszent-
rum Westfalenhallen in Dortmund statt. Bei beiden Semi-
naren sind noch einige Platze frei. Weitere Informationen
finden sich unter folgender Internetadresse:
https://www.kommunen.nrw/mitgliederbereich/fortbild
ung/seminare-in-vorbereitung.html .

Az.:20.3.1.1-003 gr Mitt. StGB NRW September 2018

469 Reaktivierung kommunaler Brachflachen

fuir Wohnzwecke

Das Ministerium fiir Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und
Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen hat
die Laufzeit fiir das Brachflachenmobilisierungsprogramm
des AAV - Verband fiir Flachenrecycling und Altlastensa-
nierung um zwei Jahre verlangert. Kommunen, die liber
entsprechend geeignete Brachflachen verfiigen, kénnen
diese weiterhin beim AAV anmelden.

Seit Start des Sonder-Férderprogramms ,ldentifizierung
und Mobilisierung von Brachflachen fiir Flichtlingsunter-
kiinfte und fiir dauerhaften Wohnraum® wurden acht
Projekte in das Programm aufgenommen, die durch den
AAV aufbereitet und anschlieRend einer neuen Nutzung
als Wohngebiet zugefiihrt werden sollen. Mit den Kom-
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munen Eschweiler und Sendenhorst wurden bereits 6f-
fentlich-rechtliche Vereinbarungen abgeschlossen, sodass
auf diesen Standorten noch in diesem Jahr Untersuchun-
gen und Planungsleistungen vergeben und durchgefiihrt
werden konnen:

In Eschweiler geht es um eine unweit des Innenstadtkerns
gelegene, ca. 8.700 m2 groRe Brachfliche eines ehemali-
gen Zinkwalzwerks. Die Stadt Eschweiler plant, die Brach-
flache und den sich nordlich daran anschlielenden Sport-
platz zu einem verdichteten Wohnquartier mit einem
Anteil an geférdertem Wohnraum zu entwickeln. Das bis
1921 auf der Flache betriebene Zinkwalzwerk wurde in
den 1960-er Jahren bodengleich abgebrochen, samtliche
unterirdische Bauwerksteile verblieben dabei im Unter-
grund und wurden lediglich tberschittet. Der AAV berei-
tet die Flache soweit auf, dass eine Wohnfolgenutzung
realisiert werden kann. Hierbei werden Bodenaustausch-
maBnahmen sowie nach Bedarf ein Abbruch unterirdi-
scher Bauwerksteile vorgenommen.

Bei der Flache in Sendenhorst handelt es sich um das gut
4.000 m? groRBe und etwa 500 m siidlich des Ortskerns
gelegene Areal einer ehemaligen stadtischen Klaranlage.
Diese wurde etwa 1990 stillgelegt, die aufstehenden An-
lagen (Tropfkorper, Becken etc.) sind jedoch noch immer
vorhanden und standen einer Entwicklung der ansonsten
flr Wohnzwecke gut geeigneten Flache bisher im Wege.
Der AAV wird die Anlagenteile riickbauen bzw. entfernen
und entsorgen sowie die entstandenen Baugruben nach
Stand der Technik verfiillen, sodass die Stadt Sendenhorst
das Gelande danach erschlieRen und mit einer dauerhaf-
ten, bezahlbaren Wohnfolgenutzung bebauen kann. Ers-
ten Planungsiiberlegungen zufolge soll eine Mischung aus
Geschosswohnungsbauten und kompakten Reihenhaus-
strukturen realisiert werden.

Mit dem Start der baulichen AufbereitungsmaBnahmen
auf beiden Flachen wird im ersten Quartal 2019 gerech-
net. Sechs weitere Projekte in den Stadten Krefeld, Hemer,
Bergneustadt, Bochum, Netphen und Schmallenberg
wurden bereits von den AAV-Gremien zur Durchfiihrung
beschlossen und befinden sich nun in unterschiedlichen
Stadien der Vorbereitung und Abstimmung mit den
Kommunen.

Der in vielen Stadten und Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen steigende Mangel an bezahlbarem Wohnraum
wurde seit dem Jahr 2015 durch den verstarkten Zuzug
von Fliichtlingen noch verscharft. Durch das Sonder-
Forderprogramm kann der AAV die Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen zum einen bei der Identifizierung und
Bewertung ihrer Brachflachen beraten und zum anderen
geeignete Einzelflachen als MalRnahmentrager aufberei-
ten und fiir eine Wohnnutzung reaktivieren. Der AAV
steuert und Uberwacht dabei den kompletten Aufberei-
tungsprozess und tibernimmt die dabei anfallenden Kos-
ten zu 100 %.

Damit wird nicht nur an meist gut erschlossenen Standor-
ten schnell und effektiv dem weit verbreiteten Wohn-
raummangel entgegengewirkt, sondern auch ein wichti-
ger Beitrag zur nachhaltigen Flachennutzung und Redu-
zierung der Flacheninanspruchnahme geleistet. Das Mi-
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nisterium fir Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-
braucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen hat dem
AAV dafiir insgesamt 9,2 Mio. € zur Verfligung gestellt.
Durch den bis zum 31.12.2021 verldngerten Durchfiih-
rungszeitraum kann der AAV neben den derzeit acht vor-
handenen Projekten weitere Anfragen entgegen nehmen.

Anmeldung

Informationen uber das Programm und seine Aufnahme-
kriterien sowie sonstige Hinweise zur Anmeldung finden
sich im Internet unter www.aav-nrw.de. Dort befindet
sich auf der Startseite direkt ein Link zum Projekt. Ein
Faltblatt mit den wichtigsten Informationen steht hier
ebenfalls zum Download bereit. Kommunen, die geeigne-
te Flachen haben, konnen sich zur Beratung auch direkt
an die zustandigen Ansprechpartner beim AAV wenden:

Julian Mainzer, Lina Schleiden

Telefon: 02324 5094-39 Telefon: 02324 5094-44

Telefax: 02324 5094-70 Telefax: 02324 5094-70

E-Mail: j.mainzer@aav-nrw.de E-Mail: l|.schleiden@aav-
nrw.de

Az.:20.1.4.7-007/001 Mitt. StGB NRW September 2018

470 Anzahl der Wohnungen in NRW

auf Hochststand

Ende 2017 gab es in Nordrhein-Westfalen mit 8,97 Millio-
nen Wohnungen (einschlieRlich Wohnungen in Wohn-
heimen) den hochsten Wohnungsbestand aller Zeiten.
Rein rechnerisch wohnten jeweils zwei Personen in einer
Wohnung. Wie Information und Technik Nordrhein-
Westfalen als amtliche Statistikstelle des Landes NRW
anhand von Ergebnissen der Fortschreibung des Gebaude-
und Wohnungsbestandes mitteilt, war die Zahl der Woh-
nungen um 0,5 Prozent hoher als ein Jahr zuvor und um
3,0 Prozent hoher als Ende 2010.

Den starksten Anstieg der Wohnungszahlen aller 396
Stadte und Gemeinden des Landes gegeniiber 2010 ermit-
telten die Statistiker fiir die Stadt Wassenberg (+12,5
Prozent) sowie fir die Gemeinden Wettringen (+11,2
Prozent) und Gangelt (+10,9 Prozent). Riickgénge ver-
zeichneten nur die Stadte Altena (-1,7 Prozent) und
Bergneustadt (-1,1 Prozent).

Im Durchschnitt war jede Wohnung 90,4 Quadratmeter
grof3. Jedem Einwohner NRWs standen durchschnittlich
45,3 Quadratmeter Wohnflache zur Verfligung; 0,2 Quad-
ratmeter mehr als vor einem Jahr. Rein rechnerisch hatte
jede Wohnung 4,3 Zimmer (einschlieBlich Kiichen). Knapp
die Halfte der Wohnungen hatte drei (23,5 Prozent) oder
vier (26,1 Prozent) Rdume. 37,3 Prozent aller Wohnungen
verfiigten tiber fiinf oder mehr Rdume. 10,1 Prozent wa-
ren Zwei- und 3,1 Prozent Einraumwohnungen.

Die rein rechnerisch grofiten Wohnungen des Landes gab
es Ende 2017 in den Gemeinden Stemwede (129,9 Quad-
ratmeter), Selfkant (126,8 Quadratmeter) und Heek (126,7
Quadratmeter). In den kreisfreien Stadten Gelsenkirchen
(74,9 Quadratmeter), Duisburg (75,7 Quadratmeter) und
Diisseldorf (76,2 Quadratmeter) waren die Wohnungen
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im Schnitt am kleinsten. Wie die Statistiker mitteilen,
handelt es sich bei den vorgelegten Daten um Fortschrei-
bungsergebnisse auf Basis der im Rahmen des Zensus
2011 durchgefiihrten Gebaude- und Wohnungszahlung.

Az.:20.4.1.2-001 gr Mitt. StGB NRW September 2018

471 Einigung der Koalition auf Bundesebene

beim Baukindergeld

Im Zuge einer nétigen Wohnungsoffensive hat sich der
StGB NRW neben anderen MaRnahmen (Starkung des
sozialen Wohnungsbaus, Kostensenkung im Wohnungs-
bau, Verbesserung der kommunalen Baulandmobilisie-
rung etc.) auch fiir eine Starkung des selbstgenutzten
Wohneigentums ausgesprochen. Dies geschieht nicht
zuletzt vor dem Hintergrund, dass die Eigenheimquote in
Deutschland beim selbstgenutzten Wohneigentum mit
ca. 45 Prozent der Haushalte die niedrigste Quote im Ver-
gleich aller EU-Staaten ist und selbstgenutztes Wohnei-
gentum ein Baustein zur Vermégensbildung und zur Al-
terssicherung darstellt.

Bekanntlich hat sich die Regierungskoalition der Forde-
rung nach einer Starkung des selbstgenutzten Wohnei-
gentums angeschlossen und im Koalitionsvertrag u.a. die
Einfihrung eines Baukindergeldes vereinbart. Uber des-
sen konkreter Ausgestaltung gab es in der groBen Koaliti-
on Streit. Zur Begrenzung der staatlichen Leistungsge-
wahrung auf insgesamt 2 Mio. € war vorgeschlagen wor-
den, eine Flachenbegrenzung einzufiihren.

Der hierdurch ausgeloste Streit konnte nun mit einer
Einigung auf ein befristetes Antragsfenster ausgeraumt
werden. Nur wer bis zum 31. Dezember 2020 den staatli-
chen Zuschuss beantragt, kann fiir die Dauer von zehn
Jahren 1.200 € Baukindergeld pro Kind erhalten, wobei
der Anspruch riickwirkend fiir Ersterwerber ab dem
1.1.2018 gelten soll.

Mit der Befristung ist eine Einigung in dem strittigen
Punkt gelungen, wonach ein Paar mit zwei Kindern nur
noch dann Anspruch auf die Forderung haben sollte,
wenn es eine Immobilie mit maximal 120 Quadratmetern
Wohnflache kauft. Insofern bleibt es dabei, dass es fur die
Inanspruchnahme des Baukindergelds nur eine Einkom-
mens-, aber keine Flachengrenze gibt.

Der StGB NRW begriilt das Absehen von einer Flachen-
grenze, da sie nicht die tatsachlichen Wohnbedingungen
widergespiegelt hatte. Die meisten Familien in Deutsch-
land leben auf mehr als 120 Quadratmetern. Nach Daten
des Statistischen Bundesamtes hatten Paare mit einem
Kind und einer eigenen Immobilie zuletzt durchschnittlich
133,5 Quadratmeter zur Verfligung. Fiir Paare mit zwei
Kindern betrdgt die durchschnittliche WohnungsgroRRe
139,7 Quadratmeter.

Auch aus Sicht des StGB NRW hatte eine Flachengrenze
beim Baukindergeld den Bestandserwerb in Innenstadten
und Ortskernen bei dort oft hoheren WohnungsgréRen
erschwert und damit die Gefahr einer Abkehr von der
Innenentwicklung bedeutet. Er ware tendenziell auch
zulasten landlicher Raume mit dort oft grofReren Wohn-
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flaichen gegangen. Daher ist der jetzige Kompromiss der
GroRen Koalition zu begriiRen.

Az.: 20.4.1.2-004/003 Mitt. StGB NRW September 2018

Umwelt, Abfall, Abwasser

472  Bewerbung um Titel ,Waldhauptstadt 2019“

Stadte und Gemeinden, die sich um eine nachhaltige
Waldbewirtschaftung verdient gemacht haben, kénnen
sich ab sofort um den Titel ,,PEFC-Waldhauptstadt 2019
bewerben. Auch 2019 wird wieder einer Stadt oder einer
Gemeinde in Deutschland die Auszeichnung zuteil, den
Titel ,Waldhauptstadt® fiihren zu konnen, denn PEFC
Deutschland schreibt den Wettbewerb fiir das Jahr 2019
neu aus. In den vergangenen Jahren konnten sich die
Stadte Augsburg, Rottenburg am Neckar, Freiberg,
[Imenau, Brilon und Heidelberg durch besonderen Einsatz
fir eine nachhaltige Bewirtschaftung ihrer Walder diesen
Titel sichern und sich als Vorbilder fiir andere Kommunen
prasentieren.

Mit dem Titel ,Waldhauptstadt erhalten Stddte und
Gemeinden die Moglichkeit, ihre nachhaltige und vorbild-
liche Waldbewirtschaftung in der Offentlichkeit bekannt
zu machen und der lokalen und regionalen Bevdlkerung
zu veranschaulichen.

PEFC ruft interessierte Stadte und Gemeinden dazu auf,
bis zum 23. November 2018 ihre Bewerbungsunterlagen
an die PEFC-Geschaftsstelle zu senden. Voraussetzung zur
Teilnahme am Wettbewerb ist eine (moglichst langjahri-
ge) PEFC-Zertifizierung des kommunalen Waldes. Insbe-
sondere haben all jene Kommunen besonders hohe Chan-
cen auf die Auszeichnung, die:

e sich in herausragender Weise um eine nachhaltige
Waldwirtschaft bemiiht haben,

e moglichst aktiv an der Steigerung des Bekanntheits-
grades von PEFC mitwirken (z. B. durch Verwendung
des Logos, Anbringung der PEFC-Waldschilder, etc.),

e im Rahmen ihrer 6ffentlichen Beschaffung auf PEFC-
zertifizierte Holz- und Papierprodukte Wert legen.

In den Bewerbungsunterlagen sollte die Kommune bereits
skizzieren, mit welchen MalRnahmen oder Aktionen sie
2019 ihren Titel ,Waldhauptstadt® bekannt machen
mochte. Als Preis stiftet PEFC Deutschland 1.000 Forst-
pflanzen eigener Wahl fir den Stadtwald, die in einer
offentlichen Pflanzaktion im Jahr 2019 gepflanzt werden
sollen. Dariiber hinaus wird die Offentlichkeitsarbeit der
Kommune zum Thema ,Waldhauptstadt® von PEFC
Deutschland unterstiitzt. Unter anderem stellt PEFC
Deutschland der Waldhauptstadt ein Budget von 3.000€
fir Aktivitaten zur Bekanntmachung des Titels ,PEFC-
Waldhauptstadt 2019“ (z. B. Hinweisschilder an den Orts-
eingangen, Malwettbewerb in Schulen, etc) zur Verfii-

gung.
Formlose Bewerbungen sind digital per Mail an in-
fo@pefc.de oder per Post an die Geschaftsstelle von PEFC
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Deutschland e. V., Tlibinger StraBe 15, 70178 Stuttgart, zu
senden.  Eindriicke, wie die bisherigen  PEFC-
Waldhauptstddte ihren Titel gefeiert und eingesetzt ha-
ben, sind im Internet unter www.pefc.de/pefc-
waldhauptstadt zusammengestellt.

PEFC ist die groBte Institution zur Sicherstellung nachhal-
tiger Waldbewirtschaftung durch ein unabhangiges Zerti-
fizierungssystem. Holz und Holzprodukte mit dem PEFC-
Siegel stammen nachweislich aus 6kologisch, 6konomisch
und sozial nachhaltiger Forstwirtschaft. PEFC Deutschland
e. V. wurde 1999 gegriindet und entwickelt die Standards
und Verfahren der Zertifizierung, stellt der Offentlichkeit
Informationen bereit und vergibt die Rechte am PEFC-
Logo in Deutschland. PEFC ist in Deutschland das bedeu-
tendste Waldzertifizierungssystem: Mit 7,5 Millionen
Hektar zertifizierter Waldflache sind bereits rund zwei
Drittel der deutschen Walder PEFC-zertifiziert.

Az.: 26.1-006/001 gr Mitt. StGB NRW September 2018

DStGB-Kommunalsaisonkalender
zu Nachhaltigkeit

473

Gemeinsam mit den Mitgliedstaaten der Vereinten Nati-
onen hat sich Deutschland im Jahr 2015 zu den Nachhal-
tigkeitszielen der Agenda 2030 bekannt. Durch die Um-
setzung der Agenda und ihrer 17 Nachhaltigkeitsziele
(SDG’s) soll die Transformation hin zu einer nachhaltigen
Weltgemeinschaft gelingen. Die Kommunen kénnen da-
bei einen wertvollen Beitrag zur Erreichung der Nachhal-
tigkeitsziele leisten. Dazu eignen sich kleine Aktionen
ganz besonders, die Biirger und Zivilgesellschaft anspre-
chen und einbinden.

Um Stadte und Gemeinden in lhrem Engagement fiir
Nachhaltigkeit zu unterstiitzen hat die entwicklungspoli-
tische Initiative des Deutschen Stadte- und Gemeinde-
bundes WELT VOR ORT den Kommunalsaisonkalender
erstellt. Der Kalender bietet eine Ideensammlung von 52
Aktionen zur Nachhaltigkeit, zu fairem Handel und Um-
weltschutz fiir 52 Wochen des Jahres.

Der Kalender ist online abrufbar unter https://www.dstgb
.de/dstgb/Quicklinks/weltvorort/Kommunalsaisonkalend

er/, aber auch in gedruckter Form verfiigbar. Ansprech-
partner fiir Druckexemplare ist Herr Jonas Wiggers (Tel.-
Nr.: 030-77307241; E-Mail: jonas.wiggers@dstgb.de).

Az.: 23.2.3-001/001 gr  Mitt. StGB NRW September 2018

474 Verwaltungsgericht Diisseldorf zu

StraRenoberflachenentwisserung

Das VG Disseldorf hat mit Urteil vom 16.05.2018 (Az. 5 K
15730/16 - nicht rechtskréftig) erneut entschieden, dass
die Bundesrepublik Deutschland als StraRenbaulasttrager
gegen keinen Anspruch auf Riickzahlung von Geldzahlun-
gen hat, die an eine Stadt wegen der Benutzung der 6f-
fentlichen Abwasserkanalisation zur StralRenoberflachen-
entwasserung auf der Grundlage einer offentlich-
rechtlichen Vereinbarung gezahlt worden sind (so bereits:
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VG Diisseldorf, Urteil vom 22.01.2018 - Az.: 5 K 14768/16 -
nicht rechtkraftig).

Nach dem VG Disseldorf ist eine solche o&ffentlich-
rechtliche Vereinbarung nicht insgesamt nichtig. Zwar
beinhalte die Vereinbarung auf der Grundlage der Recht-
sprechung des OVG NRW einen unzuldssigen Verzicht auf
die Erhebung der Niederschlagswassergebiihr. Deshalb sei
aber - so das VG Diisseldorf - nicht die gesamte Vereinba-
rung nichtig, denn der Bund sei als StraBenbaulasttrager
zur Beseitigung des StralRenoberflachenwassers verpflich-
tet und miisse das StraRenoberflachenwasser innerhalb
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 49 Abs. 3
LWG NRW; § 53 Abs. 3 LWG NRW a. F.) sogar in das &ffent-
liche Kanalnetz der Stadt einleiten.

Da dieses ,Loswerden“ des StraRenoberflichenwassers
(Niederschlagswassers) den gesetzlichen Vorgaben ent-
spreche, sei der mutmaRliche Wille des Bundes bei Ver-
tragsschluss dahingehend anzunehmen, dass er diese
Regelung Uber die Einleitung des Niederschlagswassers
auch ohne den nichtigen Teil lber den Geblhrenverzicht
getroffen hatte, so dass die Vereinbarung nicht insgesamt
unwirksam sei. Sei die Vereinbarung somit weiterhin
teilwirksam, bestehe aber auch kein Rickzahlungsan-
spruch, weshalb auch der Frage einer moglichen Aufrech-
nung mit einem Anspruch der Stadt wegen Geschaftsfiih-
rung ohne Auftrag oder eines etwaigen o&ffentlich-
rechtlichen Erstattungsanspruches nicht weiter nachzu-
gehen sei.

Az.:24.1.2.1qu Mitt. StGB NRW September 2018

475 Folgen des Verpackungsgesetzes

mit Inkrafttreten 2019

Das Landesamt fiir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz
Nordrhein-Westfalen (LANUV NRW) hat im Juli 2018 mit
Blick auf das Inkrafttreten des Verpackungsgesetzes zum
01.01.2019 gegenliber den neun privaten Systembetrei-
bern nochmals darauf hingewiesen, dass Abstimmungs-
vereinbarungen mit den Stadten, Gemeinden und Kreisen
als offentlich-rechtlicher Entsorgungstrager, die auf der
Grundlage des § 6 Abs. 4 Verpackungsverordnung abge-
schlossen worden sind und den Anforderungen des § 22
Verpackungsgesetz (VerpackG) noch nicht geniigen, ge-
maR § 35 Abs. 3 VerpackG langstens fir einen Ubergangs-
zeitraum von zwei Jahren fortgelten.

Das LANUV NRW weist darauf hin, dass die Ubergangs-
Regelung des § 35 Abs. 3 VerpackG dem Wortlaut nach
nur solche Abstimmungsvereinbarungen erfasst, die nach
Inkrafttreten des Verpackungsgesetzes am 01.01.2019
noch nicht beendet waren. Gleichzeitig weist das LANUV
NRW erganzend darauf hin, dass in vielen Fallen Abstim-
mungsvereinbarungen mit 6ffentlich-rechtlichen Entsor-
gungstragern in Nordrhein-Westfalen bereits (zeitlich)
abgelaufen sind oder bis zum 31.12.2018 befristet abge-
schlossen wurden.

Das LANUV fiihrt weiterhin aus, dass gemaR § 6 Abs. 4
Satz 2 Verpackungsverordnung (§ 18 Abs. 1 Nr. 2 Ver-
packG) ein System erst dann seinen Betrieb aufnehmen

M

Stadte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

37

und auch nur dann fortfiihren darf, wenn es auf vorhan-
dene Sammelsysteme der offentlich-rechtlichen Entsor-
gungstrager (Stadt, Gemeinde, Kreis) abgestimmt ist und
nach § 18 Abs. 3 Satz 2 VerpackG die Systemfeststellung
widerrufen werden kann, wenn mit dem Inkrafttreten des
Verpackungsgesetzes eine der in § 18 Abs. 1 Satz 2 Ver-
packG genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegt.

Insoweit weist das LANUV NRW darauf hin, dass es zur
Vermeidung des Widerrufs der Systemfeststellung sinn-
voll ist, wenn die Systembetreiber zeitnah neue, den An-
forderungen des § 22 VerpackG entsprechende Abstim-
mungsvereinbarungen mit den o&ffentlich-rechtlichen
Entsorgungstragern abschlieRen wiirden.

Az.:25.0.8 qu Mitt. StGB NRW September 2018

476 Deutscher Nachhaltigkeitspreis 2019

an Miinster, Eschweiler und Saerbeck

Miinster, Eschweiler und Saerbeck sind die Sieger des
Wettbewerbs um den Deutschen Nachhaltigkeitspreis flr
Stadte und Gemeinden 2019. Die Auszeichnung wird seit
2012 von der Stiftung Deutscher Nachhaltigkeitspreis e.V.
vergeben. Die Preistrager erhalten eine Férdersumme von
jeweils 30.000 Euro fiir Projekte zur nachhaltigen Stadt-
entwicklung von der Allianz Umweltstiftung.

Die Preisiibergabe findet in diesem Jahr erstmals in den
Kommunen statt. Wahrend des Deutschen Nachhaltig-
keitstages am 7. Dezember 2018 in Dusseldorf werden die
Sieger ihre nachhaltigen Projektideen vorstellen fiir die sie
das Preisgeld einsetzen wollen.

Aus Sicht der Jury des Deutschen Nachhaltigkeitspreises
fiir Stadte und Gemeinden ist Miinster wichtiger Vorreiter
der kommunalen Nachhaltigkeit. Wichtige Entscheidun-
gen werden von Politik, Verwaltung und Biirger im Sinne
des ,Miinster-Konsens“ gemeinschaftlich und beteili-
gungsorientiert getroffen. Die Friedensstadt priift jede
ihrer Entscheidungen auf ihre ,Enkeltauglichkeit”: Wert-
haltige, einkommensunabhdngige Angebote sollen dau-
erhaft die Lebensqualitat aller Bewohner sichern und den
Handlungsspielraum kiinftiger Generationen erhalten
oder vergrof3ern. So sorgt z.B. eine sozialgerechte Boden-
nutzung mit Garantie der geringsten Kaltmiete fiir den
sozialen Ausgleich. Auch im Klimaschutz Uberzeugt die
Fahrradhauptstadt mit einem differenzierten Klima-
schutzkonzept und als deutschlandweit erste Divestment-
Kommune.

Die Stadt Eschweiler hat wirtschaftlichen Wohlstand,
soziale Sicherheit und die Stabilisierung der Okosysteme
als Eckpfeiler ihrer Nachhaltigkeitsstrategie definiert. Fir
die Stadt, die sich den Herausforderungen des Struktur-
wandels aus Sicht der Jury besonders erfolgreich stellt,
besteht ein weiteres Ziel in der Ubernahme globaler Ver-
antwortung.

Die Stadtepartnerschaft mit Alta Floresta in Brasilien ist
nur ein Beispiel fir das starke Engagement in diesem
Bereich. Die multikulturelle Stadt legt groRten Wert auf
die Wahrung des sozialen Friedens, beispielsweise durch
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die Schaffung von Arbeitsplatzen fiir alle Qualifizierungs-
stufen und bezahlbaren Wohnraum. Trotz angespannter
Haushaltslage investiert Eschweiler fortlaufend in Bil-
dungseinrichtungen und ermoglicht z. B. eine Kinderbe-
treuung zu Randzeiten, um Eltern im Schichtdienst zu
entlasten.

Ausgehend von der Vision, die kommunale Energieversor-
gung ohne fossile Energietrager zu gestalten, verfolgt die
Gemeinde Saerbeck seit 2009 einen ambitionierten Weg
der lokalen Energiewende. Leuchtturmprojekt ist der Bio-
energiepark: Auf dem 90 ha groBBen Geldnde wird Energie
aus Wind, Sonne und Biomasse erzeugt. Beeindruckend ist
aus Sicht der Jury auch die nationale und internationale
Strahlkraft der kleinen Kommune. Am aulRerschulischen
Lernstandort ,Saerbecker Energiewelten“ setzen sich
Schiilerinnen und Schiiler mit regenerativer Energieer-
zeugung auseinander, durch die intensive Zusammenar-
beit mit Partnern u.a. in Japan und den USA kann
Saerbeck seine Erfahrungen praxisnah vermitteln und
inspiriert zur Nachahmung.

Weitere Informationen und ausfiihrliche Jurybegriindun-
gen finden sich im Internet unter:
www.nachhaltigkeitspreis.de .

Az.: 23.2.4-002/001 gr  Mitt. StGB NRW September 2018

477 Neue Abfall-Richtlinien der EU von Mai 2018
Im Amtsblatt der Europdischen Union vom 14.06.2018 (L
150, S. 93 ff.) sind die neuen EU-Abfall-Richtlinien vom
30.05.2018 veroffentlicht worden. Der Rat der Europai-
schen Union hat den sog. Anderungsrichtlinien am
22.05.2018 zugestimmt. Das Europaische Parlament hatte
bereits am 18.04.2018 seine Zustimmung erteilt. Die neu-
en EU-Abfall-Richtlinien missen bis zum 05.07.2020 in
deutsches Recht umgesetzt werden. Hierzu muss auch
das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrwWG) gedndert werden:

e Mit der EU-Richtlinie 2018/851 vom 30.05.2018 wird
die EU-Abfallrahmen-Richtlinie 2008/98/EG iiber Ab-
falle geandert, die im Wesentlichen im Kreislaufwirt-
schaftsgesetz des Bundes (KrWG) ihre Umsetzung in
deutsches Recht erfahren hat.

e Mit der EU-Richtlinie 2018/850 vom 30.05.2018 wird
die EU-Deponie-Richtlinie 1999/31/EG Uber Abfallde-
ponien gedandert. Wesentlicher Inhalt dieser Richtlinie
ist, dass die maximale Deponierate ab dem Jahr 2035
nur noch 10 % betragen darf.

e Weiterhin wird mit der EU-Richtlinie 2018/849 vom
30.05.2018 die EU-Richtlinie 2000/53/EG uber Altfahr-
zeuge, die EU-Richtlinie 2006/66/EG Uber Batte-
rien/Akkumulatoren und Altbatterien/Altakkumula-
toren sowie die EU-Richtlinie 2012/19/EG uber Elektro-
und Elektronikaltgerate geandert.

e Schlussendlich wird mit der Richtlinie 2018/852/EG
vom 30.05.2018 auch die EU-Richtlinie 94/92/EG Uliber
Verpackungen geandert.

Ein wichtiges Ziel der EU-Anderungs-Richtlinien ist die
Verbesserung der Recyclingziele fir die Siedlungsabfalle.
Ab 2025 miissen mindestens 55 % des Siedlungsabfalls
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recycelt werden, ab 2030 60 % und ab 2035 65 %. Dabei
wird die neue Berechnungsmethode dazu flihren, dass die
von Deutschland bisher gemeldete Recyclingrate von 67 %
zundchst auf einen niedrigeren Wert sinken wird, weil
kiinftig nicht mehr die Ausgangsmenge fiir das Recycling,
sondern das recycelte Material die Bemessungsgrundlage
bildet.

Insgesamt werden deshalb bis zum 05.07.2020 das Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (KrWG), das ab dem 01.01.2019
geltende Verpackungsgesetz (VerpackG), das Batteriege-
setz (BattG), das Elektro- und Elektronikgerdtegesetz
(ElektroG), die Altauto-Verordnung sowie die Deponiever-
ordnung (DepV) gedndert und an die Inhalt der neuen EU-
Abfallrichtlinien aus dem Jahr 2018 werden missen. An-
derungsentwiirfe des Bundes liegen bislang allerdings
noch nicht vor.

Az.:25.0.2.1qu Mitt. StGB NRW September 2018

478 Fachveranstaltung zu Abwasserreinigung

Die Oswald-Schulze-Stiftung veranstaltet am 27.09.2018
in Miinster die Fachveranstaltung , Technische Innovatio-
nen bei der Abwasserreinigung”. Die Veranstaltung rich-
tet sich an Hersteller, Planer, Betreiber von Klaranlagen
sowie an die Umweltverwaltung als Genehmigungsbe-
horde. Weitere Informationen zum Tagungsprogramm
und sowie eine Anmeldung kénnen erfolgen bei dem
DWA-Landesverband NRW (Internet: www.dwa-nrw.de ).
Anmeldeschluss ist der 18.09.2018. Die Teilnehmergebiihr
betragt 280,- Euro inklusive Mehrwertsteuer und Ta-
gungsverpflegung. Die Einnahmen werden fir die sat-
zungsgemaBe Forderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses verwendet.

Az.: 24.1.1-002/014 Mitt. StGB NRW September 2018

479 17. Abwasser-Symposium der Kommunal
Agentur NRW

Am Donnerstag, den 13.09.2018 wird in Minster das 17.
Abwassersymposium der Kommunal Agentur NRW statt-
finden. Auf dem Abwassersymposium 2018 werden die
aktuellen Entscheidungen des OVG NRW dargestellt. Hier-
zu gehort u.a., dass eine abwasserbeseitigungspflichtige
Gemeinde einem StraRenbaulasttrager aufgeben kann,
das StralBenoberflachenwasser vor Einleitung in den of-
fentlichen Kanal zu reinigen.

Bezogen auf die ortsnahe Regenwasserbeseitigung auf
privaten Grundstiicken hat das OVG NRW Ende 2017 klar-
gestellt, dass eine Gemeinde einen privaten Grundstticks-
eigentiimer nicht von der Abwasseriiberlassungspflicht
fir das Niederschlagswasser freistellen muss, wenn vor
dem Grundstiick ein 6ffentlicher Regenwasserkanal ge-
baut worden ist. Bezogen auf die Befreiung von der Ab-
wasserabgabe fiir das Niederschlagswasser hat das OVG
NRW im Jahr 2017 entschieden, dass hierfiir eine giltige
wasserrechtliche Erlaubnis bezogen auf das Veranla-
gungsjahr erforderlich ist.

Im Wasserrecht hat sich das OVG NRW insbesondere mit
der Frage auseinandergesetzt, wann Klarschlamm als
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Abfall einzustufen und als solcher zu entsorgen ist. Diese
Entscheidung ist von aktueller Bedeutung, weil seit dem
Inkrafttreten des Klarschlammverordnung 2017 sich fir
viele Stadte und Gemeinden die Frage stellt, ob auch Kos-
tensteigerungen fir die Entsorgung des Klarschlamms
gebiihrenfahig sind.

Daruiber hinaus gibt es zahlreiche Entscheidungen der
Verwaltungsgerichte aus dem Jahr 2018, deren Inhalt den
Gegenstand einer Darstellung durch die Kommunal Agen-
tur NRW auf dem Abwassersymposium 2018 bildet. Hier-
zu gehort z.B. das Urteil der VG Minden vom 05.07.2018
(Az.: 9 K 4110/17), wonach eine Gemeinde keine Befugnis
zur Anordnung einer Zustands- und Funktionspriifung
hat, weil der Landesgesetzgeber bzw. Landes-
Verordnungsgeber dieses nicht ausdriicklich geregelt hat.

Gleichzeitig hat das VG Minden (Urteil vom 28.06.2018 -
Az.: 9 K 1573/15 - ) klargestellt, dass die Selbstiiberwa-
chungs-Verordnung fiir offentliche und private Abwas-
seranlagen des Landes NRW (SiwVO Abw NRW) in vollem
Umfang mit dem Bundes-Wasserrecht vereinbar ist. Au-
Rerdem hat das VG Aachen mit Urteil vom 20.04.2018
(Az.: 7 K 4069/17) eine Anordnung zum Anschluss an die
offentliche Abwasserkanalisation als rechtwidrig angese-
hen, weil die private Grundstiicksanschlussleitung uber
ein fremdes Nachbargrundstiick nicht grundbuchrechtlich
zugunsten des Grundstiickseigentiimers abgesichert war.
Das VG Arnsberg hat mit Urteil vom 30.04.2018 (Az.: 11 K
2948/17) entschieden, dass auch die Einleitung von Nie-
derschlagswasser in einen verrohrten Wegeseitengraben
die Pflicht zur Zahlung einer Niederschlagswassergebuhr
auslost.

Weitere Informationen zum Abwassersymposium 2018
(Ablauf, Referenten, Seminargebihr) und die Moglichkeit
der Internet-Anmeldung finden sich unter
www.kommunalagenturnrw.de/Veranstaltungen/Veranst
altungsiibersicht . Anmeldungen sind ebenfalls moglich
bei der Kommunal Agentur NRW unter dum-
sch@kommunalagenturnrw.de ).

Az.:24.1.1qu Mitt. StGB NRW September 2018

480 Bayerischer VGH zu Anordnung

einer Dichtheitspriifung

Der bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) hat mit
Beschluss vom 04.06.2018 (Az. 4 ZB 17.2066 entschieden,
dass eine abwasserbeseitigungspflichtige Gemeinde be-
rechtigt ist, im Rahmen des auf unbestimmte Zeit beste-
henden  offentlich-rechtlichen  (Kanal)Benutzungsver-
héltnisses einzufordern, dass eine Dichtheitsprifung (Zu-
stand- und Funktionspriifung) fiir eine private Abwasser-
leitung durchgefiihrt werden muss. Selbst der Austritt
geringer Mengen von Haushaltsabwassern in den Unter-
grund konne ein behordliches Eingreifen bereits rechtfer-
tigen oder es konnten diesbeziigliche AufklarungsmaR-
nahmen eingefordert werden.

Insoweit folgt der BayVGH der Vorinstanz, wonach eine
Abdichtung privater Abwasserleitungen durch schlichte
Ablagerungen als mangelhaft anzusehen sind und keine
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Abdichtung der privaten Abwasserleitung darstellen.
Daruber hinaus stellt der BayVGH klar, dass der satzungs-
rechtliche Verweis auf DIN- und Euro-Normen keine Uber-
tragung der kommunalen Rechtsetzungshoheit auf ein
demokratisch nicht legitimierten Normgeber darstellt,
sondern darin lediglich eine Verdeutlichung des Inhaltes
der getroffenen (satzungsrechtlichen ) Regelung zu sehen
ist (vgl. BayVGH, Beschluss vom 26.06.2015 - Az. 4 ZB
15.150-).

Der StGB NRW weist erganzend auf Folgendes hin: Auch
das OVG Luneburg hat sich in einem Urteil vom
10.01.2012 (- Az. 9 KN 162/10, Rz. 71 ff.) mit der Frage
auseinander gesetzt, wann die untere Wasserbehorde
und wann die abwasserbeseitigungspflichtige Stadt fiir
den Erlass einer entsprechenden Anordnung zur Durch-
flhrung von Zustand- und Funktionspriifungen zustandig
ist. Nach dem OVG Liineburg ist die untere Wasserbehor-
de immer dann zustandig, wenn allein der Schutz des
Grundwassers in Rede steht.

Ist aber ein Sachverhalt gegeben, bei denen auch die
Funktionstiichtigkeit der offentlichen Abwasserentsor-
gungseinrichtung bzw. Abwasseranlage betroffen ist, so
muss nach dem OVG Liineburg der Trager des offentli-
chen Abwasserbeseitigungssystems in der Lage sein, An-
ordnungen gegeniiber dem Anschlussnehmer zu treffen,
um die Funktionstiichtigkeit der 6ffentlichen Abwasseran-
lage sicherzustellen. In einem solchen Fall wird dann vom
OVG Luneburg ausnahmsweise auch eine Anordnungsbe-
fugnis der abwasserbeseitigungspflichtigen Gemeinde
angenommen, weil nicht nur der reine Grundwasser-
schutz in Rede steht, fiir den die untere Wasserbehorde
zustandig ist.

Vor diesem Hintergrund kann es mit Blick auf die vorste-
hend genannten obergerichtlichen Entscheidungen aus
Bayern und Niedersachsen sinnvoll sein, eine Entschei-
dung des OVG NRW herbeizufiihren, weil das VG Minden
mit Urteil vom 05.07.2018 (Az.: 9 K 4110/17) jedenfalls
entschieden hat, dass der untere Wasserbehorde eine
Anordnungsbefugnis zu steht und nicht der abwasserbe-
seitigungspflichtigen Gemeinde.

Zwar hat das VG Minden in seinem Urteil vom 05.07.2018
zutreffend herausgearbeitet, dass der NRW-Landes-
gesetzgeber bzw. Landesverordnungsgeber eine aus-
driickliche Anordnungsbefugnis der abwasserbeseiti-
gungspflichtigen Gemeinde mit Blick auf die Durchfiih-
rung einer Zustand- und Funktionsprifung nicht geregelt
hat, was aber z. B. in Ziff. 23.1 der Zustandigkeitsverord-
nung Umweltschutz durchaus moglich gewesen ware.

Unabhangig davon nehmen aber zumindest der BayVGH
und das OVG Liineburg den Rechtsstandpunkt ein, dass
eine Anordnungsbefugnis der abwasserbeseitigungs-
pflichtigen Stadt (ausnahmsweise) bestehen kann, wenn
(zusatzlich) die Funktionstiichtigkeit ihrer &ffentlichen
Abwasseranlage betroffen ist (vgl. auch § 1 Abs. 4 der
Zustandigkeitsverordnung Umweltschutz NRW), weil in
diesem Fall nicht allein der Grundwasserschutz im Vor-
dergrund steht, welcher die Zustandigkeit der unteren
Wasserbehorde zur Folge hat. Insoweit kann allerdings
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nicht vorausgesagt werden, ob das OVG NRW der Argu-
mentation des OVG Liineburg oder des BayVGH folgen
wiirde.

Az.:24.1.1qu Mitt. StGB NRW September 2018

481 Vorsorge gegen Legionellen

bei Verdunstungskiihlanlagen

Am 19.08.2017 ist die Verordnung Ulber Verdunstungs-
kithlanlagen, Kiihltirme und Nassabscheider (42. BIm-
SchV) in Kraft getreten (BGBL 1 2017, S. 2379). Hintergrund
der 42. BImSchV ist, dass Verdunstungskiihlanlagen, Kiihl-
tiirme und Nassabscheider unter bestimmten Bedingun-
gen legionellenhaltige Wassertropfchen (Aerosohle) ab-
geben konnen, die beim Einatmen durch Menschen zu
schweren Lungenentziindungen sogar mit Todesfolge
fiihren kénnen.

Deshalb hat der Bundesgesetzgeber die 42. BImSchV er-
lassen. Ziel ist es, Gefahren zu verhindern sowie die Aus-
wirkung dennoch eintretender nicht ordnungsgemaRer
Betriebszustande zu mindern und somit das gesundheitli-
che Risiko fiir die Bevolkerung zu minimieren.

Die 42. BImSchV regelt, wie entsprechende Anlagen zu
betreiben und zu liberwachen sind. Die Zustandigkeit fiir
die 42. BImSchV fallt in die Grundzustandigkeit der Unte-
ren Umweltschutzbehérden bei den Kreisen und kreis-
freien Stadten, soweit nichts anderes bestimmt ist (§ 1
Abs. 3 Zustandigkeitsverordnung Umweltschutz). Fir
bestimmte Industrieanlagen, wie z.B. Kraftwerke oder
Chemieanlagen sind die Oberen Umweltschutzbehérden
bei den Bezirksregierungen zustdndig (§ 2 in Verbindung
mit Anhang | Zustandigkeitsverordnung Umweltschutz).

Vereinfacht ausgedriickt bedeutet dieses fuir Anlagenbe-
treiber, dass fir den Vollzug der 42. BImSchV diejenige
Umweltschutzbehorde zustandig ist, die bereits vor dem
Inkrafttreten der 42. BImSchV die immissionsschutzrecht-
liche Zustandigkeit fiir den Betreiber hatte. Sollten Zwei-
felsfragen bestehen, sollten Betreiber sich zundchst an die
Untere Umweltschutzbehorde wenden.

Das Umweltministerium NRW hat mit Schreiben vom
19.07.2018 darliber informiert, dass nach der 42. BImSchV
Anzeigepflichten fiir Neu- und Bestandsanlagen sowie
Anderungen, Stilllegungen und Betreiberwechsel beste-
hen, die am 19.07.2018 in Kraft getreten sind. Binnen
eines Monats (also bis zum 19.08.2018) sind die betref-
fenden Anlagen der zustandigen Behorde anzuzeigen.

Fir Anlagen in Nordrhein-Westfalen hat die Anzeige uber
die Web-Anwendung KaVKA-42.BImSchV, welche am dem
19.07.2018 unter der Internetadresse www.kavka.bund.de
zu erreichen ist, zu erfolgen. Zur Information hat das
Umweltministerium NRW im Internet unter http://www.
umwelt.nrw.de/umwelt/umwelt-und-wasser/legionellen
ein Informationsblatt fir Betreiber entsprechender Anla-
gen in NRW bereitgestellt.

Az.:27.0.2 qu
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482 Verwaltungsgericht Arnsberg zu verrohrtem

Wegeseitengraben

Das VG Arnsberg hat mit Urteil vom 30.04.2018 (Az. 11 K
2948/17 - nicht rechtskréftig) entschieden, dass die Her-
anziehung eines Grundstiicks zur Niederschlagswasser-
gebiihr rechtmaBig war, weil die Einleitung des Nieder-
schlagswassers in einen verrohrten Wegeseitengraben
erfolgte, der schlieflich in 6ffentlichen Regenwasserkana-
len der Gemeinde miindete.

Der Klager vertrat den Rechtsstandpunkt, dass der ver-
rohrte Wegeseitengraben kein Bestandteil der offentli-
chen Abwasseranlage der Gemeinde sei. Das VG Arnsberg
folgte diesem Vortrag nicht, weil die beklagte Gemeinde
mit Bescheid vom 29.10.1984 den Anschluss ,an die vor-
handene Regenwassergrabenverrohrung (,Bestandteil der
offentlichen Kanalisation)“ genehmigt hatte und auch der
zustandige Kreis die am 28.06.1993 erteilte Baugenehmi-
gung fiir den Neubau einer Fahrsilohalle mit der Auflage
erteilt hatte, dass das anfallende Oberflachenwasser dem
gemeindlichen Regenwasserkanalanschluss auf dem
Grundstiick zuzuleiten sei.

Ferner weist das VG Arnsberg darauf hin, dass eine Benut-
zung der offentlichen Abwasseranlage der Gemeinde
auch deshalb gegeben sei, weil das Niederschlagswasser
des klagerischen Grundstiicks nicht nur Gber den verrohr-
ten Wegeseitengraben, sondern auch uber andere Re-
genwasserkanale abgeleitet werde, in welche der verrohr-
te Wegeseitengraben miinde. Es wird nunmehr abzuwar-
ten sein, wie das OVG NRW entscheiden wird.

Az.:24.1.2.1qu Mitt. StGB NRW September 2018

483 Verwaltungsgericht Minden

zu Dichtheitspriifung II

Das VG Minden hat mit Urteil vom 05.07.2018 - Az. 9 K
774/16 - erneut bestdtigt, dass die Verordnung zur
Selbstiiberwachung von (6ffentlichen und privaten) Ab-
wasseranlagen - SUwVO Abw NRW (GV NRW 2013, S. 602
ff.) mit dem Bundes-Wasserrecht in vollem Umfang in
Einklang steht. Die SuwVO Abw NRW gilt seit dem
09.11.2013.

Das VG Minden hat zugleich aber mit Urteil vom
05.07.2018 (Az. 9 K 4119/17) klargestellt, dass eine ab-
wasserbeseitigungspflichtige Gemeinde in Nordrhein-
Westfalen nicht befugt ist, eine Anordnung zur Durchfiih-
rung der Zustand- und Funktionsprifung an einen Grund-
stlickseigentiimer zu richten. Diese Anordnungsbefugnis
stehe nur der zustdndigen, unteren Wasserbehorde (Um-
weltbehorde) des Kreises bzw. der kreisfreien Stadt zu.

Nach dem VG Minden wird in § 61 Abs. 2 LWG NRW alte
Fassung (seit dem 16.07.2016: § 59 Abs. 4 LWG neue Fas-
sung) lediglich geregelt, dass eine Gemeinde in einer ge-
meindlichen Satzung Fristen fiir die Priifung von privaten
Haus- und Grundstiicksanschliissen festlegen kann sowie
in der Satzung ebenfalls bestimmen kann, dass ihr eine
Bescheinigung Uber das Ergebnis der durchgefiihrten
Prifung vorzulegen ist.
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Mit dieser Regelung im Landeswassergesetz NRW ist nach
dem VG Minden mangels anderweitiger Bestimmung
keine Verlagerung der Vollzugskompetenz auf die Ge-
meinde verbunden. Es bleibe deshalb dabei, dass die Vor-
schriften der Selbstiiberwachungsverordnung fiir 6ffentli-
che und private Abwasseranlagen (wozu auch private
Abwasserleitungen gehéren) durch die untere Umweltbe-
horde durchgesetzt werden miisse, weil in der Zustandig-
keitsverordnung Umweltschutz NRW (ZustVU NRW; Ziffer
23.1 des Anhangs Il) keine Zustdndigkeit der Gemeinden
geregelt worden ist, so dass die generelle Zustandigkeit
der unteren Umweltbehdrde gegeben ist(§ 1 Abs. 3
ZuStVU NRW).

Etwas anderes ergibt sich nach dem VG Minden auch
nicht aus dem Umstand, dass der Gemeinde die Abwas-
serbeseitigungspflicht obliegt (§ 46 LWG NRW). Zwar
wiirden die Gemeinden o&ffentliche Abwasserentsor-
gungseinrichtungen betreiben. Bezogen auf die Benut-
zung dieser Einrichtung kénne die Gemeinde auch ent-
sprechende satzungsrechtliche Benutzungsbedingungen
regeln und diese in eigener Zustandigkeit vollziehen. Ge-
nau diese Regelungs- und Anordnungsbefugnis ergebe
sich aus § 1 Abs. 4 der Zustandigkeitsverordnung Umwelt-
schutz, wenn dort bestimmt sei, dass die Zustandigkeiten
der Gemeinden als abwasserbeseitigungspflichtige Kor-
perschaften durch die Zustandigkeitsverordnung unbe-
rithrt bleiben.

Weise eine private Abwasser-Anschlussleitung an die
offentliche Abwasseranlage (Abwasserentsorgungsein-
richtung) konkrete Mangel auf, konne die Gemeinde da-
her den Grundstiickseigentlimer zur Sanierung auffordern
und dieses ggf. mit Zwangsmitteln durchsetzen (vgl. hier-
zu auch: OVG NRW, Beschluss vom 07.01.2016 - 15 B
1370/15 - zur Anordnung, eine defekte, private Abwasser-
leitung zu sanieren).

Davon zu trennen ist aber nach dem VG Minden die -
quasi vorgeschaltete - allgemeine Kontrolle von privaten
Abwasserleitungen, die der Landesgesetzgeber gerade
nicht als Aufgabe der Gemeinde, sondern als Selbstiiber-
wachung durch den Betreiber der Abwasserleitung selbst
ausgestaltet hat. Hatte der Landesgesetzgeber den Ge-
meinden auch diesbeziiglich eine Vollzugskompetenz
zuweisen wollen, so hatte er dieses ausdricklich in einer
Regelung bestimmen miissen, was nicht erfolgt sei. Das
VG Minden hat deshalb in der Folge hierzu die von der
beklagten Gemeinde erlassene Anordnung zur Durchfiih-
rung einer Zustand- und Funktionspriifung an den Klager
als Grundstiickseigentiimer wegen der nicht gegebenen
Zustandigkeit der Gemeinde aufgehoben.

Az.:24.1.1qu Mitt. StGB NRW September 2018

484 5. Kommunale Nachhaltigkeitstagung

Die 5. Kommunale Nachhaltigkeitstagung NRW findet am
27.11.2018 von 10.00 bis 16.00 Uhr im Wissenschaftspark
in Gelsenkirchen statt. Sie widmet sich der lokalen Umset-
zung von nachhaltiger Entwicklung durch Verwaltung
und Politik. Innovative kommunale Beispiele aus NRW
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stehen im Mittelpunkt und zeigen, wie gelebte Nachhal-
tigkeit aussehen kann. Das diesjahrige Kommunal-Forum
prasentiert 10 kommunale good-practice-Beispiele zu den
folgenden Themenschwerpunkten:

e Biodiversitat,

o Digitalisierung,

e Mobilitat,

e Offene und bunte Gesellschaft,

e Bildung fiir nachhaltige Entwicklung.

Das Rahmenprogramm der Tagung konzentriert sich auf
die Weiterentwicklung der NRW-Nachhaltigkeitsstrategie.
Dabei werden neue Schwerpunkte der Strategie diskutiert
und Moglichkeiten fiir Feedback und Anmerkungen gebo-
ten. Weitere Informationen zu der Veranstaltung sowie
die Moglichkeit zur Anwendung finden sich auf der Inter-
netseite der LAG21 unter folgender Adresse:
https://www.lag21.de/termine/details/5-kommunale-
nachhaltigkeitstagung-nrw-lag-21/

Az.: 23.2.4-001/005 gr  Mitt. StGB NRW September 2018

485 Europdischer Nachhaltigkeitspreis fiir Energie

vergeben

Die Klimakommune Saerbeck ist mit dem Europdischen
Nachhaltigkeitspreis fir Energie in der Kategorie ,Ver-
braucher” ausgezeichnet worden. Die Mitgliedskommune
des StGB NRW erhielt die Auszeichnung fiir ihre Bemii-
hungen, moglichst viele Biirgerinnen und Biirger fiir die
Nutzung von regenerativen Energien zu gewinnen. Der
Preis sei von grofler Bedeutung fiir das Image der Ge-
meinde, sagte Burgermeister Wilfried Roos, der den soge-
nannten EUSEW-Award wahrend der Europadischen Wo-
che der nachhaltigen Energie mit seinem Projektleiter
Guido Wallraven in Brissel aus den Handen von Miguel
Arias Cafiete, EU-Kommissar fuir Klimaschutz und Energie,
entgegennahm.

Az.: 23.2.4-002/002 gr  Mitt. StGB NRW September 2018

486 Klimaschutzbericht 2017

der Bundesregierung

Nach dem Klimaschutzbericht 2017 steuert Deutschland
beim Klimaschutz bis 2020 auf eine Kohlendioxid-
Minderung von etwa 32 Prozent gegeniiber 1990 zu. An-
gestrebt waren urspriinglich 40 Prozent. Die voraussicht-
liche Handlungsliicke von rund acht Prozent entspricht
etwa 100 Millionen Tonnen Kohlendioxid. Um diese Liicke
zu schlieBen, hatte die Bundesregierung 2014 das Akti-
onsprogramm Klimaschutz 2020 und den Nationalen
Aktionsplan Energieeffizienz beschlossen.

Der Klimaschutzbericht zeigt nun, dass diese MaRnah-
menpakete im Jahr 2020 maximal 52 Millionen Tonnen
Kohlendioxid einsparen werden. In dem Bericht werden
die rund 110 EinzelmalRnahmen und ihr Einsparpotenzial
aufgelistet.

Der Klimaschutzbericht 2017 kann unter folgender Inter-
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netadresse heruntergeladen werden:
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Pools/Brosc
hueren/klimaschutzbericht 2017 aktionsprogramm.pdf .

Az.: 23.1.7-001/003 gr  Mitt. StGB NRW September 2018

487 Verwaltungsgericht Minden

zu Dichtheitspriifung |

Das VG Minden hat mit Urteil vom 28.06.2018 (Az. 9 K
1573/15) eine Klage abgewiesen, mit welcher die Klager
die Feststellung erreichen wollten, dass sie nicht ver-
pflichtet sind, die Abwasser-Hausanschlussleitung ihres
Grundstliicks auf Dichtheit zu priifen. Das Grundstiick der
Klager lag im Wasserschutzgebiet der Zone Ill B und war
im Jahr 1904 mit einem Wohnhaus bebaut worden. Im
Rahmen einer fiir das Jahr 2014 geplanten Umgestaltung
des Ortskerns und der Erneuerung der StraBenoberfla-
chen untersuchte die beklagte Gemeinde die vorhandene
offentliche Mischwasserkanalisation und einen Teil der
Anschlussleitungen und stellte dabei neben Schaden an
den Leitungen einen teilweise deutlich erhohten
Fremdwasseranteil fest.

Zur Sanierung wollte die Gemeinde auf ein &ffentliches
Trennkanalsystem (Schmutzkanal und Regenkanal) um-
stellen, in dem neben dem vorhandenen und als Regen-
wasserkanal weiter genutzten bisherigen Mischwasser-
kanal jeweils ein neuer Schmutzwasserkanal verlegt wird.
Im Hinblick darauf, dass die Umstellung auf ein 6ffentli-
ches Trennkanalsystem auch eine Trennung der An-
schlussleitungen auf den angeschlossenen Grundstiicken
notwendig machen wiirde, fiir die unter bestimmten
Voraussetzungen Fordermittel des Landes NRW gewahrt
werden, beschloss die beklagte Gemeinde den Erlass einer
Satzung uber die Durchfiihrung einer Zustand- und Funk-
tionspriifung (Dichtheitspriifung) als eine der fiir eine
Forderung zu erfullenden Voraussetzungen.

Mit der am 12.06.2015 erhobenen Klage begehrten die
Klager die Feststellung, dass sie nicht zur Prifung und
Vorlage einer Bescheinigung verpflichtet sind. Dem ist das
VG Minden nicht gefolgt. Zunachst weist das VG Minden
darauf hin, dass in Ermangelung einer speziellen Zustan-
digkeitsregelung in der Zustandigkeitsverordnung Um-
weltschutz NRW fiir den Vollzug gemall § 1 Abs. 3 Zu-
standigkeitsverordnung die Kreise und kreisfreien Stadte
als untere Umweltbehorden zustandig sind.

Deshalb konne die Rechtswirksamkeit der angegriffenen
Satzung nicht mit einer Anfechtungsklage zwischen den
Klagern und der beklagten Gemeinde geklart werden, weil
eine Anordnung zur Durchfilhrung der Zustand- und
Funktionspriifung nicht erlassen worden sei und deshalb
nur eine Feststellungsklage in Betracht komme, ob eine
entsprechende, satzungsrechtliche Prifpflicht fir private
Abwasserleitungen bestehe.

Nach dem VG Minden war der Landes-Verordnungsgeber
berechtigt, die Selbstiiberwachungsverordnung fiir 6f-
fentliche und private Abwasserleitungen vom 17.10.2013
(SuwVO Abw NRW) zu erlassen, die am 9.11.2013 in Kraft
getreten war. Der Bundesgesetzgeber habe in § 61 Abs. 1
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und Abs. 2 des Wasserhausgesetzes (WHG) die grundsatz-
liche Verpflichtung des Betreibers einer Abwasseranlage
zur Selbstliberwachung festgelegt. Dabei fallen unter dem
Begriff der Abwasseranlage auch private Abwasserleitun-
gen auf privaten Grundstiicken. Der Bundesgesetzgeber
bzw. Bundesverordnungsgeber habe aber - so das VG
Minden - bislang nicht von der Ermdchtigung in § 61 Abs.
3 WHG Gebrauch gemacht, wonach durch eine konkreti-
sierende Bundes-Rechtsverordnung die naheren Einzelhei-
ten geregelt werden konnen.

In § 23 Abs. 3 WGH sei aber die Ermachtigung an die Lan-
desregierung enthalten, durch Rechtsverordnung ent-
sprechende konkretisierende Vorschriften zu erlassen,
solange und soweit die Bundesregierung von der Ermach-
tigung zum Erlass einer Bundes-Rechtsverordnung uber
die Uberwachung von Abwasseranlagen bzw. Abwasser-
leitungen keinen Gebrauch macht. Von dieser Ermachti-
gung habe die Landesregierung Gebrauch gemacht, zumal
der Bund keine abschlieBende Regelung treffen wollte,
sondern den Landern die Regelung des Uberwachungsver-
fahrens uberlassen wollte, was sich auch aus den Geset-
zesmaterialien entnehmen lasse (vgl. BT-Drs. 16/12275,
S.70; BT-Drs. 16/12786, S. 5). Die Ermachtigung der Lan-
desregierung zum Erlass der SiwVO NRW 2013 folge
damit aus § 61 Abs. 2 LWG a.F. (jetzt: § 59 Abs. 4 LWG
n.F.).

Auch die von der Gemeinde erlassene Satzung auf der
Grundlage des § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW alte Fassung
(jetzt: § 46 Abs. 2 Satz 1 LWG neue Fassung) ist - so das VG
Minden - nicht zu beanstanden. Die Regelung der beklag-
ten Gemeinde, wonach einheitlich fiir alle Grundstiicke im
Geltungsbereich der Satzung unabhdngig von dem Jahr
der Verlegung der privaten Abwasserleitungen eine Frist
fiir die Prifung und Vorlage der Bescheinigung bis zum
31.12.2015 festgelegt wurde, sei von der Regelungsbe-
fugnis in § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW a. F. (jetzt: § 46
Abs. 2 Satz 1 LWG n. F.) gedeckt.

Zwar weiche die satzungsrechtliche Regelung insoweit
von der Selbstiiberwachungsverordnung SiwVO Abw
NRW ab, als in § 8 Abs. 3 SGUwVO Abw NRW nur fiir hausli-
che Abwasserleitungen, die vor dem 01.01.1965 errichtet
wurden, eine Frist bis zum 31.12.2015 festgelegt worden
sei und fur alle spater verlegten Leitungen eine Frist bis
zum 31.12.2020 eingeraumt werde. Der Gemeinde sei es
aber durch § 8 Abs. 4 Satz 4 SUiwVO Abw NRW zugestan-
den, dass sie die in der Verordnung gesetzten Fristen
durch Satzung verkiirzen kénne. Denn die Ermdchtigung
zum Erlass einer entsprechenden Satzung gelte nicht nur
flir den Erlass von Regelungen fiir Anschlussleitungen
auBerhalb von Wasserschutzgebieten, sondern auch fiir
Leitungen innerhalb dieser Gebiete.

Die Gemeinde habe das ihr durch die gesetzliche Ermach-
tigungsgrundlage eingerdumte Satzungsermessen (§ 53
Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG a. F. - jetzt: § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr.
1 a. F.) auch ordnungsgemaR ausgeiibt. Sie habe im Auf-
stellungsverfahren schliissig dargelegt, dass das Ergebnis
der Voruntersuchung und die dabei festgestellte
Fremdwasserproblematik in den konkret festgestellten
Satzungsgebiet detaillierte Uberprifungen auch der pri-
vaten Abwasserleitungen unabhangig von ihrem Alter
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notwendig machen wirden, um sachgerecht ein
Fremdwassersanierungskonzept aufstellen und um die
geplanten SanierungsmafBnahmen umsetzen zu kénnen.
Diesem Ziel diene auch die in der Satzung festgelegte Frist
zur Vorlage der Priifbescheinigung mit der Zustandsdo-
kumentation.

Entgegen der Ansicht der Klager verstof3t die Satzung
auch nicht gegen das aus dem Rechtsstaatsprinzip fol-
gende Publizitatsgebot. Zwar werde in der Satzung hin-
sichtlich der Zustand- und Funktionspriifung auf die all-
gemein anerkannten Regeln der Technik, namentlich die
DIN 1987 Teil 30 und die DIN EN 1610 verwiesen. Diese
DIN-Vorschriften habe der Landes-Verordnungsgeber aber
in § 9 Abs. 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 Satz 4 SGiwVO
Abw NRW ausdriicklich benannt und damit bestimmt,
dass diese DIN-Vorschriften die als allgemein anerkannte
Regeln der Technik gelten sollen.

In diesem Zusammenhang sei zu beachten, dass die
Rechtsprechung zur Publizitat von DIN-Vorschriften weit-
aus Uberwiegend zur Bekanntmachung von Bebauungs-
planen ergangen sei, in denen sich die Zulassigkeit be-
stimmter Bauvorhaben erst aus der Kombination der
Festsetzung des Bebauungsplans mit den in Bezug ge-
nommenen DIN-Vorschriften ergebe. Der Regelungsge-
halt der DIN-Vorschriften sei in diesen Fallen konstitutiv
fir das Recht, eine bauliche Anlage zu errichten. In der
Selbstiiberwachungsverordnung fiir 6ffentliche und pri-
vate Abwasserleitungen NRW und der gemeindlichen
Fristensatzung wiirden demnach die dort benannten DIN-
Vorschriften lediglich die zu beachtenden allgemeinen
anerkannten Regeln der Technik beschreiben.

Nach dem VG Minden ist es den Klagern auf der Grundla-
ge der Regelung der Selbstiiberwachungsverordnung fir
offentliche und private Abwasserleitungen und der ge-
meindlichen Fristensatzung ohne Kenntnis der DIN-
Vorschriften moglich zu erkennen, ob ihr Grundstiick von
der Verpflichtung zur Uberpriifung betroffen sei. Sei die-
ses der Fall, konnten sich die Klager an die Gemeinde
wenden, um die naheren Einzelheiten zum Prifverfahren
zu erfahren.

Nach § 53 Abs. 1 e Satz 3 LWG a. F. (jetzt: § 46 Abs. 2 Satz 3
LWG n. F.) sei die Gemeinde sogar verpflichtet, die Grund-
stlickseigentiimer liber ihre Pflichten nach den §§ 60 und
61 WHG zu unterrichten und zu beraten. Auch die beklag-
te Gemeinde biete in ihrer Fristensatzung ausdriicklich
Hilfestellung durch Beratung und Unterrichtung an. Hier-
zu gehore auch die Moglichkeit, bei ihr die DIN-
Vorschriften einzusehen, ohne dass dies in der Satzung
ausdriicklich geregelt werden musste.
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488 Verwaltungsgericht Cottbus

zu Pflichtrestmiilltonne

Das VG Cottbus hat mit Urteil vom 22.03.2018 (Az. 6 K
1975/15) entschieden, dass auch bei einem gewerblichen
Abfallbesitzer/-erzeuger zwangslaufig Abfalle zur Beseiti-
gung anfallen, so dass eine Pflicht-Restmiilltonne des
offentlich-rechtlichen Entsorgungstragers (Stadt, Ge-
meinde) in Benutzung zu nehmen ist. In dem entschiede-
nen Fall hatte der gewerbliche Abfallbesitzer/-erzeuger
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ein Bestatigungsschreiben einer Entsorgungsanlage vor-
gelegt, wonach diese in der Lage sei, gewerbliche Sied-
lungsabfalle mit einer Quote von 100 % zu verwerten.

Dieses reicht nach dem VG Cottbus nicht aus. Auch das
Entsorgungsfachbetriebe-Zertifikat der Klagerin zur Lage-
rung, Beférderung und Sammlung von u. a. gemischten
Siedlungsabfallen treffe keine Aussage dariiber, ob es sich
bei diesen Abfallen um Abfalle zur Verwertung oder Besei-
tigung handele. Ebenso gentige der Hinweis der Klagerin
auf die Kompostierung biologisch abbaubarer Abfille
nicht, da hier eindeutig nachgewiesen werde miisse, dass
samtliche anfallenden gewerbliche Siedlungsabfalle ord-
nungsgemal verwertet wiirden.

Durch die Klagerin sei deshalb als gewerblicher Abfallbe-
sitzer/-erzeuger vielmehr der Nachweis zu fiihren, dass
mit dem Zufihren ihrer gewerblichen Siedlungsabfalle zu
einer von ihr benannten Sortierungsanlage ein Verfahren
eingeleitet wird, dessen Hauptergebnis eine stoffliche
bzw. energetische Verwertung darstelle. Der Erzeuger
bzw. Besitzer gewerblicher Siedlungsabfalle bendtige ein
MindestmaR an konkreten Informationen dariber, in
welcher Art und Weise die von ihm abgegebenen Abfalle
weiter behandelt werden.

Ubergibt der Gewerbetreibende die Abfille einem Entsor-
gungsunternehmen, habe dieses - so dass VG Cottbus -
jedenfalls in groben Ziigen naher darzulegen, in welchem
Umfang und in welcher Art und Weise die lbernomme-
nen Abfalle einer stofflichen Verwertung zugefiihrt bzw.
zu einer energetischen Verwertung aufbereitet werden.

Az.:25.0.2.1qu Mitt. StGB NRW September 2018

489 Bundesverwaltungsgericht zu Abfallgebiihr

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat mit Be-
schluss vom 26.04.2018 (Az. 9 BN 4.18 - abrufbar
www.bundesverwaltungsgericht.de) entschieden, dass
einer Gemeinde bei der Bemessung von Abfallgebilihren
ein weiterer Gestaltungsspielraum eroffnet ist, dessen
Grenzen mit Blick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz in
Artikel 3 Abs. 1 Grundgesetz (GG) erst dann Uberschritten
sind, wenn die Gebuhrenregelung nicht mehr durch sach-
liche Griinde gerechtfertigt ist.

Dabei lasst Art. 3 Abs. 1 GG nach dem BVerwG - in Verbin-
dung mit dem im Rechtsstaatsprinzip verankerten Grund-
satz der Praktikabilitat - je nach den Umstanden des Ein-
zelfalls bei der Bemessung von Miillabfuhrgebiihren so-
wohl mengen- oder gewichtsorientierte als auch perso-
nen- oder haushaltsbezogene GebiihrenmaRstibe (Kos-
tenverteilungsschliissel) zu. Nach dem BVerwG ist inso-
weit vor allem von Bedeutung, ob und inwieweit in der
mit der Abfallgebilihr abgegoltenen Leistung Teilbereiche
der Millentsorgung miterfasst sind, die - wie z. B. die
Sperrmiillabfuhr - nicht strikt personenbezogen sind,
sondern sich starker an Haushalten ausrichten.

Eine Gemeinde konne auch wie in dem entschiedenen Fall
beide MaRstabe kombinieren (vgl. Bundesverwaltungsge-
richt, Urteile vom 21.10.1994 - Az. 8 C 21.92 - und vom
20.12.2000 - Az. 11 C 7.00). Insoweit hat das BVerwG das
Urteil des OVG Bremen vom 26.09.2017 (Az.: 1 D 281/14 -
MittStGB NRW Nr. 110/2018) bestdtigt und die Be-
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schwerde des Antragstellers gegen die Nichtzulassung der
Revision zurtickgewiesen.

Bezogen auf die von der Gemeinde erhobene Grundge-
biihr weist das BVerwG darauf hin, dass die Grundgebiihr
gerade fur das Vorhalten sowie die Bereitstellung des
betriebsfertigen offentlichen Abfallentsorgungssystems
erhoben wird (z. B. Vorhaltung der Fahrzeuge fiir die Ab-
fallentsorgung, Betrieb von Recyclingstationen und des
Schadstoffmobils). Diese Kosten fiir diese Vorhalteleis-
tungen seien unabhangig von der jeweiligen Nutzung
durch den gebiihrenpflichtigen Benutzer. Es sei demnach
eine Gleichbehandlung und keine Ungleichbehandlung
festzustellen.

Im Ubrigen decke die Grundgebuhr im entschiedenen Fall
nur 25 % des Gebuhrenbedarfs fiir die Hausmiillentsor-
gung ab, so dass die Geblhren im Ubrigen (zu 75 %) ver-
ursachergerecht verteilt und erhoben werden. In Ankniip-
fung daran werden damit nach dem BVerwG auch Anreize
zur Abfallvermeidung und -verwertung erzielt. Die er-
wiinschte Verhaltenssteuerung bestehe im Anreiz, bei den
AbfallgefiBen Zusatzleerungen und -gebiihren zu ver-
meiden und zwar durch Verringerung des individuellen
Abfallaufkommens sowie der Nutzung von (,gebiihren-
freien“) kommunalen Sammel- und Verwertungsleistun-
gen.

Da in dem entschiedenen Fall ein nicht unerheblicher
Anteil der Haushalte die Zahl der Mindestentleerungen
Uberschreite, konne - so das BVerwG - von einem durch-
aus relevanten Anreiz zur Abfallvermeidung und Abfall-
verwertung ausgegangen werden. Deshalb sei es auch
insgesamt nicht zu beanstanden, dass die Ab-
fall(leistungs)geblhr grundsatzlich degressiv nach der
jeweiligen GroRRe der Abfallbehadlter ausgestaltet worden
sei.
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490 Oberverwaltungsgericht NRW zu Sammlung

von Alttextilien

Das OVG NRW hat mit Urteil vom 25.04.2018 (Az. 11 A
2142/14 - abrufbar unter: www.justiz.nrw.de) liber die
RechtmaBigkeit einer Ordnungsverfiigung zur Beseiti-
gung von Altkleidercontainern entschieden, die auf einem
privaten Grundstiick abgestellt worden waren. Die Ord-
nungsverfiigung wurde u. a. damit begriindet, dass die
Containeraufstellung iber den Gemeingebrauch hinaus-
gehe und die daher erforderliche strallenrechtliche Son-
dernutzungserlaubnis nicht erteilt worden sei.

Nach dem OVG NRW stellt das Abstellen von Altkleider-
containern im o6ffentlichen StraRenraum ohne die dafiir
erforderliche straRenrechtliche Sondernutzungserlaubnis
eine unerlaubte Sondernutzung dar. Dieses gilt nach dem
OVG NRW auch fir solche Container, die nicht auf 6ffent-
lichem Stralengrund, aber so auf dem angrenzenden
Privatgeldnde aufgestellt worden sind, dass die Benutzer
wahrend des Befiillens auf der &6ffentlichen Verkehrsfla-
che verweilen miissen.

Steht ein Altkleidersammelcontainer aber so auf dem
privaten Grundstiick, dass zu einer Befiillung des Contai-
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ners die offentliche StraRe nicht benutzt werden muss, so
liegt keine straBenrechtliche Sondernutzung vor. Im ent-
schiedenen Fall konnte der genaue Abstand der Container
zur 6ffentlichen Verkehrsflache zwar nicht mehr so genau
festgestellt werden. Der Abstand lag aber wohl zwischen
75 cm und 100 cm.

Ein solcher Abstand zwischen dem Altkleidercontainer
und dem offentlichen StraBenraum reicht jedenfalls nach
dem OVG NRW aus, um den Container - allein vom Privat-
grundstiick aus - ordnungsgemaf} zu bedienen. Selbst
wenn der Altkleidersack ,mit Schwung” eingeworfen
werde, fiihre ein lediglich fiir den Augenblick im &ffentli-
chen Verkehrsraum befindlicher Arm oder Ellenbogen des
Bedieners nicht zu einer Beeintrachtigung des offentli-
chen Verkehrsraums im Rechtssinne, so dass eine stra-
Benrechtliche Sondernutzungserlaubnis nicht erforderlich
sei, weil der Tatbestand der straRenrechtlichen Son-
dernutzung nicht erfiillt sei.
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491 Verwaltungsgericht K6In zu Widerspruch

bei Kostenersatzbescheiden

Das VG Koln hat mit Beschluss vom 21.06.2018 (Az. 17 L
1417/18) entschieden, dass bei einem Kostenersatzbe-
scheid nach § 10 KAG NRW kein Widerspruch zuldssig ist,
sondern gegen den Bescheid ohne Durchfiihrung eines
Widerspruchsverfahren nur Klage erhoben werden kann.
In der Folge hierzu ist auch gemall § 110 Abs. 2 Nr. 6 Jus-
tizgesetz NRW kein Widerspruchsverfahren durchzufiih-
ren. Vor diesem Hintergrund hatte die beklagte Gemeinde
- so das VG KoIn - nicht beachtet, dass sie dem Kostener-
satzbescheid vom 16.10.2017 eine falsche Rechtsmittelbe-
lehrung beigefligt hatte, denn die Rechtsmittelbelehrung
hatte ausweisen missen, dass gegen den Kostenersatzbe-
scheid sofort innerhalb der Klagefrist Klage zu erheben ist.

Das VG Koln begriindet dieses damit, dass Anschlusskos-
ten nach § 10 KAG NRW auf der Grundlage der sténdigen
Rechtsprechung OVG NRW keine offentlichen Abgaben
oder Kosten im Sinne § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO sind.
Deshalb hat das VG Kéln festgestellt, dass die Klage gegen
den Kostenersatzbescheid ,in der Gestalt des Wider-
spruchsbescheides” gemall § 80 Abs. 1 VwGO aufschie-
bende Wirkung hat und eine angekiindigte Zwangsvoll-
streckung bis zur Entscheidung in der Hauptsache
rechtswidrig ist.

Rechtsprechung des OVG NRW liegt allerdings zu dieser
Fragestellung noch nicht vor. Dabei ist auch zu beachten,
dass zumindest in § 10 Abs. 2 Satz 2 KAG NRW geregelt
ist, dass fiir den Kostenersatzanspruch die Vorschriften
des KAG NRW entsprechend gelten. Gleichwohl ist die
Rechtsprechung des VG Kéln von denjenigen Stadten und
Gemeinden zu beachten, die in dessen Zustandigkeitsbe-
reich liegen, wenn und soweit Kostenersatzbescheide auf
der Grundlage des § 10 KAG NRW erlassen werden.

Az.:24.1.2.1qu Mitt. StGB NRW September 2018
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12. Klimaschutzkonferenz ,,Kommunen aktiv
fiir den Klimaschutz*

492

Am 26. Februar 2019 veranstaltet der Deutsche Stadte-
und Gemeindebund in Kooperation mit dem Stadte- und
Gemeindebund NRW die zwdlfte Fachkonferenz zum
Klimaschutz. Sie findet erstmalig an einem neuen Veran-
staltungsort statt, dem Forschungszentrum caesar, Lud-
wig-Erhard-Allee 2 in Bonn.

Stadte und Gemeinden in Deutschland sind seit vielen
Jahren maRgebliche Akteure beim Klimaschutz und bei
der Energieeffizienz. Vor diesem Hintergrund veranstalten
der DStGB und der StGB NRW seit dem Jahr 2008 jahrliche
Fachkonferenzen zum Klimaschutz. Die hohen Teilneh-
merzahlen der Konferenzen von lber 200 Vertreterinnen
und Vertretern aus Kommunen, Politik, Wissenschaft und
Wirtschaft zeigen das ungebrochen grof3e Interesse an
der Aktualitat dieses Themas. Ziel der Veranstaltungen ist
es, den Erfahrungsaustausch kommunaler Praktiker mit
weiteren Akteuren des Klimaschutzes und der Energieeffi-
zienz zu fordern.

Mit dem Titel ,Kommunen aktiv fir den Klimaschutz®
werden erneut vorbildliche und innovative kommunale
Praxisbeispiele zur Erreichung der Klimaschutzziele auf-
gezeigt und die aktive Diskussion unter Kollegen gefor-
dert.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze wird zu den
aktuellen Herausforderungen in der deutschen Klima-
schutzpolitik referieren. Prof. Dr. Dr. h.c. Hans Joachim
Schellnhuber, Direktor des Potsdam-Instituts fur Klima-
folgenforschung (PIK) wird ebenfalls zu den Teilnehmern
der Konferenz sprechen.

Begriit werden die Teilnehmer vom Prasidenten des
StGB NRW und 1. Vizeprasidenten des DStGB, Biirgermeis-
ter Roland Schafer aus Bergkamen. Zahlreiche Biirger-
meister und weitere kommunale Vertreter stellen dariiber
hinaus Projekte in vier Fachforen vor:

Forum I: Die Mobilitat von morgen - Schone neue Welt?
Forum II: Klimawandel - Kommune wetterfest Machen

Forum llI: Die nachhaltige Kommune - Von guten Beispie-
len lernen

Forum IV: Energieeffizienz und erneuerbare Energien -
Wunsch oder Wirklichkeit?

Der Teilnehmerpreis betragt 190,- Euro. Bereits jetzt wer-
den Anmeldungen entgegen genommen unter ff. E-Mail-
Adresse: schuetz@congressundpresse.de.

Az.: 23.1.10-001 gr Mitt. StGB NRW September 2018

493 3. Nachhaltigkeitsbericht NRW-Kommunal
2018 veroffentlicht

Seit Jahrzehnten beschéftigen sich die Kommunen und
das Land NRW mit Nachhaltiger Entwicklung. Was hat
sich in den letzten Jahren getan und wo stehen wir aktu-
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ell? Diesen Fragen widmet sich der zum dritten Mal in
Folge erschienene Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal
2018.

Der vorliegende Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal
2018 schreibt die letztmalig von der LAG 21 NRW im Jahr
2016 erhobenen und berechneten Indikatoren einer
Nachhaltigen Entwicklung auf der kommunalen Ebene in
Nordrhein-Westfalen fort. Dabei ist eine Vergleichbarkeit
mit den Erhebungen und Berechnungen aus dem Jahr
2016 und auch mit der im Jahr 2012 veroéffentlichten
Vorgangerstudie ,Rio +20 NRW*“ moglich.

Monitoring von kommunalen Nachhaltigkeitsprozessen
ist ein zentraler Bestandteil fiir eine strategische und
erfolgreiche Nachhaltige Entwicklung. Mit Hilfe einer
statistischen Umfrage zu kommunalen Strukturen und
Prozessen sowie einem datengestiitzten Indikatorenset
mit 27 Nachhaltigkeitsindikatoren wird eine strategische
Auseinandersetzung mit kommunalen Aspekten einer
Nachhaltigen Entwicklung in NRW gestarkt.

Der Nachhaltigkeitsbericht ist in den Prozess zur Weiter-
entwicklung und Umsetzung der NRW-Nachhaltigkeits-
strategie eingebettet. Nur durch kontinuierliches Monito-
ring der Nachhaltigkeitsaktivitaten wird deutlich, ob der
richtige Weg eingeschlagen ist - das gilt fiir den Bund
ebenso wie fiir Land und Kommunen. Daher leistet der
Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal eine wichtige wis-
senschaftliche Grundlage zur Orientierung der kommuna-
len Nachhaltigen Entwicklung in NRW.

In den Nachhaltigkeitsberichten nrwkommunal steht
nicht die einzelne Kommune im Mittelpunkt der Betrach-
tung, sondern es wird ein Gesamteindruck tber den Sta-
tus Quo und die Entwicklungen der jlingeren Vergangen-
heit hinsichtlich einer Nachhaltigen Entwicklung des ge-
samten kommunalen Spektrums in Nordrhein-Westfalen
aufgezeigt. Die den Indikatoren zugrunde liegenden Da-
ten und notwendigen Berechnungen liegen dabei fiir alle
396 Stadte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen vor.
So konnen auf Wunsch einzelner Kommunen detaillierte
Auswertungen erfolgen, die einen Beitrag zum Monito-
ring und zur Evaluation bereits vorhandener Strategien
und Zielsetzungen im Bereich nachhaltige Entwicklung
leisten konnen.

Der Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal 2018 ist eng
mit den Nachhaltigkeitsprozessen des Landes Nordrhein-
Westfalen verkniipft. Er leistet liber die erhobenen quali-
tativen Informationen zu Strukturen und Prozessen einer
Nachhaltigen Entwicklung auf der kommunalen Ebene
einen Beitrag zum landesweiten Indikatorenset, mit dem
ein kontinuierliches Monitoring der Nachhaltigen Ent-
wicklung sowie die Evaluation der landesweiten Nachhal-
tigkeitsstrategie turnusmaRig erfolgt.

Der Nachhaltigkeitsbericht steht unter der nachfolgenden
Internetadresse zum Download bereit:
https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/Forschu
ng/NRWKOMMUNAL 2018.pdf
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MITTEILUNGEN 9/2018


mailto:schuetz@congressundpresse.de
https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/Forschung/NRWKOMMUNAL_2018.pdf
https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/Forschung/NRWKOMMUNAL_2018.pdf

494 Verwaltungsgericht Diisseldorf

zu Wassergebiihr

Das VG Dusseldorf hat mit Urteil vom 27.02.2018 (Az. 5 K
15795/16 - abrufbar unter www.justiz.nrw.de) entschie-
den, dass sich eine Stadt auch dazu entscheiden kann, die
Wasserversorgung zu rekommunalisieren. Im Falle der
Rekommunalisierung der Aufgabenerfiillung riickt nach
dem VG Diisseldorf - ebenso wie im Zuge einer Privatisie-
rungsmalinahme - der abgabenrechtliche Grundsatz der
Erforderlichkeit der Kosten in den Vordergrund. Bei jeder
Entscheidung Uber die Anderung der Organisationsform
sind die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit der Haushaltswirtschaft zwingend zu beachten.

Da diese haushaltsrechtlichen Grundsatze im Rahmen des
geblihrenrechtlichen Grundsatzes der Erforderlichkeit der
Kosten einen gebiihrenrechtlichen Widerhall finden, kann
ein haushaltsinterner Organisationsakt auch iiber die
Briicke der Benutzungsgebiihr durch ein Verwaltungsge-
richt Uberpriift werden. Im entschiedenen Fall war aber
die Rekommunalisierung der Wasserversorgung nach
dem VG Dusseldorf mit dem gebiihrenrechtlichen Grund-
satz der Erforderlichkeit der Kosten als vereinbar anzuse-
hen und die erhobene Wassergebuihr deshalb rechtmaRig.

Dieses galt - so das VG Dusseldorf - auch fiir die in die
Wassergebiihr eingestellte Konzessionsabgabe, weil im
Zuge der Rekommunalisierung der Wasserversorgung die
notwendigen Wasserversorgungsanlagen im Eigentum
eines Dritten (hier: einer Aktiengesellschaft) verblieben
waren. Die Stadt konnte deshalb von dieser Aktiengesell-
schaft als eigenstandiges Rechtsubjekt eine Konzessions-
abgabe erheben und es ergaben sich hierdurch auch keine
Mehrkosten, weil die Konzessionsabgabe auch bereits vor
der Rekommunalisierung erhoben worden war.
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495 Oberverwaltungsgericht NRW

zu Duldungsbescheiden

Das OVG NRW hat mit Urteil vom 20.11.2017 (Az. 9 A
1486/15 - abrufbar unter www.justiz.nrw.de) entschie-
den, dass der Erlass eines Duldungsbescheides wegen
Abwassergebiihrenforderungen voraussetzt, dass der
zugrunde liegende Abgabeanspruch ordnungsgemaR
festgesetzt, fallig und vollstreckbar ist. Die Duldungs-
pflicht ist - so das OVG NRW - ndmlich nach dem Grund-
satz der Akzessorietat abhdngig von der so genannten
JErstschuld (Gebihrenschuld) und setzt das Bestehen
einer Abgabeschuld (Gebiihrenschuld) voraus. Dazu ge-
hort auch, dass die Erstschuld dem richtigen Adressaten
wirksam bekannt gegeben worden ist (§ 12 Abs. 1 Nr. 3 b
KAG NRW in Verbindung mit § 124 Abs. 1 Abgabenord-
nung). Dieses war nach dem OVG NRW in dem zu ent-
scheidenden Fall nicht gegeben.

Die beklagte Stadt konnte sich nach dem OVG NRW nicht
auf die Bekanntgabe-Vermutung nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 b
KAG in Verbindung mit § 122 Abs. 2 Abgabenordnung
berufen. Danach gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt, der
durch die Post Gibermittelt wird, am dritten Tage nach der
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Aufgabe zur Post als bekannt gegeben, auBer wenn er
nicht oder zu einem spateren Zeitpunkt zugegangen ist.
Im Zweifel hat die Behdrde den Zugang des Verwaltungs-
aktes und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.
§ 122 Abs. 2 Abgabenordnung findet aber nur dann An-
wendung, wenn das maf3gebliche Schriftstiick tatsachlich
an die Post weitergeleitet wurde.

Dieses konnte im vorliegenden Fall - so dass OVG NRW -
nicht festgestellt werden. Die beklagte Stadt hatte wie-
derholt eingerdumt, dass sie den Zeitpunkt der Aufgabe
der Bescheide zur Post nicht belegen kann. Es befanden
sich insbesondere keine sog. ,Abvermerke“ zu den drei
Gebiihrenbescheiden in den Verwaltungsvorgangen.
Sonstige Tatsachen, aus denen auf eine Ubergabe der
Bescheide zur Post geschlussfolgert hatte werden kdnnen,
z.B. ein Postausgangsstempel oder ein Eintrag in ein
Postausgangsbuch, wurden von der beklagten Stadt nicht
geltend gemacht und lieRen sich den vorliegenden Unter-
lagen auch nicht entnehmen.

Die Beschreibung des weitgehend automatisierten Ver-
fahrens der Bescheid-Erstellung reicht insoweit nach dem
OVG NRW aber nicht aus. In Anknuipfung daran waren die
Duldungsbescheide deshalb rechtswidrig, weil die zu-
grunde liegenden Forderung nicht vor Ablauf der vierjah-
rigen Festsetzungsverjahrungsfrist (vgl. § 12 Abs. 1 Nr. 4 b
KAG NRW in Verbindung mit § 169 Abgabenordnung)
festgesetzt worden war.
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496 Oberverwaltungsgericht NRW zu Betonmauer
an einem Bach

Das OVG NRW hat mit Beschluss vom 30.05.2018 (Az.: 20
B 542/17 - abrufbar unter: www.justiz.nrw.de) entschie-
den, dass die auf einem Baugrundstiick an einem Bach auf
einer Lange von ca. 20 m mit Betonteilen errichtete Mauer
als Anlage an einem Gewdsser im Sinne des § 36 WHG
beseitigt werden muss. Das OVG NRW folgte insbesonde-
re dem Vortrag nicht, die Errichtung der Mauer mit Beton-
teilen an dem Bach sei durch die erteilte Baugenehmi-
gung zur Errichtung einer Lagerhalle abgedeckt.

Vielmehr habe - so das OVG NRW - bereits ein Hinweis der
Baugenehmigungsbehorde vorgelegen, wonach ein min-
destens drei Meter breiter Uferstreifen von baulichen
Anlagen freigehalten werden miisse. AulRerdem sei die
Errichtung einer Mauer an einem Gewasser ein Gewas-
serausbau und dieser bediirfe der Durchfiihrung eines
Planfeststellungsverfahrens (§ 68 Abs. 1i. V. m. § 67 Abs. 2
Satz 1 WHG). Durch die baurechtlichen Vorschriften tber
die Genehmigungsverfahren von Bauvorhaben bleiben
nach dem OVG NRW zudem die Vorschriften lber das
Planfeststellungsverfahren unberiihrt (§ 63 Abs. 3 BauO
NRW).

Die Baugenehmigung habe somit keine Legalisierungs-
wirkung dahin, dass ein wasserrechtliches Planfeststel-
lungsverfahren Uberfliissig ist. Die einem Planfeststel-
lungsbeschluss zukommende Konzentrationswirkung
(§ 75 Abs. 1 Satz 1 VWVfG NRW) fiihre vielmehr lediglich
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dazu, dass es neben der Planfeststellung von vorherein
keiner Baugenehmigung fiir ein Vorhaben bedarf und fir
die Erteilung einer Baugenehmigung zur Legalisierung
eines Vorhabens damit kein Raum verbleibe.
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497 Oberverwaltungsgericht NRW

zu Rohrleitungsanlage am Bach

Das OVG NRW hat mit Beschluss vom 18.05.2018 (Az.: 20
B 117/18 - abrufbar unter: www.justiz.nrw.de) entschie-
den, dass die zustandige Wasserbehorde die Beseitigung
einer Anlage an einem Bach (Gewasser) anordnen kann,
wenn diese ohne die erforderliche Genehmigung errichtet
worden ist. Der Grundsatz der VerhdltnismaRigkeit gebie-
tet es nach dem OVG NRW erst dann von einer Beseiti-
gungsanordnung Abstand zu nehmen, wenn sich verlass-
lich absehen lasst, dass einer nachtraglichen Genehmi-
gung nichts entgegensteht oder sich zumindest deutliche,
uberwiegende Anhaltspunkte in diese Richtung ergeben.

Im entschiedenen Fall ging es um die Querung eines Ba-
ches durch eine Rohrleitungsanlage auf Stahltragern,
wobei diese beiderseits des Baches im Uferbereich auf in
der Boschung eingebrachten Betonfundamenten aufla-
gen. Anlagen an Gewassern (§ 36 WHG) bediirfen nach
dem OVG NRW gemaR § 22 LWG NRW einer Genehmi-
gung der zustandigen Wasserbehorde. Die in Rede ste-
hende Rohrleitungs-Anlage widersprach - so das OVG
NRW - insbesondere einer naturnahen Einwicklung des
Baches als Gewasser, weil es ein festes bauliches Hinder-
nis gegentiiber etwaigen Veranderungen des Bachverlaufs
und seiner Ufer darstellt.

Damit stand der Erteilung einer Genehmigung fur die
Anlage insbesondere entgegen, dass die Moglichkeiten
einer Rickfiihrung des geradlinigen Baches in einen na-
turnahen Zustand verloren gingen. Dieses ist nach dem
OVG NRW mit den BewirtschaftungsmaRgaben fir Ge-
wasser in § 27 WHG nicht vereinbar.
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498 Verwaltungsgericht Miinster zu Gebiihren-

Vereinbarungen

Das VG Miinster hat in einem jetzt bekannt gewordenen
Urteil vom 21.02.2017 (Az.: 7 K 1475/15 - abrufbar unter:
www.justiz.nrw.de ) entschieden, dass die Erhebung von
Schmutzwassergebiihren nur nach MaRRgabe der Gesetze
und nicht abweichend von den gesetzlichen (und gebiih-
rensatzungsrechtlichen) Regelungen durch vertragliche
Vereinbarungen erfolgen darf.

Vertragliche Vereinbarungen sind nach dem VG Miinster
danach insbesondere dann nichtig, wenn der Geblhren-
schuldner nicht eine andere, seiner Benutzung der 6ffent-
lichen Einrichtung aquivalente Gegenleistung erbringt,
die eine Belastung der Ulbrigen Gebuhrenschuldner mit
dem seiner Benutzung entsprechenden Kostenanteil aus-
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schlieRt. Die Wirksamkeit einer Vereinbarung ist damit
maBgeblich daran gekniipft, dass eine dquivalente Gegen-
leistung kumulativ (zusammen) zu einer zeitlichen Befris-
tung des Gebiihrenverzichts vorliegen muss (so: OVG
NRW, Beschluss vom 24.07.2013 - Az.: 9 A 1290/12 - ;
Queitsch in: Hamacher/Lenz/Menzel/Queitsch, KAG NRW,
§ 6 KAG NRW Rz. 138).

Az.:24.1.2.1qu Mitt. StGB NRW September 2018

499 Verwaltungsgericht K6In zu Anschluss

an Regenwasserkanal

Das VG KoIn hat mit Beschluss vom 08.02.2018 (Az.: 14 L
99/18 - abrufbar unter: www.justiz.nrw.de) entschieden,
dass ein Grundstuckseigentiimer sein Grundstiick auch
dann an den offentlichen Regenwasserkanal der Stadt
anschlieBen muss, wenn er das gesamte auf seinem
Grundstiick auf bebauten und befestigten Fldchen anfal-
lende Niederschlagswasser im Rechtssinne des § 54 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 WHG in Zisternen auffangen mochte, um
damit den Uber 200 Quadratmeter grolen Garten zu be-
wassern und einen Gartenteich zu speisen.

Ein Freistellungsanspruch setzt nach dem VG Kéln voraus,
dass durch den Grundstiickseigentiimer nachgewiesen
wird, dass die Nutzung des Niederschlagswassers auf dem
Grundstiick gemeinwohlvertraglich moglich ist. Allein die
Behauptung des Grundstiickseigentiimers, dass es sich bei
der beabsichtigten Nutzung des Niederschlagswassers um
einen bodenbezogenen und erlaubnisfreien Vorgang han-
dele, vermag die erforderliche sachverstandige bzw. was-
serbehordliche Priifung nicht zu ersetzen, denn insbeson-
dere misse - so das VG KéIn - die Uberschwemmung von
Nachbargrundstiicken durch das Niederschlagswasser
ausgeschlossen werden (so: OVG NRW, Beschluss vom
24.02.2017 - Az.: 15 B 49/17).

Insoweit stellt das VG Kéln klar, dass auch die Freistellung
von der Abwasserliberlassungspflicht fiir das Nieder-
schlagswasser bei einem bereits bestehenden Anschluss
an den offentliche Regenwasserkanal (§ 49 Abs. 4 Satz 3
LWG NRW) ebenfalls den Nachweis des Grundstiicksei-
gentiimers voraussetzt, dass eine Uberflutung vor allem
von Nachbargrundstiicken ausgeschlossen ist. Insoweit
verweise § 49 Abs. 4 Satz 3 LWG NRW (Freistellung bei
einem bestehenden Anschluss an den 6ffentlichen Kanal)
ausdriicklich auf die Voraussetzungen des § 49 Abs. 4 Satz
1 LWG NRW. Unabhdngig davon sei es die standige Recht-
sprechung des OVG NRW, dass eine Stadt nicht von der
Abwasseriiberlassungspflicht (§ 48 LWG NRW) vollstandig
freistellen muss, wenn sie vor dem Grundstiick einen
offentlichen Regenwasserkanal gebaut hat (so: OVG NRW,
Beschluss vom 24.02.2017 - Az.: 15 B 49/17).

Der StGB NRW weist ergdnzend darauf hin, dass die Nut-
zung von Niederschlagswasser durch den Beschluss des
VG KolIn auf der Grundlage der standigen Rechtsprechung
des OVG NRW nicht ausgeschlossen wird. Vielmehr muss
auch bei der Nutzung von Niederschlagswasser auf einem
privaten Grundstiick eine Uberschwemmung oder Uber-
flutung von Nachbargrundstiicken ausgeschlossen wer-
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den. Dies muss nachgewiesen werden.

Vor diesem Hintergrund mussen auch Grundstiicke mit
Regenwassernutzungsanlagen, Dachbegrinungen und
Gartenteichen grundsatzlich liber einen Anschluss an den
offentlichen Kanal verfiigen, damit insbesondere Schaden
an Nachbargrundstiicken (vor allem bei Starkregenereig-

nissen) nicht eintreten, denn auch die Speicherfahigkeit
bzw. mengenmalige Aufnahmefdhigkeit von Regenwas-
sernutzungsanlagen, Dachbegriinungen und Gartentei-
chen ist begrenzt (vgl. Queitsch, KStZ 2017, S. 66 ff., 69).
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